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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

Vor Eintritt in die Tagesordnung 7 

Der Ausschuss beschließt, TOP 9 – den CDU-Antrag 
„Arbeitsschutz effizient gestalten“ – abzusetzen, da dieser 
Antrag bereits am 12. September 2013 abschließend beraten 
worden ist. 

1 Gesetz zur Novellierung des Gesetzes über die Zuweisung und 
Aufnahme ausländischer Flüchtlinge (Flüchtlingsaufnahmegesetz – 
FlüAG) 8 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/6689 

– Sachverständigengespräch 

Der Ausschuss hört hierzu die in der folgenden Tabelle aufgeführten Experten: 
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Organisationen/Verbände Sachverständige Stellungnahmen Seiten 

Städtetag Nordrhein-
Westfalen, Köln  

Karin Welge, Sozialdezer-
nentin Gelsenkirchen  

 
 
 
 

16/2207 

25, 31 

Städte- und Gemeinde-
bund Nordrhein-
Westfalen, Düsseldorf  

Dr. Manfred Wichmann 8, 19, 
32 

Landkreistag Nordrhein-
Westfalen, Düsseldorf  

Dr. Marcus Faber 24 

Flüchtlingsrat Nordrhein-
Westfalen e. V., Bochum 

Birgit Naujoks 16/2220 10, 23 

Stadt Wuppertal, Ressort 
Zuwanderung und In-
tegration 

Hans Jürgen Lemmer, Res-
sortleiter 

16/2180 11, 26, 
30 

Evangelisches Büro 
NRW, Düsseldorf  

Helge Hohmann, Beauftrag-
ter der Evangelischen Kir-
chen bei Landtag und Lan-
desregierung  

 12, 27 

 

Vor Weiterführung der Tagesordnung 34 

Aktuelle Viertelstunde (beantragt von der CDU-Fraktion; s. Anlage) 

hier: 

 „Zwölf verletzte Polizisten nach Massenschlägereien auf Schalke: Ist 
Innenminister Jägers neues Einsatzkonzept gescheitert?“ 

– Bericht der Landesregierung 

– Diskussion – 

Der Ausschuss beschließt, Tagesordnungspunkt 3 in Ver-
bindung mit der Aktuellen Viertelstunde zu behandeln. 

3 Ergebnis des Pilotversuchs zur lageangepassten Reduzierung der 
polizeilichen Präsenz bei Fußballspielen 40 

Vorlage 16/2294 

– Unterrichtung durch das Ministerium für Inneres und Kommunales 
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    Der Ausschuss beschließt, auch Tagesordnungspunkt 4 direkt 
   mitzubehandeln. 

4 Gewalt auf den Stadionvorwiesen beim Rheinderby Köln gegen 
Mönchengladbach 66 

– Vorlage 16/2289 

– ohne weitere Diskussion – 

2 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes 
Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2015 (Haushaltsgesetz 
2015) 67 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksachen 16/6500, 16/6710 sowie 16/6990 

Vorlage 16/2173 

Einzelplan 03 – Ministerium für Inneres und Kommunales 

– Einzelberatungen 

5 Planungsstand bezüglich neuer Aufnahmeeinrichtungen für 
Asylbewerber und aktuelle Situation in den Einrichtungen (TOP 
beantragt von der Fraktion der PIRATEN; siehe Anlage) 74 

Vorlage 16/2290 

– Bericht der Landesregierung 

Der Innenausschuss kommt überein, sich in den nächsten 
beiden Sitzungen des Innenausschusses automatisch wieder 
mit dieser Thematik zu befassen. 

6 Beteiligung Minderjähriger aus Nordrhein-Westfalen am Dschihad in 
Syrien und im Irak? (TOP beantragt von der CDU-Fraktion; siehe 
Anlage) 95 

Vorlage 16/2283 

– Bericht der Landesregierung 
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7 Polizistin rechtfertigt verspätete Festnahme von Einbrechern (TOP 

beantragt von der CDU-Fraktion; siehe Anlage) 97 

Vorlage 16/2298 

– Bericht der Landesregierung 

– ohne Diskussion – 

8 Bewerberinnen und Bewerbern mit mittleren Bildungsabschlüssen 
wieder eine Ausbildungsperspektive bei der Polizei eröffnen 98 

Antrag 

der CDU-Fraktion 

Drucksache 16/4156 

APr 16/525 

Vorlage 16/2292 

Der Ausschuss verständigt sich übereinstimmend darauf, 
den Tagesordnungspunkt noch einmal zu schieben. 

9 Arbeitsverbote für Flüchtlinge abschaffen – Arbeitsmarktzugang 
sicherstellen 99 

Antrag 

der Fraktion der PIRATEN 

Drucksache 16/4590 

APr 16/590 

Der Antrag Drucksache 16/4590 wird mit den Stimmen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und CDU gegen die Stimmen 
der Piratenfraktion und der FDP-Fraktion abgelehnt. 

10 Freizügigkeit klug gestalten: Not sehen, wirksam helfen 101 

Antrag 

der CDU-Fraktion 

Drucksache 16/5490 

APr 16/586 

Der Innenausschuss erklärt übereinstimmend sein Einver-
ständnis, im Innenausschuss auf ein Votum zu verzichten 
und die Abstimmung dem federführenden Ausschuss zu 
überlassen. 
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11 Ausweitung gebührenpflichtiger Polizeieinsätze prüfen 102 

Antrag 

der CDU-Fraktion 

Drucksache 16/6356 

Der Innenausschuss beschließt die Durchführung eines 
Sachverständigengesprächs. Die Einzelheiten werden im 
Obleutegespräch am Rande des Plenums besprochen. 

12 Neues Kriminalitätsphänomen erfassen und konsequent gegen 
sogenannte „Antänzer“ vorgehen! 103 

Antrag 

der CDU-Fraktion 

Drucksache 16/6857 

Der Innenausschuss einigt sich auf einen Wieder-
vorlagevermerk für diesen Antrag nach Ablauf von sechs 
Monaten. 

13 Verschiedenes 104 

 Am Dienstag, 4. November 2014, findet um 14 Uhr die Anhörung zur 
Änderung des Landesbeamtengesetzes und des Justizgesetzes statt. 

 Am Donnerstag, 20. November 2014, findet die nächste reguläre 
Sitzung des Innenausschusses u. a. mit der Abschlussberatung zum 
Haushalt und der Abschlussberatung zum Landesbeamtengesetz statt. 

* * * 
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Aus der Diskussion 

 Vor Eintritt in die Tagesordnung  

Vorsitzender Daniel Sieveke begrüßt die Teilnehmer zur 47. Sitzung des Innenaus-
schusses, insbesondere die Sachverständigen, die anwesenden Gäste und die Me-
dienvertreter. 

Zur Tagesordnung wird vorgeschlagen, TOP 9 – den CDU-Antrag: „Arbeitsschutz ef-
fizient gestalten“ – abzusetzen, da dieser Antrag vom Innenausschuss bereits am 12. 
September 2013 abschließend beraten worden sei.  

Der Ausschuss beschließt, TOP 9 – den CDU-Antrag „Ar-
beitsschutz effizient gestalten“ – abzusetzen, da dieser An-
trag bereits am 12. September 2013 abschließend beraten 
worden ist. 

Zum Vorgehen wird mitgeteilt, dass die Aktuelle Viertelstunde erst im Anschluss an 
das Sachverständigengespräch aufgerufen wird. 
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1 Gesetz zur Novellierung des Gesetzes über die Zuweisung und Aufnahme 

ausländischer Flüchtlinge (Flüchtlingsaufnahmegesetz – FlüAG) 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 16/6689 

– Sachverständigengespräch  

Vorsitzender Daniel Sieveke: Ich begrüße nochmals die Gäste, deren Namen Sie 
aus dem ausliegenden Tableau entnehmen können. Mein besonderer Dank gilt den 
Sachverständigen für die vorab eingereichten schriftlichen Stellungnahmen. Sie be-
deuten eine wesentliche Arbeitserleichterung für die Abgeordneten. Die Stellung-
nahmen liegen im Übrigen für interessierte Teilnehmer im Eingangsbereich aus. 

Mit Blick auf die nachfolgende umfangreiche Tagesordnung wäre eine zügige Ab-
wicklung des Sachverständigengesprächs sicher im Interesse aller. Dafür sollte ein 
Zeitrahmen von etwa einer Stunde ausreichend sein. 

Vor Eintritt in das Gespräch haben die Sachverständigen nun wie angekündigt die 
Möglichkeit, jeweils ein kurzes Statement von etwa zwei Minuten abzugeben. Dabei 
sollten sich die Vortragenden auf wesentliche Kernaussagen bzw. auf die sie beson-
ders berührenden Punkte beschränken. Ich bitte die Sachverständigen, sich an diese 
Vorgaben zu halten, damit wir zügig in die Diskussion einsteigen können. Sie dürfen 
im Übrigen unterstellen, dass Ihre schriftlichen Stellungnahmen bekannt sind. 

Die Reihenfolge der Redner orientiert sich am ausliegenden Tableau. 

Wir können somit in das Sachverständigengespräch einsteigen. Für den Städtetag 
Nordrhein-Westfalen erteile ich zunächst Herrn Dr. Wichmann das Wort. – Bitte 
schön  

Dr. Manfred Wichmann (Städte- und Gemeindebund NRW): Herr Vorsitzender, 
meine Damen und Herren! Vielen Dank für die Einladung. Ich darf heute kurz die Po-
sition aller drei kommunalen Spitzenverbände vortragen, und ich verspreche Ihnen, 
dass ich das Zeitbudget von insgesamt sechs Minuten nicht ausschöpfen werde. 

Mit dem Dank für die Einladung darf ich unser herzliches Dankeschön für die Ergeb-
nisse des Flüchtlingsgipfels verbinden. Darin sind viele Punkte unserer Stellungnah-
me vom 13. Oktober 2014 aufgegriffen worden. Ich finde es allerdings sehr traurig, 
dass es erst der menschenverachtenden Vorfälle in Burbach bedurfte, bevor die Poli-
tik die Kraft gefunden hat, zu handeln. 

Klar ist aber auch: Ein Flüchtlingsgipfel allein löst nicht alle Probleme. Vor allen Din-
gen löst ein Flüchtlingsgipfel allein nicht alle Probleme, wenn es sich um solche 
struktureller Art handelt, nämlich wie hier um eine strukturelle Unterfinanzierung. 

Ich fasse noch einmal kurz zusammen – wir haben hierzu schon häufiger in diesem 
Ausschuss vorgetragen –: Die Pauschale ist zu gering; der durchschnittliche Kosten-
deckungsgrad liegt ungefähr bei der Hälfte. Außerdem werden nicht alle Personen-
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kreise, für die wir Leistungen erbringen müssen – wie beispielsweise für Geduldete –
, über die Pauschale abgerechnet. Legt man das zugrunde, kommt man zu einem 
Kostendeckungsgrad von lediglich 15 %. Ein weiteres Problem sind die überborden-
den Krankheitskosten, die ungefähr 40 % der Pauschalleistungen ausmachen. 

Dennoch: Die angekündigten Hilfen sind ein erster Schritt in die richtige Richtung, 
und dafür noch einmal im Namen der Städte, Gemeinden und Kreise einen recht 
herzlichen Dank, gerichtet an alle, die es angeht. 

Wir sind allerdings der Auffassung, dass den Ankündigungen jetzt Taten folgen müs-
sen. Der vorliegende Gesetzentwurf – deshalb sind wir hier – ist sicherlich der richti-
ge Weg, das Ganze nun konkret umzusetzen. 

Uns liegen dabei drei Punkte am Herzen, wobei zwei Punkte eher marginal sind und 
einer aus unserer Sicht besonders wichtig. 

Erstens. Es muss sichergestellt werden, dass die zugesagten 40 Millionen € keine 
Einmalzahlung sind, sondern dass die pro Flüchtling ermittelten Pauschalen tatsäch-
lich um 25 % und dauerhaft erhöht werden. Daher schlagen wir vor, die Summe ins 
Gesetz zu schreiben, und zwar nicht nur die absolute Summe, sondern auch die 
Summe, die sich dann heruntergerechnet für jeden Flüchtling ergibt. Das dient der 
Transparenz und der Nachvollziehbarkeit vor Ort. 

Zweitens. Wir begrüßen die vorgesehene Änderung hinsichtlich der Stichtagsrege-
lung, und zwar die Umstellung auf eine quartalsweise Stichtagsregelung. Das haben 
wir ja gefordert, denn die Pauschalen werden auch quartalsweise bezahlt. Das heißt: 
Die Flüchtlingszahlen des jeweils vorangegangenen Quartals müssen zugrunde ge-
legt werden. 

Das führt – das sage ich hier ganz deutlich – dazu, dass sich die Landesleistung 
quartalsweise verändern muss. Sie muss quartalsweise steigen, wenn die Flücht-
lingszahlen steigen. Das ist denknotwendig klar für alle Städten und Gemeinden. Die 
Landesleistung sinkt dann aber auch quartalsweise, wenn die Flüchtlingszahlen sin-
ken. 

Drittens. Dieser Punkt liegt uns besonders am Herzen. Wir haben vor knapp einem 
Jahr, im November 2013, hier im Ausschuss schon einmal zusammengesessen und 
über das Problem der überbordenden Krankheitskosten gesprochen. Hier brauchen 
wir Ihre Hilfe. Die Abgeordneten der Koalitionsfraktionen Stotko und Düker haben es 
damals schon signalisiert.  

Leider scheint das Innenministerium beim vorliegenden Gesetzentwurf nicht die rich-
tigen Antennen gehabt zu haben, um diese Signale zu empfangen. Die beim Flücht-
lingsgipfel vorgesehenen Leistungen – 70.000 € und aufwärts – bedeuten Steine 
statt Brot, das muss ich so deutlich sagen.  

Es trifft insbesondere kleine Städte und Gemeinden, die durch eine solch hohe 
Krankheitskostenbelastung vor Haushaltsprobleme gestellt werden. Da ist die Sum-
me von 70.000 € schon sehr hoch gegriffen. Wir schlagen stattdessen eine Summe 
von 50.000 € vor, und die ist ebenfalls schon sehr hoch angesetzt. Wir haben einmal 
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eine Umfrage bei unseren Städten und Gemeinden gemacht. Betroffen sind weniger 
als 50 Fälle im Jahr, mit einer Summe von weniger als 5 Millionen €.  

Außerdem bitten wir darum, dass die Signale aus dem Innenministerium seitens der 
Politiker mit Entschiedenheit zurückgewiesen werden, nur den überschießenden Be-
trag – ab 70.000 € überschießend – auszuzahlen. 

Ich glaube, es hilft unseren Städten und Gemeinden angesichts der jetzigen Haus-
haltslage überhaupt nicht, wenn eine Gemeinde beispielsweise 76.000 € Krankheits-
kosten für einen Flüchtling aufwenden muss und dann lediglich 6.000 € erstattet be-
kommt. Das gleicht die Haushalte nicht aus, das bedeutet wirklich Steine statt Brot. 
Dann kann man das Ganze gleich bleiben lassen. 

Unser Petitum daher: Herabsenken der Grenze 50.000 €, und sobald diese Grenze 
überschritten ist, vonseiten des Landes den gesamten Betrag zu erstatten. Andere 
Länder zahlen sogar bei noch geringeren Summen; beispielsweise hat Rheinland-
Pfalz die Summe bei schweren Dauerbehandlungen auf nur 35.000 € festgesetzt und 
für stationäre Krankenhausaufenthalte auf 7.600 €. Diese Summen sind viel niedriger 
angesetzt. Wir würden jedoch auch 50.000 € für ausreichend erachten. 

Lassen Sie mich zusammenfassen, damit hier kein falscher Eindruck entsteht: Uns 
geht es nicht nur um Kosten. Städte und Gemeinden unterstützen die vom Land pro-
pagierte Willkommenskultur. Wir sind eigentlich diejenigen, die durch vielfältige Akti-
vitäten in den Städten und Gemeinden, auch durch die Bürgergesellschaft, die Wort-
hülse „Willkommenskultur“ mit Leben erfüllen. 

Zu einer menschenwürdigen Flüchtlingsaufnahmepolitik gehört es allerdings auch, 
dass ihre Träger dazu finanziell in die Lage versetzt werden. „Ja zur Willkommens-
kultur“ heißt deshalb auch „Ja zur ausreichenden Finanzausstattung“. – Vielen Dank. 

Birgit Naujoks (Flüchtlingsrat Nordrhein-Westfalen): Sehr geehrter Herr Vorsit-
zender, sehr geehrte Damen und Herren! Der Flüchtlingsgipfel am Montag hat die-
sem Fachgespräch teilweise vorgegriffen. Die Erhöhung des Etats für die Pauscha-
lerstattung an die Kommunen um 25 % ist ein richtiger und wichtiger Schritt. 

Auch die geplante Einrichtung eines Härtefallfonds bei Krankheitskosten wird die 
Kommunen entlasten, wenngleich die Kappungsgrenze von 70.000 € sehr hoch an-
gesetzt ist. Die Erhöhung der Kostenpauschale für die Kommunen dürfte eine Dis-
kussion um die erste geplante Änderung im Flüchtlingsaufnahmegesetz in manchen 
Teilen entbehrlich machen.  

Die weitere geplante Neuerung, die Einbeziehung von unter 16-Jährigen unter die 
Aufnahmequote, ist sehr begrüßenswert, sollte jedoch auf die über 16-Jährigen er-
weitert werden.  

Mit den geplanten Änderungen sind indes keine wesentlichen Verbesserungen bei 
der Flüchtlingsunterbringung verbunden. Zum einen haben die Kommunen auch zu-
künftig den Großteil der Kosten für die Unterbringung und Versorgung ihrer Flüchtlin-
ge zu tragen, weil beispielsweise Menschen mit einer Duldung weiterhin nicht von 
der Landeserstattung erfasst werden. 
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Zum anderen kommen die geplanten Änderungen erst einmal nur den Kommunen 
zugute, nicht aber den Schutzsuchenden. Teilweise sind die Kommunen in NRW 
schon lange auf einem ordentlichen oder guten Weg hinsichtlich der Unterbringung 
und Versorgung von Flüchtlingen oder befinden sich gerade in einem Veränderungs-
prozess. 

Das trifft jedoch leider nicht auf alle Kommunen zu. Da die Einführung von Mindest-
standards als Gesetzentwurf nicht angedacht ist, werden Flüchtlinge in manchen 
Kommunen auch zukünftig in 20 Jahre alten maroden Containern oder ähnlichen 
Behelfseinrichtungen untergebracht. In manchen Unterkünften teilen sich vier Perso-
nen einen Raum von 10 m² Größe. Teilweise steht den Flüchtlingen nicht einmal ein 
Spind zur Verwahrung von persönlicher Habe zur Verfügung. Die hygienischen Ver-
hältnisse in vielen Gemeinschaftsküchen und -bädern sind untragbar.  

Die Aufzählung vorhandener Missstände ließe sich noch weiter fortführen. Dabei 
spreche ich jetzt nicht einmal von Notunterkünften, deren Einrichtung in einigen 
Kommunen notwendig geworden ist, auch wenn hier eine menschenwürdige Unter-
bringung ebenfalls gewährleistet sein muss. 

In manchen Kommunen dominiert nach wie vor das Prinzip der Abschreckung. 
Mehrkosten durch die teurere Form der Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften 
werden dabei trotz vielerorts bestehender Haushaltssicherung in Kauf genommen. 

Deshalb setzt sich der Flüchtlingsrat NRW für normierte Mindeststandards im Flücht-
lingsaufnahmegesetz oder auf untergesetzlicher Ebene ein. Hauptziel bleibt weiter-
hin, den Flüchtlingen einen Anspruch auf Auszug in eine Privatwohnung zuzuerken-
nen, so wie jeder andere Mensch auch eine Wohnung beziehen kann. Auch hier 
könnte das FlüAG die entsprechende Richtung vorgeben. 

Mit einem Schlafplatz allein ist es jedoch noch nicht getan. Das FlüAG sieht einen 
Anteil in Höhe von 4,5 % der Kostenerstattung für die soziale Betreuung von Flücht-
lingen vor. In vielen Städten werden von kommunaler Seite Stellen für die soziale Be-
treuung geschaffen. Dabei wird viel mehr Geld investiert, als es die Landeserstattung 
vorsieht. 

Der Anteil für die soziale Betreuung muss signifikant erhöht und dafür ein Nachweis-
system eingeführt werden. Ansonsten gilt auch in diesem Bereich, dass es vom Zu-
fall der Zuweisung abhängt, ob ein Flüchtling soziale Betreuungsangebote vorfindet 
oder ob er völlig auf sich alleine gestellt ist. 

NRW und seine Kommunen sind in einigen flüchtlingspolitischen Fragen bislang po-
sitiv wegweisend gewesen. Im Bereich der Unterbringung besteht hier einiger Nach-
holbedarf. Die vorgesehenen Änderungen im Flüchtlingsaufnahmegesetz werden 
hierfür leider nicht den Grundstein legen. – Danke. 

Hans Jürgen Lemmer (Stadt Wuppertal): Herr Vorsitzender, meine Damen und 
Herren! Wegen der Zeit beschränke ich mich auf die Veränderungen, die sich für uns 
aus dem Flüchtlingsgipfel ergeben haben. Die Kostenstruktur ist in der schriftlichen 
Stellungnahme sehr gut dargestellt. 
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Die Stadt Wuppertal darf aus dem Flüchtlingsgipfel Mehreinnahmen in Höhe von et-
wa 800.000 € erwarten. Das ist zwar ein ziemlicher Schritt, aber es kann – wie der 
Vertreter des Gemeindebundes zu Recht gesagt hat – nur ein erster Schritt sein. Wir 
erwarten für nächstes Jahr Mehrausgaben in der Größenordnung von 7,5 Millio-
nen €. Wir wissen auch, dass dieses Mehr nicht nur von vom Land kommen kann, 
sondern wir erwarten auch vom Bundesgipfel oder überhaupt von der Bundesregie-
rung eine deutliche Beteiligung an den Kosten für Flüchtlinge.  

Der vorliegende Kabinettsentwurf für ein neues Asylbewerberleistungsgesetz geht 
tatsächlich nur von Veränderungen aus, die nach dem Bundesverfassungsgerichtsur-
teil nur das Minimum bedeuten. Damit würde zwar der humanitäre Aufenthalt aus 
dem Asylbewerberleistungsgesetz ins SGB II gerückt, aber damit würden die Ge-
meinden nur unzureichend entlastet. Je länger wir Parallelstrukturen wie im Asylbe-
werberleistungsgesetz vorhalten, desto länger werden auch die Kommunen auf sehr 
hohen Kosten alleine sitzenbleiben. 

Für uns ist die menschenwürdige Unterbringung schon seit über 20 Jahren ein The-
ma. Schon vor 20 Jahren, als wir noch in der Krise des jugoslawischen Bürgerkrie-
ges steckten, haben wir damit begonnen, unser Unterbringungskonzept Schritt für 
Schritt zu ändern. Nur deshalb, weil wir so verfahren, erlaube ich mir, heute zu dem 
Thema „Geld“ überhaupt zu reden. 

Um die Veränderungen in Prozenten auszudrücken: Wir haben in diesem Jahr eine 
Kostenerstattung von etwa 10 %, im nächsten Jahr werden es 12,5 % sein. Das ist, 
wie gesagt, ein kleiner Schritt. Der Bund sollte sich auf jeden Fall beteiligen. 

Zu den Jugendlichen: Die Erweiterung ist ausdrücklich zu begrüßen. Ich habe schon 
in der schriftlichen Stellungnahme empfohlen, dass eine Erweiterung bis zum 18. Le-
bensjahr erfolgen sollte, damit nicht unnütze Asylanträge gestellt werden, nur um 
Kinder und Jugendliche nachher in der Quote anerkannt zu bekommen. 

Sinnvoll ist sicherlich auch eine Evaluierung des Ganzen, weil der Aufwand in der 
Betreuung von Kindern und Jugendlichen ein deutlich höherer ist als der im Erwach-
senenbereich. Es wäre also auch in der Zukunft vielleicht überlegenswert, einen an-
deren Faktor als eins zu eins zu wählen. – Ich danke Ihnen. 

Helge Hohmann (Evangelisches Büro NRW): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
sehr geehrte Damen und Herren! Ich bedanke mich für die Möglichkeit, hier Stellung 
nehmen zu können. Der Gesetzentwurf dient unter anderem der Fortschreibung der 
Sonderzuweisung für die Kommunen für das Jahr 2015 analog zum Jahr 2014. 

Die evangelische Kirche ist sehr erfreut, dass zusätzlich eine Anrechnungsregelung 
für durch Kommunen in Obhut genommene unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
unter 16 Jahren aufgenommen wurde. Dies wird in Zeiten erheblicher finanzieller 
Engpässe hoffentlich als wichtiges Signal in den Kommunen aufgenommen. Das ha-
ben wir vorhin schon gehört. 

Wir begrüßen, dass die Landesregierung einen pragmatischen Weg zur Überbrü-
ckung der entstandenen Mehrkosten eingeschlagen hat, der eine zusätzliche Belas-
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tung der Kommunen mindern soll. Allerdings können wir im Gesetzentwurf nicht er-
kennen, auf welcher Berechnungsgrundlage die Sonderzuweisung festgelegt wird. 

Der große Runde Tisch zur Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen vom Mon-
tag, der aus unserer Sicht erfreulich verlaufen ist, hat Ergebnisse gebracht, die zum 
Teil noch in die Novellierung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes eingearbeitet werden 
sollten. 

Dabei denke ich an die Erhöhung der Kostenpauschale um 25 %; auch das ist aus 
unserer Sicht ein Schritt in die richtige Richtung. Wir halten es jedoch für dringlich, 
dass das bisherige Provisorium einer Sonderpauschale so bald wie möglich durch 
eine reguläre und weitgehend kostendeckende Refinanzierung der tatsächlich ent-
stehenden Kosten abgelöst wird, die über die jetzt angekündigte Erhöhung hinaus-
geht. 

Im Ländervergleich wird deutlich, dass Nordrhein-Westfalen derzeit, auch nach der 
Erhöhung der Pauschale, nicht die günstigsten Regelungen für die Kommunen vor-
hält.  

Wir sehen es als eine weitere Aufgabe an, auch die langjährig geduldeten Flüchtlinge 
in die volle Anrechnung mit einzubeziehen. Die Kommunen haben nicht zu verant-
worten, dass bisher keine wirksame gesetzliche Bleiberechtsregelung in Kraft gesetzt 
wurde, die das Unwesen der Kettenduldung abschafft. 

Beim Runden Tisch am Montag wurde außerdem ein Härtefallfonds für besonders 
kostspielige Behandlungen angekündigt, der ab einer Höhe von jeweils 70.000 € 
greifen und den Kommunen zusätzliche Entlastung bringen soll. Aus unserer Sicht 
sollte dies auch im FlüAG oder in einer der darauf bezogenen Ausführungsbestim-
mungen verbindlich verankert werden. 

Darüber hinaus sind wir aber der Überzeugung, dass die derzeitige Fassung des 
Flüchtlingsaufnahmegesetzes einer grundlegenden Überarbeitung bedarf, die des-
sen derzeitigen Charakter der reinen Verwaltung von Flüchtlingen überwindet. Es 
muss künftig vielmehr mit dem Ziel der Gewährung von Schutz und Teilhabe deutli-
cher verbunden werden. Wir halten es daher für richtig, das Flüchtlingsaufnahmege-
setz in das Teilhabe- und Integrationsgesetz einzugliedern.  

Des Weiteren müssen aus unserer Sicht im Flüchtlingsaufnahmegesetz oder in einer 
darauf bezogenen Ausführungsbestimmung auch die Eckpunkte und Grundstan-
dards eines hoffentlich bald neu entwickelten Erstaufnahmesystems des Landes in 
Bezug auf Unterbringung, Verteilung, Versorgung, soziale Betreuung und Beratung 
in Landesverantwortung verankert werden. 

Im Flüchtlingsaufnahmegesetz sollten auch Mindeststandards für die Unterbringung 
in den Kommunen vorgegeben werden, inklusive des Vorrangs für private und de-
zentrale Unterbringung. Wir regen an, die Zuwendungen an die Kommunen auf der 
Basis der Berechnungen für diese Unterbringungsformen einzusetzen. 

Die gesamtgesellschaftliche Aufgabe besteht darin, den Schutzsuchenden Rahmen-
bedingungen zu schaffen, die es ermöglichen, dass ein Schutz durch das Asylrecht 
auch tatsächlich erreichbar ist und dass sich damit eine realistische Perspektive auf 
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Integration und Teilhabe für nach NRW Geflüchtete verbindet. Entsprechend brau-
chen wir in unserem Bundesland ein Flüchtlingsaufnahmegesetz, das vor allem die-
sen gesellschaftspolitischen Zielen dient. 

Wir schlagen vor, dass die weitere Novellierung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes in 
diesem Geist in einem breiten Beteiligungsverfahren der relevanten Akteure aus Poli-
tik, Verwaltung, Wirtschaft, Kommunen und Zivilgesellschaft baldmöglichst auf den 
Weg gebracht wird. – Ich danke Ihnen. 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Vielen Dank für Ihre Beiträge. – Wir kommen nun zu 
den Fragen der Abgeordneten. Herr Herrmann, Sie haben zunächst das Wort. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. – Es ist schon viel 
angedeutet worden. Diese Stellungnahmen sind ja vor dem Flüchtlingsgipfel ge-
schrieben worden. Ich habe eine Frage, die sicher auch alle anderen stellen werden. 
Sie haben in Ihren Ausführungen teilweise schon darauf Bezug genommen, was am 
Montag beim Flüchtlingsgipfel besprochen wurde.  

Meine konkrete Frage: Was sind die wichtigsten Forderungen, die Ihrer Meinung 
nach jetzt noch kurzfristig in die aktuelle Fassung des Gesetzes einfließen sollten? 
Diese Frage geht an alle Sachverständigen. 

Eine weitere Frage richtet sich an Frau Naujoks und Herrn Lemmer: Sollte das Geld, 
das den Kommunen in Aussicht gestellt wird, auch jetzt schon mit Forderungen nach 
weiteren Definitionen von Standards für die Übergangswohnheime verknüpft wer-
den? Herr Hohmann hatte so etwas gerade schon angedeutet. 

Dann habe ich noch eine Frage an die Vertreter der kommunalen Spitzenverbände. 
Das Asylbewerberleistungsgesetz wird gerade reformiert; auch das wurde bereits 
angesprochen. Wieso üben Sie nicht mehr Druck auf die Politik aus, was die Ab-
schaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes angeht? Wie sehen mittlerweile die 
Positionen der einzelnen Verbände dazu aus? 

Der Städte- und Gemeindebund hat in der Anhörung vom Mai dieses Jahres noch 
gesagt, dass man 50 % der Kosten einsparen könnte. Der Städtetag war da anderer 
Meinung. Wie ist da die aktuelle Meinung der einzelnen Verbände? Starten Sie hier-
zu vielleicht Initiativen auf Bundesebene? 

Schließlich noch eine Frage an Frau Naujoks. Es gab in der Anhörung vom Mai die-
ses Jahres die Forderung, dass auch die Landesaufnahme im Flüchtlingsaufnahme-
gesetz geregelt werden sollte. Wie stellen Sie sich das vor?  

Hans-Willi Körfges (SPD): Ich bedanke mich ganz ausdrücklich für die Statements 
und möchte an das anknüpfen, was Herr Herrmann bezüglich der – ich sage mal – 
überholenden Kausalität im Hinblick auf den Flüchtlingsgipfel gesagt hat.  

Ich gehe selbstverständlich davon aus, dass wir hier gemeinsam – sowohl im innen-
politischen Ausschuss als auch im Parlament insgesamt – versuchen werden, so zü-
gig wie möglich die entsprechenden gesetzgeberischen Konsequenzen aus dem 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 15 - APr 16/690 

Innenausschuss 23.10.2014 
47. Sitzung (öffentlich) Sm 
 
 
Flüchtlingsgipfel zu ziehen. Insoweit möchte ich auch wissen, wie es aus Ihrer Sicht 
mit der Bewertung der Ergebnisse und gegebenenfalls darüber hinaus aussieht. 

Meine nächste Frage richtet sich – da bin ich eine Spur konkreter als mein Vorredner 
– an die kommunalen Spitzenverbände, bezogen auf das Asylbewerberleistungsge-
setz. Sie wissen, dass die Mehrheit der hier im Hause vertretenen Fraktionen sehr 
deutlich die Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes verlangt, weil wir das 
für eine wichtige Forderung halten, auch in Bezug auf die Entlastung der Kommunen. 

Wie sieht denn die Haltung der kommunalen Spitzenverbände – von den anderen 
Beteiligten hoffe ich, zu wissen, wie deren Haltung dazu aussieht – zu diesem The-
menkreis tatsächlich aus? 

Eine weitere Frage an die kommunalen Spitzenverbände zur auch mir höchst sympa-
thischen dezentralen Unterbringung und zu anderen Standards beim Umgang der 
Kommunen mit Menschen, die dort ihren Aufenthalt als Flüchtlinge nehmen: Wie 
stehen Sie zur Forderung einer Standardsetzung im Bereich von Landesgesetzen? 
Hier habe ich aus dem Bereich der kommunalen Spitzenverbände schon sehr diffe-
renzierte Meinungen gehört. 

Schließlich noch eine Frage zu den Gesundheitskosten an Herrn Hohmann und 
Herrn Lemmer. Ich halte es schon für einen Durchbruch, dass wir jetzt die über-
schießenden Kosten ab einer Größenordnung von 70.000 € übernehmen wollen. 
Vorhin haben wir gehört, dass das von Ihnen begrüßt wird. Wie beurteilen Sie hier 
die Rolle des Bundes? Müssten nicht wir alle gemeinsam versuchen, viel stärker da-
für zu sorgen, dass der Bund insgesamt die Krankheitskosten für Flüchtlinge über-
nimmt? 

Monika Düker (GRÜNE): Vielen Dank auch von meiner Seite an die Sachverständi-
gen für ihre Statements. Ich habe einige Fragen an die kommunalen Spitzenverbän-
de.  

Zunächst, Herr Dr. Wichmann, komme ich zu unserem Lieblingsthema, das wir auch 
bilateral schon öfter erörtert haben, nämlich dem Härtefallfonds für Flüchtlinge. Wo 
ist die Kappungsgrenze? Von wo wird das bezahlt? Geht das über das GFG? Oder 
über das FlüAG? Diese Debatte führen wir schon seit Längerem, und jetzt haben wir 
sie Gott sei Dank erst einmal politisch entschieden. 

Als Kappungsgrenze stand bislang immer die Zahl von 100.00 € im Raum; das war 
die Diskussionsgrundlage. Jetzt sind wir auf 70.000 € heruntergegangen. Dass Sie 
nun 50.000 € fordern, finde ich sportlich. Die Frage war immer: Um wie viele Perso-
nen handelt es sich überhaupt? – Das ging dann immer hin und her wie bei einem 
Pingpongspiel: Könnt ihr, die Kommunen, uns nicht einmal sagen, wie viele Perso-
nen das betrifft – weil wir als Land das ja gar nicht wissen – und wie groß der Topf 
ist? 

Aufgrund der fehlenden Zahlen kam es dazu, dass beim Flüchtlingsgipfel gesagt 
wurde: Wir fangen mal mit 3 Millionen € an und sehen dann weiter. Wir wissen ja gar 
nicht, ob das reicht. 
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Im Umkehrschluss ist es so: Um das Geld einzustellen, brauchen wir von Ihnen eine 
Hausnummer. Daher meine Frage: Können Sie sagen, wie viele Personen jeweils 
betroffen sind bei 50.000 €, bei 70.000 € und bei 100.000 €? Das wäre eine relevan-
te Auskunft, um politisch überhaupt entscheiden zu können. Also: Um welche Grö-
ßenordnung geht es aus Ihrer Sicht? 

Eine weitere Frage betrifft die Mindeststandards – ebenfalls eine lange Debatte – im 
FlüAG, was die kommunale Unterbringung anbelangt. In Baden-Württemberg hat es 
eine Vereinbarung gegeben, die mit den kommunalen Spitzenverbänden zu dem 
Aufnahmegesetz getroffen wurde.  

Meine Frage an dieser Stelle: Nehmen wir jetzt „nur“ einmal den Vorschlag, der ge-
rade noch einmal gekommen ist, zu einer Vorrangregelung für eine dezentrale Un-
terbringung im Sinne einer Soll-Vorschrift – was auch immer – : Hat aus Ihrer Sicht 
eine Vorrangregelung für dezentrale Unterbringung eine Konnexitätsrelevanz? Und 
wie stellen sich die kommunalen Spitzenverbände zu solch einer Forderung auf? 
Diese Frage hat so ähnlich auch Herr Körfges gestellt, aber mir geht es noch um ei-
ne rechtliche Einschätzung, was die Konnexitätsfolgen anbelangt. 

Dann müssen wir, glaube ich, noch ein Missverständnis aufklären. Herr Lemmer und 
Frau Naujoks hatten gesagt, dass sie die Anrechnung der unter 16-Jährigen begrü-
ßen, zugleich aber fordern, dass dies auch für 16- und 17-Jährigen gelten soll, wenn 
sie keinen Asylantrag gestellt haben. Ich habe da im Vorfeld noch einmal versucht, 
mich rückzuversichern, weil ich davon ausgegangen bin, dass die bereits angerech-
net werden. 

Darum meine Frage an die kommunalen Spitzenverbände – Sie als die Fachleute 
müssten es ja wissen –: Die Bezirksregierung sagt jetzt, die 16- und 17-Jährigen 
werden gezählt und angerechnet, egal ob sie einen Asylantrag stellen oder nicht; 
sonst hätte man sie ja mit aufgenommen. Es geht nur noch um die unter 16-
Jährigen, die nicht mit angerechnet werden.  

Offenbar scheint diese Information aber nicht bekannt zu sein. Deswegen meine 
Frage an Herrn Lemmer und Frau Naujoks: Ist Ihnen diese Information gar nicht be-
kannt? An die kommunalen Spitzenverbände geht die Frage: Warum ist es so, dass 
das keiner weiß, obwohl die Bezirksregierung sagt, das sei langjährig geübte Praxis 
mit den Kommunen? Da müssen wir, glaube ich, zur Aufklärung beitragen. – Danke 
schön. 

Thomas Stotko (SPD): Auch von meiner Seite geht der Dank an die Sachverständi-
ge. Einige Fragen sind bereits gestellt worden, die ich nun einfach weglassen kann. 
Ein paar Punkte würden mich aber noch interessieren: 

Im Zusammenhang mit den Krankheitskosten habe ich gerade gelesen, dass in Fäl-
len, bei denen die Kosten über 70.000 € lagen, mehr als 50 Personen betroffen sind. 
Können Sie einmal klarmachen, was dann der überschießende Betrag ist? Ich habe 
Sie gerade so verstanden, dass Sie gar nicht die Summe erreichen, die zur Verfü-
gung steht.  
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Man könnte bei der Kostengrenze weiter nach unten gehen; aus Gesprächen kennen 
wir auch andere Summen. Das sehe ich auch so. Das würde mich noch einmal inte-
ressieren.  

Dann eine weitere Frage. Wie schätzen Sie es eigentlich ein: Bestünde nicht mög-
licherweise die richtige Lösung darin, das Ganze unter das SGB fallen zu lassen, und 
dann wird eine Krankenversicherungskarte ausgegeben? Dazu würde mich Ihre Mei-
nung interessieren. 

Dann war da noch die Frage von Herrn Herrmann – die war ein bisschen insistierend 
–, warum es bislang den kommunalen Spitzenverbänden bundesweit nicht gelungen 
ist, den Bund davon zu überzeugen, genau dies zu tun. Die Macht, die die kommuna-
len Spitzenverbände haben ist – mit Verlaub – etwas größer als die der Fraktionen 
im Landtag Nordrhein-Westfalen.  

(Zuruf von der CDU: Das gilt nur für die SPD!) 

Ein weiterer Punkt. Vielleicht wäre es für die Allgemeinheit schön, wenn Sie kurz 
noch einmal darstellen könnten, wie sich die Finanzierung überhaupt darstellt. Die 
Frage ist: Wem obliegt die Erstattung dieser Kosten? Ist das eine kommunale Aufga-
be? Sollen sich Land und Bund freundlicherweise daran beteiligen, weil die Kommu-
nen kein Geld haben? Oder ist es eine Landesaufgabe, und das Land kauft sich 
sozusagen frei durch eine pauschalierte Zahlung?  

Das habe ich jetzt ein bisschen zugespitzt formuliert; aber mir geht es darum, dass 
noch einmal deutlich gemacht wird, wer eigentlich wofür verantwortlich ist und wer 
demnach die finanzielle Verantwortung trägt.  

In diesem Zusammenhang können Sie vielleicht auch noch einmal etwas anderes 
darstellen. Sie haben selber gesagt: Im Schnitt liegt die Erstattung bei 50 %. Ich ha-
be das so verstanden, dass das auch die Ergebnisse des Flüchtlingsgipfels beinhal-
tet, einschließlich der schon vorher genannten weiteren 20 Millionen €. Oder war das 
vorher schon so? 

Aus der Plenardebatte kennen wir die Darstellungen, dass die Erstattung in manchen 
Kommunen 120 % beträgt und in anderen nur 10 %. Die Stellungnahme aus Wup-
pertal macht ebenfalls deutlich, dass das von der Personengruppe abhängt. Da hätte 
ich gerne von Ihnen allen eine Darstellung zur Frage: Wie stellt sich denn die Kos-
tenerstattung dar, wenn man das nur auf die Asylbewerber beschränkt? Und wie 
stellt sich die Kostenerstattung dar, wenn man das sozusagen auf alle Flüchtlinge er-
streckt? 

Für uns als Parlamentarier ist es wichtig zu wissen, welches Geld jetzt eigentlich 
kommt. Ich habe irgendwo gelesen, dass die Vierteljahrespauschale bei 990 € liegen 
soll; das soll zumindest jetzt kommen. Da würde mich auch noch interessieren: Wie 
hoch genau ist der Betrag, den eine Kommune für einen Flüchtling bekommt? Wo-
raus ergeben sich die kommunalen Unterschiede, dass man manchmal sein Geld 
über Bedarf bekommt und manchmal darunter? Hat das mit den Krankheitskosten zu 
tun? – So weit meine Nachfragen. 
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Dr. Joachim Stamp (FDP): Auch vonseiten der FDP herzlichen Dank für Ihre Vor-
träge. – Ich habe konkrete Nachfragen; zunächst eine an Herrn Dr. Wichmann. 

Sie hatten, wenn ich Sie richtig verstanden habe, vorgeschlagen, dass eine kom-
plette Übernahme erfolgen sollte, wenn der Betrag 50.000 € übersteigt. Da ist meine 
Nachfrage, ob es nicht möglicherweise zu Fehlanreizen führen könnte, bewusst die 
Kosten eher zu treiben, wenn man ein Stück darunter liegt. Wäre es dann nicht sinn-
voller, eine Grenze zu wählen, die gegebenenfalls etwas weiter unten liegt, und dann 
zu sagen: „Wir übernehmen pauschal“? 

Wir haben als FDP bereits vor geraumer Zeit vorgeschlagen und plenar eingebracht 
– das ist noch in der Beratung –, dass sich die Kommunen bei den Krankheitskosten 
für Flüchtlinge am Bundesland Hessen orientieren sollten. Dort liegen die Grenzen 
im Übrigen deutlich weiter unten, es gibt also eine erheblich höhere Refinanzierung 
bei den Kommunen. Da würde mich die Einschätzung der kommunalen Spitzenver-
bände interessieren, wie Sie das hessische Modell, das wir hier vorschlagen, ein-
schätzen. 

Dann habe ich noch die Frage an Herrn Hohmann und die NGOs nach der Neukon-
zeption der Erstaufnahmeeinrichtung. Dazu hat es bereits im Jahr 2013 eine ge-
meinsame Überlegung im Innenministerium gegeben. Ist Ihr Eindruck, dass das ent-
sprechend weiterverfolgt worden ist? Oder haben wir nicht doch eher Erstaufnahme-
einrichtungen, die sich über Notunterkünfte gestalten, ohne dass dort eine ernsthafte 
Konzeption dahintersteht? 

Heiko Hendriks (CDU): Auch seitens der CDU-Fraktion zunächst einmal herzlichen 
Dank für die schriftlichen Stellungnahmen und die mündlichen Erläuterungen. Es 
sind schon einige Fragen gestellt worden; die will ich für unsere Fraktion nicht wie-
derholen. 

Ich möchte aber noch einmal den Fokus auf zwei Fragestellungen lenken. Es ist ge-
rade schon angesprochen worden: Aus Sicht der Kommunen und damit auch aus 
Sicht des Landes ist schon relevant, wie hoch denn letztlich der Kostendeckungsgrad 
bei der Erstattung der Kosten ist.  

Meine Frage geht an die Vertreter der kommunalen Familie: Ist beabsichtigt, auf 
Dauer eine konkrete Berechnung zu machen nach den veränderten Rahmenbedin-
gungen, wie denn letztendlich der Kostendeckungsgrad, heruntergebrochen auf die 
Kreise und kreisfreien Städte, aussieht?  

Ich nenne als Beispiel Mülheim an der Ruhr. Dort hatten wir bisher einen Kostende-
ckungsgrad von 17,2 %. Weder unsere Verwaltung noch die Politik hat nach den 
veränderten Rahmenbedingungen jetzt eine Vorstellung, wo wir letztlich landen wer-
den. Ist eine solche Berechnung geplant, sodass wir das einmal für die verschiede-
nen Kreise und Kommunen ablesen können? 

Ein zweiter Punkt; darauf ist auch in der Stellungnahme von Herrn Dr. Wichmann ge-
rade noch einmal gesagt worden: Eine Frage, die immer alle umtreibt, ist, wie die Be-
rechnung der Zuweisung folgt. Hier ist vorgeschlagen worden, wieder die Rahmen-
bedingungen vom 1. Januar 2014 als Grundlage zu nehmen. 
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Gerade wurde von Herrn Dr. Wichmann die quartalsweise Berechnung angespro-
chen; das ist auch in der Stellungnahme. Haben die anderen Sachverständigen zu 
diesem Vorschlag auch eine Meinung? Ist das aus Ihrer Sicht zielführend? Oder 
würde das eher zu Verwirrung führen, weil das natürlich auch einen höheren büro-
kratischen Aufwand bedeuten würde? 

Über die Beantwortung dieser Fragen würden wir uns freuen. Darüber hinaus behal-
ten wir uns vor, nach dieser Runde noch weitere Fragen zu stellen. Danke schön. 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Den letzten Satz höre ich nicht so gerne. Aber klar, 
wenn sich noch weitere Fragen ergeben, dann sollen diese auch geklärt werden. 

Es ist umfänglich gefragt worden. Alle Sachverständigen wurden angesprochen. Ich 
bitte die kommunalen Spitzenverbände, zunächst die Fragen zu beantworten, die an 
sie gerichtet sind. 

Dr. Manfred Wichmann (Städte- und Gemeindebund NRW): Ich fange einmal an. 
– Das war wirklich ein bunter Strauß an Fragen. Ich versuche, die Fragen nach The-
menkomplexen und nicht unbedingt nach Fragestellern zu ordnen. 

Es handelt sich im Prinzip um vier große Themenkomplexe: 

Erster Bereich. Was sind unsere Forderungen?  

Zweiter Bereich. Wie stehen wir zur Abschaffung des Asylbewerberleistungsgeset-
zes? 

Dritter Bereich. Wie sieht es aus mit Standards? Fordern wir welche? Halten wir das 
für sinnvoll? 

Vierter Bereich. Wie sieht es mit den Krankenkosten aus? 

Zum ersten großen Bereich habe ich schon etwas im Eingangsstatement gesagt; das 
wiederhole ich gerne. Wir haben drei zentrale Forderungen aus dem Flüchtlingsgip-
fel, die wir in diesem FlüAG umgesetzt sehen wollen. Dabei handelt es sich um zwei 
Marginalien.  

Die erste Forderung ist: Die Pauschale – also die Erhöhung, die Summe, die sich 
jetzt durch die Erhöhung von 25 % ergibt – soll ins Gesetz geschrieben werden. Da-
mit das Verfahren für alle transparent und nachvollziehbar wird, sollen die Zahlen 
gleichzeitig heruntergebrochen werden auf den einzelnen Flüchtling, sodass man 
sehr schnell ermitteln kann: Es gibt so und so viele Flüchtlinge im Jahr bzw. im Quar-
tal, und pro Flüchtling erhält man die und die Summe. Das kann man dann leicht 
nachvollziehen. 

Unsere zweite Forderung: Die bisherige Jahresfrist ist insofern fatal, als sie von ver-
alteten Zahlen ausgeht. Auf dem Flüchtlingsgipfel ist angedeutet worden, das Ganze 
auf eine quartalsmäßige Umrechnung umzustellen, was wir begrüßen. Das führt da-
zu, dass die Landesleistungen quartalsmäßig steigen müssen, wenn die Flüchtlings-
zahlen steigen, und quartalsmäßig sinken müssen, wenn sie zurückgehen. 
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Dritte Forderung. Wir wollen einen Hilfefonds Krankenkosten, wobei allerdings die 
Grenze nicht bei 70.000 €, sondern bei 50.000 € liegen soll. Das gilt nicht nur für den 
überschießenden Betrag, sondern für den gesamten Betrag.  

Das sind unsere zentralen Forderungen. 

Zum zweiten Bereich, der Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes. Der 
Städte- und Gemeindebund fordert seit April dieses Jahres durch einstimmigen Be-
schluss unseres Fachausschusses die Abschaffung des Asylbewerberleistungsge-
setzes. Wir halten das für sinnvoll, weil wir durchgerechnet haben – und zwar nicht 
nur bei unseren Mitgliedern, sondern auch bei den Mitgliedern des Landkreistages –, 
dass hiermit immense Kosteneinsparungen für Städte und Gemeinden verbunden 
wären. Das bezieht sich insbesondere auf den Bereich der Krankheitskosten. 

Warum ist das auf Bundesebene noch nicht umgesetzt worden? Diese Frage an die 
Spitzenverbände ist sicherlich berechtigt. Die Spitzenverbände sind ein wichtiger Ak-
teur bei der Frage der Umsetzung, aber nicht der entscheidende. Entscheidend ist, 
dass Hannelore Kraft das jetzt in Berlin umsetzt. Da sehe ich auch gute Chancen, 
denn ich meine mich zu erinnern, dass die SPD in Berlin in der Regierung sitzt, 

(Lothar Hegemann [CDU]: Was?) 

also die Möglichkeit hat, das auch in der Koalition umzusetzen. 

Die Grünen – das haben wir jetzt gerade gesehen – haben über den Bundesrat eine 
Verhinderungsmehrheit, die aber auch sicherlich sehr gut – Beispiel Ministerpräsi-
dent Kretschmann – zu einer Gestaltungsmehrheit genutzt werden könnte.  

Die Chance also, das Ganze in Berlin zu realisieren – was wir sehr befürworten und 
unterstützen würden –, ist unseres Erachtens groß, hängt aber nicht nur allein von 
den kommunalen Spitzenverbänden ab. 

Zum dritten Bereich, wie wir mit Standards umgehen. Wir haben die Thematik in der 
Anhörung vom 6. Mai 2014, die von den Piraten beantragt wurde, ausführlich be-
sprochen. Wir sind der Auffassung: Die Entscheidung sollte vor Ort erfolgen. Wir ha-
ben eine funktionierende kommunale Selbstverwaltung. Da sitzen gewählte Vertreter 
aller politischen Richtungen, und die sollen bitte schön anhand der örtlichen Verhält-
nisse entscheiden, was für den jeweiligen Ort das Beste ist. 

Von daher sprechen wir uns gegen Standards aus. Wenn es konkret um die dezent-
rale Unterbringung geht, kann ich für meinen Verbandsbereich, für die kleinen Städte 
und Gemeinden, sagen: Da wird schon sehr viel dezentral untergebracht. Eine 
Kommune mit zehn Flüchtlingen klotzt kein Asylbewerberheim zentral irgendwohin, 
sondern die bringt dezentral unter. 

Nur: Bei der dezentralen Unterbringung werden uns aus unseren Kommunen auch 
Probleme geschildert. Ein Problem ist, dass sich dadurch die soziale Betreuung er-
schwert. Das heißt: Ein Sozialarbeiter kann einfacher zu einer zentralen Einrichtung 
fahren, als dass er dezentral über das ganze Gemeindegebiet verteilt unterwegs ist. 

Ein weiteres Beispiel, wo es zu Schwierigkeiten kommen kann, ist die Schule. Asyl-
bewerberkinder sind verpflichtet, zur Schule zu gehen. Das wird in vielen Kommunen 
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durch zentrale Klassen gewährleistet, zentrale Auffangklassen oder Regelklassen. 
Das heißt: Bei dezentraler Unterbringung ist es heute in einigen kleineren Städten 
und Gemeinden schon so, dass die Kinder mit dem Taxi abgeholt und zentral ir-
gendwo zu einer Beschulung gefahren werden müssen. 

Man spart möglicherweise dadurch, dass man Wohnungen anmietet – wobei das in 
der Rheinschiene sicherlich schwierig ist, weil man dort auf dem Wohnungsmarkt mit 
anderen Nachfragern konkurriert –, aber dadurch entstehen auch andere Probleme. 
Wir sind, wie gesagt, gegen solche Standards. Es soll lieber vor Ort entschieden 
werden, so kann jeweils die beste Lösung gefunden werden. 

Ein letzter Satz zum Thema „Standards“. Wenn das Land beschließen sollte, solche 
Standards einzuführen, dann sehen wir dem gelassen entgegen; das ist dann eine 
Frage des Konnexitätsprinzips.  

Zur Frage von Frau Düker nach den Soll-Regelungen – „Soll“ bedeutet im öffentli-
chen Recht: man muss, wenn man kann –: Auch das würde nichts daran ändern. 
Damit würde uns ein Standard seitens des Landes vorgegeben. Wenn der dann die 
4-Millionen-€-Grenze überschreitet, muss das eins zu eins finanziell erstattet werden.  

Nächster Punkt: die Krankenkosten. Sie haben uns richtig verstanden. Wir haben ge-
fordert, nicht 70.000 € und auch nicht nur den überschießenden Betrag, sondern den 
Betrag von 50.000 € zu nehmen, und sobald dieser Betrag erreicht wurde, alles zu 
erstatten. 

Wie sind wir darauf gekommen? Wir haben gesagt: Es muss sich um eine außerge-
wöhnliche, schwerwiegende Belastung der Städte und Gemeinden handeln. Sie 
müssen sich einmal vorstellen, wie krank jemand sein muss, der in einem Jahr 
Krankheitskosten in Höhe von 50.000 € verursacht. Daran wird nicht getürkt. Es han-
delt sich dabei in der Regel um stationäre Behandlungen. Die Krankenhäuser stellen 
keine Scheinrechnungen aus. Von daher sehe ich keinen Anreiz, da irgendwie von 
48.000 € auf 51.000 € zu kommen. 

Das sind in der Regel schwerkranke Menschen. Es ist Zufall, in welche Kommune sie 
gelangen. Das heißt: Es kann nicht Aufgabe der kommunalen Selbstverwaltung sein, 
für einen solchen im Einzelfall wirklich schlimmen und sehr belastenden Fall sorgen 
zu müssen, sondern das ist Aufgabe des Staates, so ist zumindest unsere Auffas-
sung. 

Jetzt hat Frau Düker die Frage gestellt, wie wir auf diese Summe gekommen sind. In 
der Tat, Sie haben es richtig gesagt, das Innenministerium hat irgendwann einmal 
die Summe von 100.000 € genannt. Wir haben von Anfang an das Beispiel Hessen 
genannt – 10.226 € sind es, glaube ich –; das fordern wir.  

So ist halt Politik, Frau Düker, da kann man sich freuen, oder das kann man schlecht 
finden, aber man muss versuchen, einen Kompromiss zu finden. Wenn ich mir an-
schaue, wie die Träger auseinanderliegen, dann denke ich, dass 50.000 € sicherlich 
eine realistische Grenze darstellen. Ob das nun 40.000 € sind – darüber würden wir 
uns noch mehr freuen – oder ob das 60.000 € sind, darüber kann man sicher reden. 
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Dann haben wir mit unseren Mitgliedern besprochen, wie das denn mengenmäßig 
aussieht. Ich kann natürlich deren Interesse daran verstehen, zu wissen, wie sich 
das Ganze konkret auswirkt. Ich hatte im Eingangsstatement bereits gesagt: Bei der 
Grenze von 50.000 € haben wir in den Jahren 2012, 2013 und 2014 – diese drei Jah-
re haben wir abgefragt – in der Regel weniger als 50 Fälle mit einem Kostenvolumen 
von weniger als 5 Millionen €, wenn man den gesamten Betrag erstattet, sobald er 
50.000 € überstiegen hat.  

(Monika Düker [GRÜNE]: Weniger?)  

– Weniger als 5 Millionen € und weniger als 50 Fälle.  

Nehmen wir den Betrag von 100.000 € – um das einmal in die andere Richtung fest-
zumachen –, sind es weniger als zehn Fälle im Jahr mit einem Betrag, der unter 
1 Million € liegt.  

(Monika Düker [GRÜNE]: Ist der Städtetag da mit drin?) 

– Da ist der Städtetag schon mit drin. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Also alle?) 

– Ja. 

Von daher bitten wir Sie, zu überlegen, ob die Politik uns hier nicht bei diesen extre-
men Ausreißerfällen helfen kann. Daran wäre uns sehr gelegen. Ansonsten sind wir 
mit den Ergebnissen des Flüchtlingsgipfels sehr zufrieden. Aber das ist ein kleiner 
Punkt, bei dem man uns noch helfen könnte. – Danke sehr. 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Eine Frage ist noch offen geblieben, die noch an Sie 
gerichtet war, nämlich ob es heruntergebrochene Zahlen für die Kommunen gibt. 

Dr. Manfred Wichmann (Städte- und Gemeindebund NRW): Wir haben diese Um-
frage gemacht, und mir liegen natürlich heruntergebrochene Zahlen für die Kommu-
nen vor. Ich muss aber ehrlich sagen, dass ich ein Verfechter von Personendaten-
schutz bin. Daher möchte ich nicht eine Kommune – gerade eine kleine Kommune 
mit vielleicht fünf oder sechs Asylbewerbern – in die Öffentlichkeit bringen.  

Die Protokolle dieser Sitzung sind in der ganzen Welt einsehbar. Nehmen wir einmal 
an, die Kommune X hat einen Asylbewerber, der Krankenkosten in Höhe von 
87.000 € im Jahr verursacht hat. Ich glaube, das setzt diese Kommune und vor allen 
Dingen diesen Asylbewerber, weil er jetzt identifizierbar ist, einem gewissen Druck 
aus, sodass möglicherweise eine fatale Situation entsteht, die eigentlich keiner will. 
Das könnte der Nährboden für rechtsextreme Parolen sein, in denen es dann heißt: 
Warum kostet uns dieser Asylbewerber so viel Geld? Warum können wir damit nicht 
lieber ein Schwimmbad finanzieren? 

Das wollen wir jedoch alle nicht. Von daher: Ich verfüge über diese Zahlen; ich kann 
sie auch in einem vertraulichen Gespräch oder über die Fraktionen weiterleiten, aber 
ich bitte um Verständnis, dass ich sie hier nicht in öffentlicher Sitzung präsentiere. 
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Birgit Naujoks (Flüchtlingsrat Nordrhein-Westfalen): Zu den Forderungen, die wir 
im Bereich der kommunalen Aufnahme und Unterbringung haben, die möglicher-
weise auch kurzfristig verwirklicht werden können: Wir plädieren aus den genannten 
Gründen für die Einführung von Mindeststandards. Diese können aber sicherlich 
nicht kurzfristig umgesetzt werden, sondern da bedarf es einer intensiven Diskussion 
mit Experten aus der Praxis. Das kann nicht nur von Behörden- oder Politikerseite 
entschieden werden. 

Unser Hauptziel ist nach wie vor die dezentrale Unterbringung. Eine solche Regelung 
könnte schnell eingeführt werden, dass also erst einmal ein Anspruch ermöglicht 
wird, nicht dass die Kommunen verpflichtet werden, dezentral in Privatwohnungen 
unterzubringen, aber doch so, dass jeder Flüchtling nach einer gewissen Zeit in eine 
Wohnung ausziehen darf. Über die konkrete Ausgestaltung könnte man sicherlich 
noch nachdenken. Die Regelung als solche ließe sich aber schnell einführen.  

Wichtig wäre auch die Einbeziehung von Geduldeten. Da wäre die Frage, wie der 
Kostendeckungsgrad für die Gemeinden dann aussehen würde, wenn man das auf 
alle Flüchtlinge runterbrechen würde. Das wäre sicherlich interessant zu wissen. 

Klar ist jedoch: Die Zahl der Geduldeten ist ziemlich groß; sie liegt bundesweit bei 
über 90.000 Menschen. Wenn es für diese Menschen – zumindest in NRW – keine 
Erstattung gibt, bleiben die Kommune da in arger finanzieller Bedrängnis. 

Das Flüchtlingsaufnahmegesetz besteht seit 1984, also seit 30 Jahren. Insofern soll-
te die Aufstockung des Etats bereits jetzt mit Forderungen verbunden werden. 30 
Jahre lang ist das nicht geschehen. Es ist jetzt an der Zeit dafür. 

Dann noch – weil es zum kommunalen Komplex gehört – die Frage, ob eine quar-
talsweise Berechnung sinnvoll wäre. Ich hatte das, ehrlich gesagt, anders verstan-
den. Ich hatte es nicht so verstanden, dass es demnächst eine dynamische Rege-
lung geben soll, sodass bei quartalsweiser Anmeldung auch die finanziellen Beträge 
angepasst werden.  

Es ist aber klar: Hier muss eine Änderung erfolgen. Die Zahlen jeweils vom 1. Januar 
des Vorjahres zu nehmen, führt nicht zu einer angemessenen finanziellen Erstattung. 
Unser Vorschlag wäre, den Erstattungsbetrag beruhend auf den Zahlen des dritten 
Quartals eines Jahres, verbunden mit einer Prognose für das nächste Jahr, im 
Haushalt festzulegen und dann entsprechend auszuzahlen. 

Dann war da noch die Frage, wie die Landesaufnahme im Flüchtlingsaufnahmege-
setz geregelt werden könnte. Seit spätestens 2012 funktioniert die Landesaufnahme 
nicht mehr richtig; aber davor war es mit der Unterbringung von Flüchtlingen auf 
Landesebene besser als auf mancher kommunalen Ebene.  

Das Land sollte hier eine Vorbildfunktion ausüben. Deswegen könnte man Stan-
dards, angepasst an die Landesaufnahmeerfordernisse und an die kommunalen Er-
fordernisse auch in einem Gesetz verankern, um die Schritte, die im Asylverfahren 
erfolgen, noch einmal deutlich darzustellen, die Aufgabenverteilung klarzumachen 
und das Land in seiner Verantwortung darin zu bestärken. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 24 - APr 16/690 

Innenausschuss 23.10.2014 
47. Sitzung (öffentlich) Sm 
 
 
Sie hatten auch nach der Neukonzeption zur Erstaufnahme gefragt. Es stimmt, im 
Mai 2013 hat erstmals ein Fachgespräch hierzu stattgefunden. Die Ergebnisse soll-
ten in den Projektbericht des Innenministeriums einfließen, der im April 2014 veröf-
fentlicht worden ist. Daran ist weitergearbeitet worden, aber es ist keine Lösung in 
Sicht.  

Am Montag war auch nur die Rede davon, dass wir mehr Plätze brauchen. Mehr 
Plätze lösen jedoch das Problem nicht. Im Moment sind alle regulären Aufnahmeein-
richtungen, alle Notunterkünfte bis auf die Reserveplätze völlig ausgeschöpft. Der 
Aufenthalt der Flüchtling würde sich auch nicht verkürzen, wenn wir ein paar mehr 
Schlafplätze zur Verfügung hätten. Damit ist eine Lösung des Grundproblems nicht in 
Sicht. 

Ich denke, der Flüchtlingsgipfel hat gezeigt, dass auch die Landesregierung die 
Problematik eingesehen hat und dass sie sich auf einen guten Weg begeben will. Es 
ist auf jeden Fall noch sehr viel zu tun in diesem Bereich, um das Asylverfahren für 
die Schutzsuchenden so zu gestalten, wie es ursprünglich einmal gedacht war und 
wie es seine Funktion erfüllen kann. 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Bevor Herr Lemmer das Wort enthält, bat Herr 
Dr. Faber darum, eine Stellungnahme ergänzen zu können.  

Dr. Marcus Faber (Landkreistag Nordrhein-Westfalen): Herr Vorsitzender, meine 
Damen und Herren, danke für die Gelegenheit zur Ergänzung. Herr Dr. Wichmann 
hat schon alles Wichtige für die kommunale Seite ausgeführt. An einer Stelle muss 
ich jedoch als Vertreter des Landkreistages zumindest ein wenig Wasser in den Wein 
gießen.  

Es geht um die Frage nach dem Asylbewerberleistungsgesetz bzw. dessen Abschaf-
fung. Der Städte- und Gemeindebund NRW hat da einen klaren Gremienbeschluss. 
Der Landkreistag NRW hat gegenwärtig noch keinen Gremienbeschluss. Darauf 
muss man ganz deutlich hinweisen. Darüber wird in unseren Gremien auch noch 
diskutiert werden; das kann noch kommen. 

Hierzu gibt es jedoch durchaus unterschiedliche Auffassungen, auch inhaltlich, was 
Vor- und Nachteile des Asylbewerberleistungsgesetzes angeht; einmal ganz davon 
abgesehen, dass damit auch eine Verlagerung der Leistungspflicht für NRW von der 
gemeindlichen Ebene auf die Kreisebene – also im kreisangehörigen Raum – ver-
bunden ist. Dabei sind durchaus Fragen zum Grenzbereich SGB II/SGB XII zu be-
achten.  

Ich habe das einmal mit unserem Sozialbereich hausintern gespiegelt. Es ist nicht 
ganz klar, ob wirklich die gesamte Personengruppe der Asylbewerber/Flüchtlinge 
ohne Weiteres mit der entsprechenden Bundestragung der Leistung und den teilwei-
sen Kosten der Unterkunft im SGB II unterkommt; ein Teil wird möglicherweise auch 
im SGB XII zu verorten sein.  

Da jedoch sind die Ausgleichsmöglichkeiten für die Kommunen deutlich schlechter. 
Das müsste man im Vorfeld sehr genau evaluieren und analysieren. Das kann man 
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nicht einfach so an der kurzen Leine prognostizieren. Deshalb sind wir da als Ver-
band Landkreistag NRW im Moment noch offen. Wir haben noch keine endgültige 
Positionierung zu diesem Thema. Für den Städtetag weiß ich das nicht so genau. 
Der Städte- und Gemeindebund jedenfalls hat sich positioniert, das ist klar. 

Das wollte ich nur noch zur Ergänzung sagen, damit es noch einmal deutlich klarge-
stellt wird. So simpel ist das Geflecht zwischen SGB II und SGB XII nicht, dass man 
das einfach so bejahen könnte. 

Frau Karin Welge (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Herzlichen Dank, Herr Vorsit-
zender. Meine Damen und Herren, ich möchte gerne noch einige ergänzende An-
merkungen machen. Herr Dr. Wichmann hat den Forderungskatalog schon im We-
sentlichen aufgezeigt und ausgeführt.  

Ich möchte noch ein paar Punkte deutlich machen, das bezieht sich insbesondere 
auf die Frage, warum sich die Kostenerstattungsquoten aus dem solitären Blick ein-
zelner Kommunen ganz unterschiedlich in der Größenordnung „von – bis“ darstellen. 
Das hat auch etwas mit der Zusammensetzung der Flüchtlinge zu tun. Insoweit hält 
der Städtetag seine schon ausdrücklich formulierte Positionierung im Hinblick auf die 
Aufnahme der geduldeten Flüchtlinge aufrecht. 

Das stellt sich in der kommunalen Familie durchaus unterschiedlich dar: von ganz 
wenigen bis ganz vielen, also von Einzelfällen über zehn, zwanzig bis mehreren 
Hundert, sogar bis an die Tausende in ganz großen Kommunen. Deswegen können 
wir, wenn Menschen aus humanitären Gründen auf Dauer in unseren Städten leben 
dürfen, nicht nachvollziehen, warum diese dann keiner Kostenerstattung unterliegen. 
Das ist eine wesentliche Forderung, die sich monetär ganz erheblich auswirkt. 

Ich möchte ausdrücklich Danke sagen für den Flüchtlingsgipfel, für das kompakte 
und durchaus – ich sage mal – bemerkenswerte Ergebnis in relativ kurzer Zeit. Ge-
nauso möchte ich aber deutlich machen, dass damit die Probleme in den Städten 
und erst recht das große Delta der nicht refinanzierten Kosten nicht behoben sind. 

Damit will ich an das Thema „Standards“ anknüpfen, das Herr Dr. Wichmann ange-
schnitten hatte. Natürlich wünschen sich viele immer noch bessere und auskömmli-
chere Standards. Das ist eine allgemeine politische Debatte, die wir im kommunalen 
Kontext bei vielen anderen Fragen auch führen. 

Ich will aber deutlich darauf hinweisen, dass das in den Kommunen in der Tat sehr 
gut und auch dem Selbstverwaltungsgedanken entsprechend sehr unterschiedlich 
gehandhabt wird. Das hängt mit den Rahmenbedingungen zusammen. Es gibt 
Kommunen mit großen Leerständen, es gibt Kommunen mit großem Bedarf an zu-
sätzlichen Wohnräumen. Diese werden per se schon anders agieren müssen.  

Deswegen warne ich vor zu detailliert ausformulierten Standards. Ich glaube, es ist 
für uns alle selbstverständlich, für einen auskömmlichen Standard für die Menschen 
zu sorgen, die zu uns kommen und Hilfe suchen. Dem tragen die Kommunen Rech-
nung. Dass das immer auch etwas mit Kapazitäten zu tun hat, versteht sich von 
selbst. Von daher gesehen: Sollte da ein Aufschlag kommen, würde das mit entspre-
chenden Kostenfolgen im Rahmen der Konnexität einhergehen. 
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Zum Asylbewerberleistungsgesetz und dessen Abschaffung: Hierzu gibt es vom 
Deutschen Städtetag keine einheitliche Positionierung. Daher würde ich mich in die-
ser Frage heute zurückhalten wollen. 

Hans Jürgen Lemmer (Stadt Wuppertal): Bei der Frage, welche Forderungen jetzt 
noch in das Gesetz hineingenommen werden, tue ich mich etwas schwer; denn ich 
halte nichts von schnell geänderten Gesetzentwürfen. Das geht zumeist fürchterlich 
schief.  

Ich bin der Meinung, dass das Flüchtlingsaufnahmegesetz einer totalen Erneuerung 
bedarf. Dann halte ich es aber für sinnvoller, das in einem breiten Beteiligungs- und 
Konsensverfahren in Angriff zu nehmen, sodass es in Nordrhein-Westfalen später 
von allen mitgetragen wird.  

Ich komme auf die Frage von Frau Düker zu sprechen. In Wuppertal ist zumindest 
nicht bekannt, dass 16- und 17-Jährige automatisch angerechnet werden, ausge-
nommen dann, wenn wir sie im Verfahren nach §15a AufenthG oder in ein einem 
Asylverfahren haben. Das sollte meinen Mitarbeitern in der Ausländerbehörde oder 
im Jugendamt grundsätzlich bekannt sein; denn diejenigen müssten das eigentlich 
melden. Von selber kommt das Land ja nicht an diese Zahl. Deshalb müsste man 
das in den Kommunen bekannt machen. 

Zum Thema „Standards“. Auch wenn ich als kommunaler Vertreter eigentlich „Hurra“ 
schreien sollte – denn bei uns befinden sich 75 % in dezentraler Unterbringung, 
sprich: in privaten Mietverhältnissen –, bin auch ich letztlich kein Freund von Stan-
dards. Ich glaube, sie ersetzen nicht das Wichtigste, nämlich die politische und ge-
sellschaftliche Diskussion, die wir in den Kommunen vor Ort brauchen, und die 
Rücksicht auf die sehr unterschiedlichen Gegebenheiten in Kommunen nehmen. 

Wir haben dafür in diesem Sinne ein sehr gutes Beispiel, nämlich das Integrations- 
und Teilhabegesetz. Anfänglich gab es einmal 27 RAAs; heute gibt es fast flächen-
deckend kommunale Integrationszentren. Die Diskussion um dieses Gesetz und die 
Anreize, die das Land geschaffen hat, haben sehr viele Kreise und Städte in Bewe-
gung gebracht, auch selber Geld in die Hand zu nehmen und kommunale Integrati-
onszentren zu schaffen. Das kann ein guter Prototyp sein, auch für weitere Verände-
rungen. 

Zum Thema „Gesundheitskosten“. Ich kann es nicht an Einzelfällen festmachen; das 
wäre ein großer Aufwand; und bei mir hat kein Mitarbeiter dafür Zeit, die Einzelfälle 
zu zählen. Wir hatten im letzten Jahr Gesundheitskosten in Höhe von 2,9 Millionen €; 
sie werden sich in Wuppertal in diesem Jahr auf etwa 4,5 Millionen € belaufen. Das 
heißt: Fast 25 % der Aufwendungen im Asylbewerberleistungsgesetz sind inzwi-
schen Krankheitskosten. Da besteht also schon ein dringender Handlungsbedarf.  

Ob jedoch der Fonds die richtige Lösung ist – auch da bin ich eher ein Vertreter von 
einer angemessenen Pauschale anstatt jeweils im Einzelfall zu rechnen. Im Einzelfall 
zu rechnen, bedeutet immer wieder neuen Aufwand. Ich kenne auch noch das ganz 
alte Flüchtlingsaufnahmegesetz, wo man am Ende eines Jahres die Sozialhilfeakten 
sammelte, die Auszubildenden einer Verwaltung zusammentrommelte und dann er-
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mittelte, wie viel Geld ausgegeben wurde, um das dann in einem mühsamen Ab-
rechnungsverfahren mit dem Land wieder reinzuholen. Da haben sich zwei Seiten 
innerhalb der Bürokratie gegenseitig fertiggemacht. Das müssen wir nicht wiederho-
len. 

Insofern bin ich auch skeptisch bei der Frage nach der quartalsmäßigen Anpassung. 
Das Ganze rechnet sich nur dann – auch der Aufwand, den ich mit der Erhebung von 
Quartalssachen betreiben muss –, wenn dem auch eine entsprechend höhere Aus-
gabesumme dagegengestellt wird. Nur dann kann man irgendjemandem erklären, 
warum man einen höheren Personalaufwand betreiben muss. 

Das gesamte Thema „Gesundheitskosten“ würden wir im Wesentlichen dann gelöst 
bekommen, wenn das Asylbewerberleistungsgesetz abgeschafft wird. Leider habe 
ich auf die Schnelle meine Zahlen nicht parat. Wir haben das in Wuppertal schon 
einmal berechnet, noch auf Basis der alten Gesetzlichkeit. Neun Monate Arbeitsver-
bot – das hätte ja bedeutet, dass die Kommune neun Monate lang mit SGB XII ver-
antwortlich bleibt und es dann erst ins Jobcenter übergeht. Die Kosten-Lasten-
Verteilung zwischen Land, Kommune und Bund wäre eine deutlich fairere gewesen. 
Wer an den Zahlen interessiert ist, dem kann ich sie gerne zukommen lassen. 

Das Problem der Gesundheitskosten würde sich dadurch lösen, weil sie Bestandteil 
der Sozialversicherung würden. Es wird dann ein Teil X bei der Kommune verblei-
ben, nämlich der der nicht arbeitsfähigen Flüchtlinge. Ich glaube aber, letztlich ist die 
Aufgabe „Flüchtlinge“ eine Aufgabe aller drei Gliederungen, und das könnte dann der 
kommunale Anteil sein. Wenn sich der Bund und das Land vorher in einer so deutli-
chen Weise bewegen würden, wäre die Mehrzahl der Kommunen sehr glücklich dar-
über. 

Für uns ist es immer schwierig, etwas zur Kostendeckung zu sagen. Die wesentli-
chen Kosten sind am Anfang des Jahres immer noch unbekannt. Wir wissen zwar, 
wie viel wir an Landeserstattung erhalten, aber die eigentlichen Kosten kommen erst 
im Laufe des Jahres. Der Gesundheitsblock verändert sich dauernd.  

Die Frage ist nicht nur, welche Flüchtlingsgruppen dem gegenübergesetzt werden – 
in meiner schriftlichen Stellungnahme habe ich bereits ausgeführt, dass es da große 
Unterschiede gibt –, sondern auch, welche Kostenblöcke dafür eingesetzt werden, 
ob ich das nur auf das AsylbLG beziehe oder auch darauf, dass es auch die Kosten 
der Unterbringung und der sozialen Betreuung umfasst. Das sind die drei Blöcke, die 
eigentlich immer von der Landeserstattung erfasst sind. Dann kommen wir in NRW 
zu einem bunten Mischmasch aus Zahlen, die kaum noch miteinander vergleichbar 
sind. 

Helge Hohmann (Evangelisches Büro NRW): Die erste Frage lautete, welche 
Punkte jetzt kurzfristig noch in die Novellierung aufgenommen werden können. Ich 
denke, die angekündigte Erhöhung der Kostenpauschale um 25 % müsste noch di-
rekt mitaufgenommen werden. Der Härtefallfonds Gesundheit könnte ebenso aufge-
nommen werden. Aus unserer Sicht kann man jederzeit auch darüber entscheiden, 
die langjährig Geduldeten mitaufzunehmen.  
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Zu den anderen Fragen: Grundsätzlich sind wir der Meinung, dass das Flüchtlings-
aufnahmegesetz grundlegend überarbeitet werden sollte; das habe ich vorhin schon 
gesagt. Es hat sich schon angedeutet, dass es sehr viel Anlass dazu gibt, dies zu 
tun. Das sollte in einem breit angelegten Beteiligungsverfahren geschehen. 

Herr Körfges hat im Zusammenhang mit den Gesundheitskosten gefragt, ob da auch 
der Bund etwas übernehmen sollte. Auch da kann ich nur in dasselbe Horn stoßen: 
Würde das Asylbewerberleistungsgesetz abgeschafft, bestünde dieses Problem so 
nicht mehr. Alles andere sind Ersatzlösungen. Auch wenn der Bund vielleicht etwas 
dazu tut, ist das nur eine Ersatzlösung für eine eigentlich notwendige strukturelle Lö-
sung. 

Dann möchte ich noch die Frage nach den Standards aufgreifen. Diese Frage würde 
ich gerne andersherum stellen: Wenn das Land den Kommunen Mittel zur Deckung 
der Kosten vor Ort zur Verfügung stellt, warum darf es das nicht auch mit Qualitäts-
standards für die Unterbringung verknüpfen? 

(Zuruf: Konnexität!) 

– Ja, die Konnexität, ich weiß. Ich wäre jedoch sehr dafür, das wirklich ernsthaft zu 
prüfen; denn vor Ort werden Landesmittel verwendet. Ich finde aber, es muss auch 
möglich sein, dies mit Erwartungen zu verknüpfen. Wir sprechen hier von Mindest-
standards. Es geht nicht um irgendwelche hoch angesiedelten Standards, sondern 
um das Mindestmaß bei der Frage: Was ist menschenwürdig? 

(Monika Düker [GRÜNE]: Was ist das denn aus Ihrer Sicht? Sagen 
Sie doch mal einen Standard! Die Quadratmeterzahl? Oder was? 
Nennen Sie doch mal bitte eine genaue Zahl! Was verstehen Sie 
denn darunter?) 

– Ja, tatsächlich auch die Quadratmeterzahl, wie viele Personen ... 

(Monika Düker [GRÜNE]: Quadratmeterzahl pro Flüchtling? Oder 
was würden Sie da schreiben wollen?) 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Frau Düker, erstens ist es sehr schwer, Sie zu ver-
stehen, wenn das Mikro nicht eingeschaltet ist. Zweitens wollen wir nicht in eine Ein-
zeldiskussion verfallen. Trotzdem nehme ich Ihre Frage gerne auf, weil der eine oder 
andere sein Interesse daran mit Kopfnicken untermauert hat. Die Frage nach einem 
Beispiel für einen Mindeststandard war an Herrn Hohmann gerichtet. 

Helge Hohmann (Evangelisches Büro NRW): So etwas kann tatsächlich die Quad-
ratmeterzahl sein. Ich habe jetzt keine konkreten Zahlen vorliegen. Das ist auch nicht 
der Gegenstand hier. Ich bin aber dafür, dass ein Verständigungsverfahren stattfin-
den muss, in dem geklärt wird, was solche Mindeststandards sein könnten. 

Zur Frage von Herrn Stamp nach dem Stand der Neukonzeption der Erstaufnahme. 
Frau Naujoks hat bereits dargestellt, welche Prozesse bislang stattgefunden haben. 
Es hat mehrere Anhörungen gegeben; es hat auch eine Anhörung zum Projektbe-
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richt des Ministeriums gegeben. Dort haben wir alle unsere Positionen dargestellt; sie 
müssten eigentlich bekannt sein.  

Der Eindruck im Augenblick, nach dem Flüchtlingsgipfel sieht so aus: Vorrang hat 
nach wie vor die Vermeidung von Obdachlosigkeit, Vorrang hat auch das Finden 
kurzfristiger Lösungen. Es ist aber auch klar, dass man parallel zu diesen Akutlösun-
gen konsequent an einer Neugestaltung der Erstaufnahme arbeiten muss.  

Das bedeutet auch, dass man jetzt das zuständige Ministerium entsprechend aus-
statten muss, sodass es in der Lage ist, dies voranzutreiben. Wir brauchen im MIK 
also Leute, die für Konzeptionelles zuständig sind sowie für Qualitätskontrolle, Kri-
senmanagement und Notbetrieb, und das auskömmlich ausgestattet. Dann haben 
wir eine Chance, dass es vorankommt.  

Ich hätte es gut gefunden, wenn man sich auf dem Flüchtlingsgipfel auch darauf ge-
einigt hätte, eine Deadline zu setzen, bis wann man eine Neukonzeption geschafft 
haben will. Der Prozess läuft jetzt schon ziemlich lange. Warum sagt man nicht zum 
Beispiel: „Im Juni 2015 muss ein Konzept für Erstaufnahme stehen“? Dann würde 
mehr Zug hinter diese Sache kommen, damit sie in der Akutbewältigung der Proble-
me nicht untergeht. So weit mein Statement. 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Vielen Dank an die Sachverständigen. – Es gibt noch 
einige kurze Nachfragen. Bitte schön. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Ich habe Nachfragen zum Thema „Standards“. Frau 
Düker, ich kann Ihnen sicherlich helfen. Es gibt im Justiz- -bzw. Sozialwesen eine 
Menge Standards. Dabei sollten nicht unbedingt die – ich glaube – 6 Quadratmeter 
Mindestgröße bei der Haftunterbringung der Maßstab sein. Aber aus solchen Stan-
dards lässt sich bestimmt einiges entwickeln. 

Die grundsätzliche Neufassung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes ist einige Male 
angesprochen worden. Ich erinnere mich, dass wir schon vor einem Jahr darüber 
gesprochen haben, eine grundsätzliche Neufassung anzugehen. Dann wurden wie-
der auf den letzten Drücker am Ende des Jahres die Geldbeträge angepasst und ei-
ne Neufassung für dieses Jahr in Aussicht gestellt. Der Grund – Sie wissen es alle –; 
wir haben den Antrag für die Neukonzeption eingebracht ... 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Herr Herrmann, bitte! 

Frank Herrmann (PIRATEN): Ich komme sofort zu meinem Punkt; ich wollte aber 
kurz erwähnen, dass wir im Grunde vor zwölf Monaten schon die gleiche Diskussion 
über die Dringlichkeit einer Neufassung geführt haben. 

Herr Wichmann, zum Thema „Standards“. Sie möchten das für die Kommunen nicht 
definiert haben und sagen: Die Kommunen werden das schon richtig machen. – Da-
her meine konkrete Frage: Sind dann die schimmeligen Wohnungen und Baracken, 
wie sie Oberhausen und Mönchengladbach genutzt werden, für Sie akzeptabel? 
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Zum Thema „dezentrale Unterbringung“ hatten Sie erwähnt, dass der Aufwand für 
die Sozialarbeiter, immer hin und her zu fahren, so groß wäre. Herr Lemmer – das 
habe ich vorhin an seiner Gestik erkannt – sieht das anders. Könnten Sie bitte noch 
einmal ausführen, Herr Lemmer, wie da Ihre Erfahrungen in Wuppertal sind? 

Zur Konnexität. Herr Kollege Körfges, danke, dass Sie das aufgebracht haben. Wir 
hatten inzwischen eine Anhörung zum Konnexitätsausführungsgesetz hier im Land-
tag. Da gab es bei den Sachverständigen ziemlich differenzierte Auffassungen. So 
wurde zum Beispiel ganz konkret gesagt, dass es keine Konnexitätsrelevanz gibt, 
wenn Standards auf Landes- und Kommunalebene gleichzeitig neu gefasst und defi-
niert werden. 

Das ist hier sicherlich notwendig. Es gibt riesige Probleme in der Landesaufnahme. 
In den Kommunen gibt es fortgesetzt diese Probleme. Das heißt, wenn das Land 
hingeht und grundsätzlich für die Betreuung von Flüchtlingen Standards definiert, die 
im ganzen Land, einschließlich der Kommunen, eingehalten werden müssen, ist die 
Auffassung der Sachverständigen die gewesen, dass die Kommunen dann keine 
Konnexitätsrelevanz ansetzen könnten. 

Ich weiß nicht, ob Ihnen das bekannt ist. Vielleicht könnten Sie das noch etwas ge-
nauer ausführen. 

(Lothar Hegemann [CDU]: Was sind denn das für präzise Fragen?) 

Frau Naujoks hat die Krise bei der Landesaufnahme erwähnt. Wie wirkt sich das ak-
tuell bei Ihnen in den Kommunen aus? Das hätte ich gerne gewusst. – Danke schön.  

Heiko Hendriks (CDU): Ich habe eine kurze Nachfrage. Bei meiner Frage nach dem 
Kostendeckungsgrad ging es uns um die Höhe der im Gesetzentwurf vorgesehenen 
pauschalisierten Sonderzahlungen. Die Frage: Wie ist letztendlich der Kostende-
ckungsgrad nach Veränderung der Gesetzeslage in den Kommunen? Da war die 
Frage, ob die kommunale Familie zum Zeitpunkt X eine Übersicht herausbringt, so-
dass wir das kommunenscharf ablesen können. 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Das waren die Nachfragen. – Wir gehen jetzt so vor: 
Herr Lemmer, an Sie ist eine Frage gerichtet worden. Die können Sie jetzt bitte be-
antworten, und dann gebe ich an die kommunalen Spitzenverbände weiter. 

Hans Jürgen Lemmer (Stadt Wuppertal): In der Stadt Wuppertal sind acht eigene 
Sozialarbeiter für die Flüchtlingsbetreuung zuständig. Ich war in meinem ersten Le-
ben – ich war nicht immer Chef – selbst Sozialarbeiter für Flüchtlinge. Daher kann ich 
auch aus persönlicher Erfahrung etwas dazu sagen. 

Natürlich sind die Wegezeiten bei dezentraler Unterbringung höher, das ist keine 
Frage. Aber wir müssen uns plötzlich um ganz viele blöde Themen nicht mehr küm-
mern; da denke ich zum Beispiel Nachbarschaftsstreitigkeiten, weil 120 Leute in ei-
nem Haus oder zehn verschiedene Leute in einer Wohnung untergebracht werden 
müssen. Die dezentrale Unterbringung löst viele der kleinen Probleme, um die sich 
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jetzt für teures Geld Sozialarbeiter kümmern müssen. Sie treten dann gar nicht erst 
auf. 

Dafür haben wir, ergänzend zu dem professionellen System, nun aber Nachbarn, die 
sich um die Flüchtlinge kümmern. Ich sage es immer so schön in der Presse – da ist 
sehr viel Wahres dran –: Wenn ich einen neuen Nachbarn habe, dann macht mich 
das vielleicht neugierig, und ich rede noch mit ihm. Wenn ich aber 100 neue Nach-
barn habe, dann löst das höchstens Angst aus. 

Frau Karin Welge (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Ich versuche, noch einmal 
etwas grundsätzlicher einzusteigen bei dieser Standarddebatte. Wir müssen ein we-
nig differenzieren. Es gibt Flüchtlinge, die werden mit einer gewissen Wahrschein-
lichkeit auf Dauer bei uns leben können. Es gibt aber auch zunehmend eine nicht 
unerhebliche Anzahl von Flüchtlingen, bei denen wir davon ausgehen müssen, dass 
das Asylbewerberleistungsverfahren nicht erfolgreich sein wird. 

Da stellt sich die Frage nach der gerechten Unterbringung. Deswegen halte ich es 
schon per se für schwierig, zu sagen: Wir formulieren Standards im Sinne von Quo-
ten: so und so viele in privaten Unterkünften oder eben Mindeststandards.  

Darüber hinaus gilt es, in diesem Kontext ernsthaft darüber zu diskutieren, ob es 
nicht Sinn machen würde, bei den Flüchtlingen, die aus Ländern kommen, die mit re-
lativer Wahrscheinlichkeit kein erfolgreiches Asylbewerberverfahren nach sich zie-
hen, nicht das Thema, ob und in welchem Umfang sie in den Erstaufnahmeeinrich-
tungen verbleiben können, bis zum Abschluss ausgesetzt wird. Dann könnte man 
diese Debatte in dieser Form noch einmal grundsätzlich neu auflegen. 

Ansonsten bleibt es bei dem Gesagten: Keine generellen Standards in der klassi-
schen Form, weil die kommunalen Familien und Rahmenbedingungen so unter-
schiedlich ist, dass es schwierig wäre, das alles zu organisieren. 

Zur Frage der Konnexität: Es gibt eine allgemeine Formel, die besagt: Bei ganz we-
sentlichen Änderungen gilt das Konnexitätsprinzip, um es einmal sehr vereinfacht 
auszudrücken; ob und ab wann das der Fall ist, wäre eine Diskussion für den Einzel-
fall. Ich glaube, es erübrigt sich zumindest für hier und heute, das an dieser Stelle in-
haltlich zu vertiefen.  

Darüber hinaus noch eine Ergänzung zu dem, was heute Morgen noch nicht aufgeru-
fen wurde, nämlich das Thema „Standards und Rahmenbedingungen für die Erstauf-
nahmeeinrichtungen“. Da wünscht sich die kommunale Familie – insbesondere na-
türlich der Städtetag –, dass entsprechende Möglichkeiten und Rahmenbedingungen 
geschaffen werden. Die gesundheitspolitische Versorgung in diesen Einrichtungen 
sollte so ausgestattet werden, dass etwaige notwendige Untersuchungen zum Aus-
schluss von Krankheiten dort stattfinden, damit der mittlerweile sehr ausgediente öf-
fentliche Gesundheitsdienst in den Kommunen landauf, landab nicht noch zusätzli-
che Besorgnis hat, mit extrem aufwendigen operativen Arbeiten auch noch Gesund-
heitsfür- und – vorsorge betreiben zu müssen. Dazu sind die Kommunen derzeit we-
der operativ noch monetär in der Lage. 
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Zum Thema „Krankenversorgung“ ist schon vieles gesagt worden. Die Kommunen 
wünschen sich hier ausdrücklich lieber ein Regelsetting und eine strukturpolitische 
Debatte im Sinne von: Krankenkassen tun da zunächst erst mal nichts. – Aber wir 
reden heute ja über eine schnell Lösung, eine akzeptable Zwischenlösung. Deswe-
gen können wir uns für den Moment mit den genannten 50.000 € anfreunden. 

Dass das unter dem Strich in einem Jahr mehr oder weniger sein kann, versteht sich 
von selbst. Dass wir kein Freund davon sind, dass dies etwaigen Budgets abge-
knapst wird – wenn man schon einen solchen Sonderfonds bildet –, gilt per se, weil 
das den monetären Fluss einzelner Summen für den einzelnen Flüchtling wieder re-
duzieren würde. Von daher gilt auch hier das Plädoyer: wenn, dann on top, also zu-
sätzlich, und nicht abgezwackt von etwas anderem. 

Dr. Manfred Wichmann (Städte- und Gemeindebund NRW): Ich halte die Vorgabe 
von Standards für eine kommunale Aufgabe, die vor Ort verantwortet werden muss. 
Die örtlichen Verhältnisse sind so unterschiedlich, das kann man nicht zentral von 
Düsseldorf aus vorgeben. Jedenfalls stelle ich mir das als Vertreter der kommunalen 
Spitzenverbände hier nicht als wünschenswert vor.  

Das ist vielmehr eine Aufgabe der örtlichen Verwaltung und der örtlichen Politik. 
Wenn da irgendetwas verschimmelt ist, dann muss das bitte schön dort kontrolliert 
werden. Dann ist es Aufgabe des Stadtrates oder der zuständigen Ausschüsse, da-
rauf hinzuwirken, dass das nicht wieder vorkommt. Aber dafür brauchen wir keine 
Vorgaben aus Düsseldorf, jedenfalls nicht von einer Institution, die die eigenen Ein-
richtungen anscheinend auch nicht so lückenlos daraufhin überwacht, dass dort ge-
wisse Grundstandards der Menschenwürde eingehalten werden. 

Zur Konnexität. Ich habe die Diskussionen in der Anhörung zum Konnexitätsausfüh-
rungsgesetz verfolgt. Die besagte Position ist in der Tat geäußert worden; sie ist aber 
vonseiten der kommunalen Spitzenverbände und anderer Experten aus der Wissen-
schaft zurückgewiesen worden. Wenn man die Größe und die Unterbringungsform 
anders wählt, wenn man die Ausstattungsvarianten vorgibt, handelt es sich meiner 
Meinung nach um eine wesentliche Veränderung einer bestehenden übertragenen 
Aufgabe. Das löst gemäß Landesverfassung – Art. 78 – das Konnexitätsprinzip aus. 

Zu Ihrer Frage zum Kostendeckungsgrad, Herr Hendricks. Wir haben versucht, das 
mit unseren Bordmitteln auf der Basis einer Antwort des Innenministeriums zu er-
rechnen, die diesem Ausschuss und dem kommunalpolitischen Ausschuss im Früh-
jahr dieses Jahres mit den Zahlen von 2012 vorgelegt wurde. Da sind wir zu einem 
durchschnittlichen Kostendeckungsgrad von 50 % gekommen, und zwar mit Ausrei-
ßern, die teilweise bei 20 %, 30 % und auf der anderen Seite wesentlich höher lie-
gen. 

Das war auch immer unsere Aussage; es ist also vonseiten des Städte- und Ge-
meindebundes nie gesagt worden, das Land zahle lediglich 20 %. Wir haben gesagt: 
Der Durchschnitt liegt bei 50 %, was immer noch um die Hälfte zu gering ist. 

Ich nehme Ihre Anregung gerne auf. Ich halte das für wichtig. Die Flüchtlingsauf-
nahme ist eine Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach Weisung. Das heißt: Wir sind als 
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Städte und Gemeinden hier nicht im Rahmen der Selbstverwaltung tätig, sondern auf 
Weisung der Aufsichtsbehörde des Innenministeriums. 

Wir sollten uns also einmal mit dem Innenministerium zusammensetzen. Das Innen-
ministerium hat die Datenbasis oder kann sie jedenfalls über die Bezirksregierung 
ermitteln, sodass wir dem Ausschuss oder dem Landtag für nächstes Jahr eine wirk-
lich aussagekräftige Kostenprognose bzw. ein aussagekräftiges Kostenergebnis prä-
sentieren können. 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Vielen Dank. – Ich danke den Teilnehmern für ihre 
wertvollen Informationen. Das Ausschussprotokoll wird zu gegebener Zeit im Inter-
netangebot des Landtags abrufbar sein. Der Innenausschuss wird sich so bald wie 
möglich weiter mit dem Gesetzentwurf befassen. 

Ich schließe damit diesen Tagesordnungspunkt und darf die Gäste einladen, auch 
der weiteren Beratung gerne zu folgen. Ansonsten wünsche ich ihnen einen guten 
Heimweg. 
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Vor Weiterführung der Tagesordnung  

Aktuelle Viertelstunde (beantragt von der CDU-Fraktion; s. Anlage) 

hier: 

„Zwölf verletzte Polizisten nach Massenschlägereien auf Schalke: Ist Innenmi-
nister Jägers neues Einsatzkonzept gescheitert?“ 

– Bericht der Landesregierung  
– Diskussion – 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Ich freue mich, dass der Innenminister und der 
Staatssekretär inzwischen eingetroffen sind und darf Sie in unseren Reihen begrü-
ßen. Ich rufe nun die Aktuelle Viertelstunde auf. Von der CDU-Fraktion liegt hierzu 
eine Anfrage zum Thema „Zwölf verletzte Polizisten nach Massenschlägereien auf 
Schalke: Ist Innenminister Jägers neues Einsatzkonzept gescheitert?“ vor.  

In Anbetracht der umfangreichen Tagesordnung sollte der vorgegebene Zeitrahmen 
von einer Viertelstunde nicht überdehnt werden. Gegebenenfalls müsste das Thema 
in der nächsten Sitzung nochmals als Tagesordnungspunkt aufgerufen werden. Im 
Anschluss an den Bericht der Landesregierung können Fragen gestellt werden. Bitte 
beachten Sie dabei den Zeitrahmen.  

Zunächst erhält der Minister das Wort. – Bitte schön. 

Minister Ralf Jäger (MIK) trägt vor: 

Schönen Dank, Herr Vorsitzender. – Meine sehr verehrten Damen und Herren, zur 
Aktuellen Viertelstunde. Wir wollen versuchen, die Zeit zumindest von unserer Sei-
te aus einzuhalten. 

Vorweg eine Bemerkung: Man kann nicht jede Auseinandersetzung bei Fußball-
spielen auf unser neues Einsatzkonzept schieben. Die Ereignisse im Zusammen-
hang mit der Spielbegegnung FC Schalke 04 gegen Hertha BSC lassen sich je-
denfalls nicht darauf zurückführen. 

Die Polizei Gelsenkirchen hat bei der Lagebewertung vor dem Spiel eine ange-
messene Zahl von Polizeibeamten eingesetzt. Um es vorwegzunehmen: Es hat 
keinerlei Beeinflussung des Ministeriums im Hinblick auf die Anzahl der einzuset-
zenden Kräfte und die Bewertung als Risiko- oder Nichtrisikospiel gegeben. 

Kurz zum Pilotversuch: Der Pilotversuch war erfolgreich. Für das Konzept gab es 
Beifall von unseren Netzwerkpartnern, insbesondere von zwei Gewerkschaften, 
vom DFB, von der DFL, von Fanorganisationen und von den Vereinen. Die Pi-
lotphase des Einsatzkonzeptes „Lageangepasste Reduzierung der polizeilichen 
Präsenz bei Fußballspielen“ ist beendet. Es wird in der laufenden Saison durch die 
Polizeibehörden nach eigener Bewertung weiter umgesetzt. 

Ich weise noch einmal auf die drei wesentlichen Punkte unseres Konzeptes hin:  
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Erstens: weniger Polizeieinsätze bei vorher identifizierten Spielen, die in der Ver-
gangenheit als risikoarm galten; das waren in der Pilotphase insgesamt 25 Spiele. 
Dabei kam es zu einer Reduzierung der Einsatzkräfte von 21 %. 

Zweitens: Die Polizei ist verdeckt vor Ort und nicht mehr sichtbar präsent in den 
Stadien. 

Drittens: mehr Verantwortung für die Vereine, insbesondere durch bauliche Maß-
nahmen und eine Aufstockung der vereinseigenen Ordnungskräfte. 

Zum Konzept und zu den Abläufen vom 18. Oktober 2014 bitte ich jetzt Herrn We-
he um seinen Bericht. 

IdP Dieter Wehe (Ministerium für Inneres und Kommunales) berichtet ergänzend: 

Das Thema „Pilotversuch“ ist gleich noch ein gesonderter Tagesordnungspunkt; 
von daher möchte ich mich an dieser Stelle nicht explizit zu dem Projekt äußern, 
sondern Ihnen zunächst die Abläufe darstellen. 

Die Polizei Gelsenkirchen hat eine der Lagebewertung entsprechend angemesse-
ne Zahl von Beamten eingesetzt; in der Summe waren das 231. Die Abläufe ha-
ben sich nach Bericht der Behörde wie folgt dargestellt: 

Das Polizeipräsidium Gelsenkirchen hat die zurückliegenden Spielbegegnungen 
und die aktuell vorliegenden Informationen im Vorfeld des Spiels analysiert und 
eine Risikobewertung vorgenommen. Diese hat darauf hingedeutet, dass es keine 
Auseinandersetzung geben würde; es gab jedenfalls keine Hinweise darauf. Auch 
die zuletzt stattgefundene Begegnung beider Vereine in Gelsenkirchen am 28. 
März 2014 verlief friedlich. 

Vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse bewertete das Polizeipräsidium Gelsen-
kirchen ebenso wie der Verein Schalke 04 und der Deutsche Fußballbund das 
Spiel nicht als ein solches mit erhöhtem Risiko.  

An dieser Stelle ein kurzer Einschub: Sie kennen die Richtlinien des DFB hierzu. 
In § 32 der DFB-Richtlinien zur Verbesserung für die Sicherheit bei Bundesspielen 
steht, unter welchen Bedingungen Spiele als solche mit erhöhtem Risiko gelten 
und welche Maßnahmen in diesem Falle jeweils von dem Verein durchzuführen 
sind: erhöhte Anzahl an Ordnern, Fantrennung etc. Das ist ein Verfahren, das sich 
seit Jahren eingespielt hat, und das in Abstimmung zwischen dem Verein und dem 
DFB erfolgt. 

Aufgrund der Lageerkenntnisse im Vorfeld entschied sich das Polizeipräsidium 
Gelsenkirchen, circa 60 Beamte weniger einzusetzen als bei der Spielbegegnung 
zuvor im März 2014. Diese Lageeinschätzung bestätigte sich durch den Verlauf 
der Vorspiel- und Spielphasen. Diese verliefen bis auf zwei Konfrontationen zwi-
schen Ordnern und Gästeanhängern ruhig.  

Nach dem Spiel waren die Gästeanhänger vom Spiel enttäuscht, die Stimmung 
war emotionalisiert. Deshalb – und nicht etwa, weil es Hinweise auf Gewalttätig-
keiten gab – entschloss sich das Präsidium, die Gäste zum Sonderzug am Haupt-
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bahnhof zu bringen und von Polizeikräften begleiten zu lassen. Um 21:44 Uhr, al-
so rund anderthalb Stunden nach Spielende, unmittelbar nach Eintreffen des Kon-
vois vor dem Hauptbahnhof, griffen circa 50 bis 70 zum Teil vermummte Perso-
nen, die dem Vereine Schalke 04 zuzuordnen waren, zeitgleich den Buskonvoi 
und damit einhergehend auch die zur zusätzlichen Absicherung des Buskonvois 
auf dem Neustadtplatz eingesetzten Polizeibeamten an. 

Der Angriff erfolgte mit Flaschen, Leuchtspurmunition und anderen pyrotechni-
schen Gegenständen. Diese Personengruppe war durch Aufklärungskräfte im Be-
reich des Bahnhofs und des Vereinsheims einer Schalker Fangruppierung zuvor 
nicht festgestellt worden. Nach Einschätzung des Polizeiführers galt der Angriff 
auch nicht vorrangig den Polizeikräften, sondern vielmehr den abreisenden Gäs-
teanhängern. 

Gewalttäter aus der Anhängerschaft des Vereins Hertha BSC verließen daraufhin 
ihre Busse und beteiligten sich an den Auseinandersetzungen. Hierbei wurden 
Flaschen, Tische, Stühle und Mülleimer aus dem Bereich der Gastronomie am 
Hauptbahnhof eingesetzt.  

Die vor Ort eingesetzten Polizeibeamten, insgesamt circa 70 aus NRW, unterstützt 
durch einen Einsatzzug der Bundespolizei – das sind noch mal 30 Beamte –, 
konnten die Auseinandersetzung unter Einsatz von Pfefferspray beenden.  

Ein Berliner Gewalttäter wurde vorläufig festgenommen; den Schalker Gewalttä-
tern gelang aufgrund ihrer guten Ortskenntnisse die Flucht. Zwölf Polizeibeamte 
wurden leicht verletzt, neun Polizeibeamte verblieben dienstfähig. Drei Beamte 
wurden ambulant behandelt und waren zwei Tage später wieder dienstfähig. Zur 
Ermittlung der Täter hat das Polizeipräsidium Gelsenkirchen eine Ermittlungs-
kommission eingesetzt. Dazu wird auch Videomaterial ausgewertet.  

Fazit: Die einsatzführende Behörde hat wie Usus auf die Lageerkenntnisse im 
Vorfeld und die Entwicklung am Spieltag angemessen reagiert. Die Kräfte vor Ort 
waren ausreichend. Das gilt auch vor dem Hintergrund der überraschenden Aus-
einandersetzungen im Nachhinein. Es lag nicht an den Kräften. – Danke sehr. 

Gregor Golland (CDU): Herzlichen Dank für den Bericht. Zunächst: Wir verurteilen 
natürlich jede Form von Gewalt, insbesondere gegen Polizeibeamte, die versuchen, 
einen friedlichen Verlauf der Spiele sicherzustellen, und die einmal mehr den Kopf 
hinhalten mussten, weil Gewalttäter ihre Lust am Prügeln ausgelebt haben und den 
Fußball offenbar als Bühne nutzen. 

Das scheint sich kaum vermeiden zu lassen; aber man kann das Ganze sicher ein-
dämmen. Ein bisschen kommt der Eindruck auf, dass das Projekt des Innenminis-
ters, die Polizeieinsätze bzw. die Anzahl der Polizisten bei Fußballspielen zu reduzie-
ren, im Vorfeld schon als Erfolg verkauft wurde, aber, wie sich jetzt zeigt, gar kein Er-
folg ist.  

Der GdP-Landesvorsitzende Plickert hat sich mehrfach dazu in den Medien geäu-
ßert. Er hat – Zitat – das Projekt für gescheitert erklärt. In einem Interview mit der 
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„Westdeutschen Zeitung“ vom 21. Oktober 2014 hat er ausgeführt, dass man den 
Eindruck gewinne, dass seit dem Start des Pilotversuchs „alles totgeschwiegen wird“. 

Es habe bereits in der Pilotphase von Herrn Jägers Projekt mehrere Zwischenfälle 
gegeben, über die öffentlich nichts bekannt geworden sei, wie zum Beispiel einen 
Kassensturm bei Spielen in Paderborn und Bochum. Beim Spiel Dortmund II gegen 
Regensburg habe es zudem einen Platzsturm gegeben. Insgesamt sei die Landes-
einsatzbereitschaft in dem Testzeitraum dreimal alarmiert worden, weil zu wenig Po-
lizei vor Ort gewesen sei.  

Daher meine Fragen: Sind diese Aussagen zutreffend? Um welche Spiele handelte 
es sich dabei? Gab es nach der Testphase weitere Zwischenfälle bei Nichtrisikospie-
len?  

Ich komme noch einmal darauf zurück: Bereits am 26. September 2014 hatte Herr 
Plickert darauf hingewiesen, dass das neue Konzept – Zitat – „nichts als Schönfärbe-
rei“ sei. Der Minister blende aus, dass die Einsatzbelastung der Hundertschaften ins-
gesamt sogar gestiegen sei, weil die Zahl der Nichtrisikospiele, bei denen bekannt-
lich mehr Polizei eingesetzt werden müsse, gestiegen sei. 

Wie hat sich die Einsatzbelastung der Hundertschaften seit dem Start des Pilotver-
suchs insgesamt entwickelt, also unter Einbeziehung der Risikospiele? Ist sie insge-
samt niedriger oder höher als im Vorjahr? 

(Verena Schäffer [GRÜNE]: Das steht doch alles in der Vorlage!) 

– Diese Frage, liebe Kollegin, kann der Innenminister gleich noch einmal beantwor-
ten. Dass Sie das nicht gerne hören, ist mir völlig klar.  

(Zuruf von der SPD: Nein, wir haben aber gelesen!) 

– Das ist klar, Sie sind auch ein ganz großer ... 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

– Lassen Sie doch einfach einmal die Fragen durch den Innenminister beantworten, 
Herr Stotko, und dann schauen wir mal weiter. Sie wollen und können offenbar nicht 
zugeben, dass hier alles nicht so gut abläuft, wie Sie das gerne hätten.  

Man muss sich ja auch immer die Frage stellen: Geht es wirklich um Fan-
Auseinandersetzungen, oder gibt es nicht sogar Situationen – davon ist mir zumin-
dest berichtet worden –, dass diese Schläger gezielt auf Polizisten gewartet haben, 

(Zuruf von der SPD: Wer berichtet denn so was?) 

auf eine geringe Anzahl von Polizisten, die sie dann gezielt attackieren konnten, weil 
sie wussten, dass diese am Ende nicht Herr der Lage wären. – Herzlichen Dank. 

Lothar Hegemann (CDU): Ich habe zwei Fragen:  

Erstens. Die Bremer Bürgerschaft hat gestern ein Konzept beschlossen, welches 
dem sehr nahekommt, welches Sie einst vorgeschlagen haben, das Ihnen die Minis-
terpräsidentin jedoch wieder aus der Hand geschlagen hat. Was machen Sie denn 
jetzt? 
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Zweitens. Die Abscheu über die sogenannten Fans brauche ich hier nicht zu wieder-
holen. Ich schäme mich für alle, die behaupten, sie seien Fußballfreunde, und die 
dann so agieren. Aber was war das denn für Einsatz, bei dem eine Person festge-
nommen wird und 25 Polizisten verletzt werden? Was ist das denn für eine Deeska-
lationsstrategie? Man könnte das Gefühl haben, da seien Schülerloten eingesetzt 
worden. Es kann doch nicht sein, dass Polizisten sich nicht wehren dürfen. Die müs-
sen doch Leute am Schlafittchen packen können, wenn die gewalttätig werden! 

Da wird einer festgenommen, und 25 Polizisten werden verletzt! Das ist für mich 
nicht nachvollziehbar. Ich glaube, wenn man die Polizisten gelassen hätte, die hätten 
sich schon anders zur Wehr gesetzt. Das kann doch nur eine Fehleinsatzplanung 
gewesen sein. 

Dirk Wedel (FDP): Zunächst einmal, denke ich, muss man hier Folgendes festhal-
ten: Wenn sich Polizisten im Krankenhaus wiederfinden statt die Gewalttäter im Ge-
wahrsam, dann muss man, was den Erfolg des Projekts des Ministers angeht, hier 
sicher einige Fragezeichen dahinter setzen.  

Wenn man sich entsprechende Fälle aus der Vergangenheit anschaut, dann ist da zu 
erkennen, dass es gerade unvorhergesehen eskalierende Gewaltaktionen sind, bei 
denen bislang Grenzen überschritten wurden, beispielsweise Randale mitten beim 
Samstagseinkauf in Köln, mit einer fast totgeschlagenen Person, verabredete Mas-
senschlägereien hinter dem Kölner Stadion, Bewaffnungen aus einem Raum im Sta-
dion, der gezielte Angriff auf einen leitenden Polizeibeamten oder der Angriff mit 
Steinen auf einen Fanbus auf der Autobahn. 

Das sind alles Beispiele für Gewalttaten, von denen die Polizei überrascht wurde, 
und bei denen gerade nicht vorhersehbar war, wo und wann es zum Knall kommen 
würde. Deswegen stellt sich schon die Frage – das ist auch einer der Punkte, die 
insbesondere von der Gewerkschaft der Polizei kritisiert werden –, ob diese Unter-
scheidung in Risiko- und Nichtrisikospiele und vor allen Dingen die Ableitung davon, 
dass bei Einstufung als Nichtrisikospiel entsprechend weniger Polizeieinsatz not-
wendig sei, überhaupt haltbar ist. 

Das würde nämlich voraussetzen, dass mehr oder weniger planbar ist, ob, und falls 
ja, in welcher Art und Weise, es da zu Auseinandersetzungen kommt. Hier sage ich 
ganz offen: Daran habe ich starke Zweifel; das zeigen all die Beispiele, die ich Ihnen 
hier genannt habe. 

Ich habe noch eine Frage zu dem konkreten Vorfall, nämlich wie stark die Gruppe 
der Polizeibeamten war, die da angegriffen wurde. Um wie viele Polizeibeamte hat 
es sich gehandelt? 

Ein weiterer Punkt, der zumindest klärungsbedürftig ist, ist, wer denn überhaupt die 
Entscheidung trifft über die erforderliche Personalstärke und den Kräfteeinsatz. 
Wenn ich das Ihrem Bericht richtig entnehme, soll das der verantwortliche Polizeifüh-
rer sein.  

Die Gewerkschaft der Polizei hat sich in dem Artikel in der „Westdeutschen Zeitung“ 
vom 21. Oktober 2014 dahin gehend eingelassen, das sei die Zentrale Informations-
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stelle Sporteinsätze des Landesamtes für zentrale polizeiliche Dienste. Das bitte ich 
noch einmal klarzustellen, wer denn letztlich die Entscheidung trifft und damit auch 
die Verantwortung hat.  

Außerdem drängen sich die Fragen geradezu auf, die sich aus dem Interview mit der 
Gewerkschaft der Polizei ergeben. Wenn dreimal die Landeseinsatzbereitschaft ge-
rufen werden musste, ist natürlich die Frage, ob das überhaupt zutreffend ist, und 
wenn ja, wo und warum.  

Dann bleibt da noch die Frage, ob es noch andere Vorkommnisse gegeben hat, die 
nach Aussage der Gewerkschaft der Polizei totgeschwiegen worden sein sollen. 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe eine Frage. 
Können wir den Tagesordnungspunkt 3 jetzt hier mitberaten? Alle Wortmeldungen 
beziehen sich weniger auf die Aktuelle Viertelstunde als auf den Tagesordnungs-
punkt 3. Wenn eine Aktuelle Viertelstunde beantragt ist, sollte sich eigentlich auch 
darauf bezogen werden. Jetzt hängt aber beides unweigerlich zusammen; deshalb 
schlage ich vor, den Tagesordnungspunkt 3 mit zu behandeln.  

Der Ausschuss beschließt, Tagesordnungspunkt 3 in Verbin-
dung mit der Aktuellen Stunde zu behandeln. 
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3 Ergebnis des Pilotversuchs zur lageangepassten Reduzierung der polizei-

lichen Präsenz bei Fußballspielen 

Vorlage 16/2294 

– Unterrichtung durch das Ministerium für Inneres und Kommunales 

Werner Lohn (CDU): Ich fand den Bericht von Herrn Wehe zumindest teilweise et-
was erhellend. Sie sagten, es wurden 60 Beamte weniger eingesetzt als bei dem 
vergleichbaren Vorjahresspiel. Dann sagen Sie, es waren 50 bis 70 Täter, die die Po-
lizeibeamten angegriffen haben. Wenn man kein Fachmann wäre, könnte man sa-
gen: Wenn die 60 Beamten mehr eingesetzt worden wären, als normalerweise üb-
lich, hätte jeder Täter von einem einzelnen Polizisten betreut werden können. Das ist 
aus Gründen, auf die wir gleich noch zu sprechen kommen, nicht erfolgt.  

Anschließend an die Frage des Kollegen Wedel: Ich habe Sie, Herr Wehe, gerade so 
verstanden, dass 70 NRW-Beamte eingesetzt wurden. War das jetzt nur an dem 
Bahnhofsvorplatz, oder war das insgesamt bei dem Spiel? Das könnte ich mir aber 
nicht vorstellen. Die Gesamtzahl der eingesetzten Beamten würde mich auch noch 
einmal interessieren. 

Da vieles mit dem, was da auf Schalke vor dem Bahnhof passiert ist, auch mit dem 
Pilotversuch des Ministers zusammenhängt, müssen wir schon eine Verbindung her-
stellen. 

Wir haben einen Bericht vorliegen, der unter Tagesordnungspunkt 3 behandelt wer-
den sollte. Darin sagt der Minister:  

„Damit setzt die Polizei NRW ein Signal zur Stärkung der Eigenverantwor-
tung von Fans und Vereinen, das auch zu einer nachhaltigen personellen 
Entlastung im Bereich der polizeilichen Einsatzbegleitung führen kann.“ 

Ich übersetze das mal in meine Sprache: Das ist die Flucht des Rechtsstaates aus 
der Verantwortung, wenn die Vereine und die Fans dafür verantwortlich sein sollen, 
vor dem Bahnhof für Frieden und Ruhe zu sorgen. 

In dem Bericht geht es dann weiter, drei Seiten danach, quasi als Erfahrung – also 
Ergebnis – aus dem sogenannten Pilotversuch: „Einzelne Beispiele zeigen jedoch, 
dass nicht alle Fans diese Chance zur verantwortungsbewussten Selbstregulierung 
genutzt haben.“  

Wenn ich nicht so gut erzogen wäre, würden mir hier Ausdrücke einfallen, die ich 
besser nicht sage. – Das ist die absolute Verhöhnung der eingesetzten Kräfte! „Die 
Fans haben nicht die Chance genutzt zu einer verantwortungsbewussten Selbstregu-
lierung“ – so einen Kokolores habe ich selten in meinem Leben gehört.  

Vergleichen wir das mal mit der Raub- und Einbruchskriminalität. Demnächst sagen 
Sie auch noch: Wir klären so wenige Einbrüche auf und haben so viele Raubüberfäl-
le, weil die Straftäter die Chance zur Selbstregulierung nicht genutzt haben. – Nein, 
weil Sie versagt haben mit Ihren Vorgaben, Herr Minister! 
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Ihre politischen Vorgaben versetzen die Polizei gerade bei solchen Einsätzen, die als 
harmlos deklariert werden, in den effektiven Zustand der Hilflosigkeit. Das führt dann 
dazu, dass wir am Ende viele verletzte Polizisten haben, die Straftäter gehen uner-
kannt nach Hause, und Sie wollen das Ganze dann noch als Erfolg darstellen. 

Ich glaube, Ihre Schönfärberei – das tauchte ebenfalls mehrfach in Äußerungen der 
Gewerkschaft auf – reiht sich lückenlos ein in einen Bereich, über den wir heute auch 
noch zu sprechen haben, nämlich den der Flüchtlingsproblematik. Sie versuchen, al-
les schönzureden. Jede kritische Äußerung, die in Richtung Ihres Hauses geht, wird 
plattgemacht, weil Sie das als Majestätsbeleidigung empfinden.  

So kann man mit dem Problem nicht umgehen. Es geht hier nicht um Herrn Jäger, es 
geht darum, die Gefahren abzuwehren, Straftäter festzunehmen und die Probleme 
zu lösen, und nicht darum, dass Sie im Glanz der bundesweiten Presse erstrahlen 
können! 

(Zuruf von der SPD: Ihnen geht es um Herrn Jäger, und um nichts 
anderes!) 

Frank Herrmann (PIRATEN): Ich möchte mit einem Zitat beginnen: 

„Immer neue Hundertschaften Polizei und Käfige in den Stadien bringen 
gar nichts. Das ist bloßes Reagieren. Auch [der Innenminister] muss Skins 
als Jugendliche begreifen, die auf Identitätssuche sind, und darf nicht nur 
nach Rädelsführern fahnden wollen. Da muss man ansetzen, und nicht 
nur mit den armseligen vier Mann eines Fanprojekts. Sonst stellt man die 
Skins weiter als Unverbesserliche in eine Ecke, aus der sie keiner mehr 
herausholen kann.“ 

„Skins“ ist Ihnen vielleicht noch ein Begriff; daran erkennt man, dass dieses Zitat ein 
bisschen älter ist; es ist aus einem „Spiegel“-Artikel vom 10. Februar 1986. Wir ken-
nen solche Probleme also schon lange, und schon lange wird die Forderung erho-
ben, dass Fans mehr einbezogen und dass Fanprojekte gestärkt werden.  

Wir sind jetzt auf dem Weg; insofern Danke schön an den Innenminister, dass er das 
Pilotprojekt verteidigt. Ich finde, das ist richtig. Wir müssen es weiterführen. Auch die 
Strategie „weniger Polizeibeamte vor Ort“ ist ein guter Weg. Das muss weiter ausge-
baut werden, die Fans müssen stärker beteiligt werden. Vielleicht hilft da auch eine 
Nachbesprechung der Spiele, um die Fans stärker einzubeziehen.  

Aber es gibt auch eine Reihe von Problemen. Was lief denn an der Gefahrenein-
schätzung der Polizei falsch? Kann das vielleicht an den Berichten der ZIS gelegen 
haben? Noch in der letzten Sitzung des Innenausschusses wurde unser Antrag zur 
realistischen Erfassung und zur Überarbeitung dessen, was die ZIS alles zusam-
menstellt, leider abgelehnt.  

In diesem Zuge möchte ich noch einmal aus der Stellungnahme von Herrn Prof. Fel-
tes zur ZIS-Thematik zitieren: 
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„Steuergelder werden zum Beispiel bei unnötig hohem und falschem Per-
sonaleinsatz bei Fußballspielen, der aufgrund fehlerhafter Daten und Ana-
lysen erfolgt, verschleudert.“ 

Und: 

„Polizeieinsätze, die auf falschen oder unzureichenden Informationen oder 
Analysen basieren, bergen Gefahren für die eingesetzten Polizeibeamten, 
aber auch für unbeteiligte Dritte, zum Beispiel bei Pfefferspray und Reiz-
gaseinsätzen.“ 

Ich denke, das ist ein gutes Beispiel. 

Was mir in dem Bericht fehlt: Welche Verletzungen sind vorgekommen, welche Ver-
letzungen gab es bei den Fans? Gab es überhaupt verletzte Fans? 

Andreas Kossiski (SPD): Zunächst möchte ich auch im Namen der SPD-Fraktion 
den eingesetzten Kräften danken und vor allen Dingen den zwölf Kollegen, von de-
nen ich hoffe, dass sie inzwischen wieder genesen sind. Wenn das noch nicht der 
Fall sein sollte, dann gute Besserung 

Ich halte es für ein schweres Missverständnis, zu glauben, dass ein Einsatzkonzept 
von vornherein gewalttätige Auseinandersetzungen am Rande von Fußballspielen 
ausschließen würde. Wenn es die Intention der CDU ist, das glauben zu machen, 
dann ist das praxisfremd. 

(Zuruf von der CDU: Davon hat keiner gesprochen!) 

Mit Ihrem Verweis auf die Äußerung des hier anwesenden GdP-Landesvorsitzenden 
Plickert verwechseln Sie Äpfel mit Birnen. Die Kritik des GdP-Landesvorsitzenden, 
wonach die Aufteilung in Risiko- und Nichtrisikospiele ein – Zitat – „Spiel mit dem 
Feuer“ sei, taugt nicht als Kritik an dem Pilotversuch zur lageangepassten Reduzie-
rung der polizeilichen Präsenz bei Fußballspielen. 

(Werner Lohn [CDU]: Wer hat Ihnen das denn aufgeschrieben?) 

– Das habe ich mir selber aufgeschrieben. 

(Werner Lohn [CDU]: Sie müssen das mal lesen, was er da gesagt 
hat!) 

– Vielleicht sollten Sie mal abwarten, bis ich am Ende bin. 

(Werner Lohn [CDU]: Ja!) 

Die Differenzierung zwischen Risiko- und Nichtrisikospielen ist seit Jahrzehnten Pra-
xis bei der Polizei, Herr Kollege Lohn. Das ist eine uralte Maßnahme. Auch das 
könnte Herr Plickert Ihnen bestätigen, da er jahrelang in verantwortlicher Position bei 
der Bereitschaftspolizei gearbeitet hat. 

Wenn die CDU sich schon auf den GdP-Vorsitzenden beruft, dann sollte sie sich 
auch mit der Pressemitteilung vom 26. September 2014 auseinandersetzen. Dort 
heißt es – ich zitiere –: 
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„Jäger hat sein Pilotprojekt auf die Spiele beschränkt, bei denen es bereits 
in der Vergangenheit kaum Ausschreitungen gewalttätiger Fans gegeben 
hat. Risikospiele hat er von vornherein ausgeklammert. Deshalb bringt uns 
das Pilotprojekt keinen Schritt dem Ziel näher, endlich die Gewalttäter aus 
den Stadien und deren Umfeld fernzuhalten.“ 

So der GdP-Landesvorsitzende Arnold Plickert. 

Daran erkennt man aus meiner Sicht, wie widersprüchlich Ihr Kritikansatz ist. Einer-
seits soll die uralte Aufteilung zwischen Risiko- und Nichtrisikospielen ein Spiel mit 
dem Feuer sein, und andererseits wird bemängelt, dass sich Jägers Konzept nur auf 
Nichtrisikospiele bezieht.  

Ja, was wollen Sie denn jetzt? Entweder das eine oder das andere. Wenn der Ver-
such unternommen wird, die Schlägerei in Gelsenkirchen mit einem verminderten 
Kräftekonzept in Verbindung zu bringen, dann empfehle ich einmal die Lektüre der 
entsprechenden Pressemitteilung der Gelsenkirchener Polizei vom Einsatztag. 

Ich werde jetzt nicht die ganze Pressemitteilung zitieren; es gibt jedoch einen ent-
scheidenden Satz: die Polizei, die mit einem starken Kräfteangebot vor Ort war. – 
Das heißt, die Feststellung der Polizei vor Ort war: es war ausreichend.  

(Zuruf von der CDU: Nein! „Stark“ heißt nicht „ausreichend“!) 

Mit dem vorhandenen starken Kräfteangebot ist das entsprechend geregelt worden.  

Ich habe während der Diskussion dieses Tagesordnungspunktes teilweise nicht mehr 
verstanden, wohin es eigentlich hingehen soll. Die Aktuelle Viertelstunde bezog sich 
auf diesen einen Satz. Jetzt sind wir richtigerweise zu der Zusammenfassung der 
Tagesordnungspunkte gekommen. Ich beziehe mich – deshalb habe ich das auch so 
vorgelesen, um die Zitate richtig wiederzugeben – nur auf den Tagesordnungspunkt 
„Aktuelle Viertelstunde – Vorfälle vor dem Bahnhof in Gelsenkirchen“. Und das ist 
meine Stellungnahme dazu. 

Josefine Paul (GRÜNE): Ich finde es schon einigermaßen erstaunlich, dass hier das 
Kind mit dem Bade ausgeschüttet werden soll. Es wäre aus meiner Sicht durchaus 
sinnvoll, die einzelnen Vorfälle auch einmal ein Stück weit differenziert zu betrachten 
und nicht – wie dem Innenminister von Ihrer Seite aus vorgeworfen wird – zu be-
haupten, dass er das Projekt von vornherein als Erfolg deklariert hätte. 

So haben Sie von Anfang an gesagt, dass das Projekt auf jeden Fall gescheitert sei, 
ohne auch nur genauer hinzuschauen und offensichtlich auch ohne den Bericht ge-
nau zu lesen, was denn eigentlich die Ergebnisse der ersten Pilotphase gewesen 
sind. 

Ich glaube, es ist sinnvoll und wichtig, jeweils die Einzelfälle genauer zu prüfen. Auch 
im Falle von Gelsenkirchen sollte man lieber genauer hinschauen, wo welche Ver-
antwortlichkeiten liegen. Also: Welche Verantwortlichkeiten liegen beispielsweise 
auch bei der Stadt Gelsenkirchen? Warum sind eigentlich die verfeindeten Fangrup-
pen hinter dem Bahnhof überhaupt aufeinandergetroffen? Gibt es da vielleicht Opti-
mierungsbedarfe, die weniger etwas mit dem Kräfteeinsatz der Polizei zu tun haben, 
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sondern vielleicht eher damit, dass dort die Fangruppen überhaupt aufeinandertref-
fen konnten? 

(Lothar Hegemann [CDU]: Das hat damit zu tun, dass das ein Bahn-
hof ist!) 

– Nein, das hat weniger etwas damit zu tun, dass das ein Bahnhof ist, sondern das 
hat damit etwas zu tun, dass sich bestimmte Fangruppen dort treffen, wo die Gäste-
fans hingebracht werden, um von dort weiterreisen zu können. 

Das sind Probleme, die man längerfristig angehen muss. Da muss man miteinander 
sprechen. Das ist genau der Punkt – deshalb bin ich Ihnen sehr dankbar, Herr Vor-
sitzender, dass Sie diese beiden Punkte zusammengezogen haben –, der in dem 
Bericht auch angesprochen wurde und der auch Teil des Konzeptes ist: eben die 
Netzwerkarbeit zu intensivieren. Denn anders, als Sie das suggerieren, Herr Hege-
mann, glaube ich nicht, dass das Problem zu lösen ist, indem die Polizeikräfte den 
Knüppel rausholen. 

Ich glaube, das ist nicht die adäquate Antwort auf die Gewaltproblematik, die – da 
sind wir uns sicherlich alle einig – existent ist. Das ist so, und – da gebe ich dem Kol-
legen von der SPD recht – man kann nicht suggerieren, dass es bei Fußballspielen 
auf einmal keine Gewalt mehr geben wird. Wo so viele Menschen aufeinandertreffen, 
wo Alkohol eine Rolle spielt, in derart emotionalisierten Situationen, wird es unter 
Umständen immer zu Auseinandersetzungen kommen. 

Was wir versuchen müssen – das versucht auch dieses Konzept mit einem breiteren 
Fächer an Angeboten statt nur „Knüppel aus dem Sack“ –, ist zu sehen, wie wir das 
Ganze minimieren können. Da ist die Netzwerkarbeit ein ganz wichtiger Punkt, und 
da ist die Eigenverantwortung ein ebenso wichtiger Punkt. 

Herr Kollege Lohn, was haben Sie denn für eine Auffassung von eigenverantwortli-
chen Bürgern, wenn Sie sagen: „Die Eigenverantwortung der Fans zu stärken, ist ei-
ne Bankrotterklärung staatlicher Maßnahmen“? 

(Lothar Hegemann [CDU]: Sie haben eine Maske auf! – Werner Lohn 
[CDU]: Es geht um die Verantwortung des Rechtsstaates!) 

– Ja, aber es gibt doch auch die Eigenverantwortung der Bürgerinnen und Bürger. 
Ich würde mich auch dagegen verwahren, wenn Sie hier suggerieren, dass meine 
Eigenverantwortung sozusagen immer in erster Linie vom Rechtsstaat polizeilich be-
gleitet werden muss. Sie unterstellen damit auch den mehrheitlich friedlichen Fans, 
dass sie im Grunde genommen alle Kleinkriminelle sind. Das ist, finde ich, mit Kano-
nen auf Spatzen geschossen. 

(Zuruf von der CDU: Dummes Zeug!) 

– Das ist kein dummes Zeug, sondern das scheint mir offensichtlich Ihre Unkenntnis 
der Sachlage zu sein. Dafür kann ich jetzt nichts, sondern ... 

(Lothar Hegemann [CDU]: Alle Fans Kleinkriminelle! Sie haben doch 
wohl nicht alle ...! – Weitere Zurufe von der CDU) 

– Aber Ihre Reaktion ... 
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(Unruhe) 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Ich bitte jetzt um etwas Ruhe. Ich liebe Diskussionen, 
ich liebe es aber auch, wenn derjenige, der das Wort hat, ausreden kann. Sie haben 
das Wort, Frau Paul. Bestimmte Beurteilungen über Personen möchte ich hier nicht 
weiter hören und kommentieren. 

Josefine Paul (GRÜNE): Ihre Reaktionen geben mir ja recht, dass ich offensichtlich 
einen wunden Punkt bei Ihnen getroffen habe. Das heißt ja schon mal, dass wir of-
fensichtlich unterschiedlicher Auffassung sind, was man aus meiner Sicht sachlich-
fachlich diskutieren müsste und nicht in irgendeiner Art und Weise polemisch aufbe-
reiten. Das haben Sie gerade mit Ihren Einlassungen zu meinen Ausführungen 
schon wieder gemacht.  

Ich würde mir wünschen, dass wir das in einer besseren Art und Weise besprechen 
können. Da waren wir aus meiner Sicht schon einmal auf einem besseren Weg. Wir 
haben nicht nur das Thema „Fans, Fankultur und Minimierung von Gewalt“ im Innen-
ausschuss unter ordnungspolitischen Aspekten diskutiert, sondern wir haben es auch 
schon breit im Sportausschuss diskutiert sowie im Ausschuss für Kinder, Jugend und 
Familie. Es muss darum gehen, die beteiligten Netzwerkpartner zu stärken, und das 
heißt, auch die Fanprojekte und die Fanarbeit zu stärken. 

Ich finde die Einlassung von Herrn Herrmann und die Anregung, zu schauen, wie 
man Fans in die Nachbereitung von Einsätzen einbeziehen kann, durchaus richtig 
und wichtig; denn es muss darum gehen, auch deren Belange ernst zu nehmen und 
damit unter Umständen zur Deeskalation der Situation beizutragen. 

Ich finde es ebenso richtig und wichtig, dass in dem Bericht benannt ist, wo noch Op-
timierungsbedarfe bestehen, zum Beispiel bei den Ordnerdiensten oder der Beglei-
tung von Auswärtsfans auf Reisewegen. Das ist nämlich auch ein ganz wichtiger 
Punkt. Die Vereine haben sich auf den Weg gemacht – das ist hier auch deutlich be-
nannt –, ihre Verantwortung wahrzunehmen.  

Da gibt es sicher noch weitere Optimierungsbedarfe. Aber lassen Sie uns doch ge-
meinsam dem Konzept noch die Zeit geben, das Ganze weiterentwickeln zu können. 
Die Vereine haben sich, wie gesagt, auf den Weg gemacht. Ich lese aus dem Bericht 
heraus, dass sich auch die Fans auf den Weg gemacht haben. Außerdem kann ich 
aus dem Bericht lesen, dass die Spiele, bei denen die Einsatzkräfte reduziert wur-
den, durchaus erfolgreich verlaufen sind. 

Dirk Schatz (PIRATEN): Herr Hegemann, ich kann Ihnen versichern, das waren mit 
Sicherheit keine Schülerlotsen, die da eingesetzt wurden. Ich bin der Ansicht, dass 
die Polizisten, die vor Ort waren, absolut richtig gehandelt haben. Die Tatsache, dass 
es nur eine Festnahme bei 25 verletzten Polizisten gegeben hat – so etwas kann 
passieren. 

Es gibt den absoluten Grundsatz „Gefahrenabwehr vor Strafverfolgung“. Dieser 
Grundsatz ist völlig richtig. Wenn diese Menschen die Polizisten angreifen und dann 
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entsprechende Gegenmaßnahmen durch die Polizei erfolgen, dann kann ich Ihnen 
aus eigener Erfahrung versichern: Die entwickeln einen starken Fluchtdrang. 

Wenn die Polizisten dann aufgrund der Lage nicht hinterher können – weil eben „Ge-
fahrenabwehr vor Strafverfolgung“ –, dann lässt man die auch mal ziehen. Man ver-
sucht natürlich hinterher, ihrer habhaft zu werden, aber wenn sie dann weg sind, 
dann sind sie eben weg. Dann kriegt man sie auch nicht mehr. Das ist zwar doof, 
aber folgerichtig, weil die Lage vor Ort noch gefährlicher ist, sodass man nicht gleich 
hinterherjagen kann.  

Das kann also passieren. Aber ich bin mir sicher, die haben genauso gehandelt, wie 
sie handeln wollten, und die haben auch richtig gehandelt. Von daher hinkt meiner 
Ansicht nach Ihr Vergleich, und es ist absolut unzutreffend, die Polizisten als Schü-
lerlotsen zu bezeichnen. 

Wenn man Ihnen zuhört, könnte man den Eindruck gewinnen: Vor dem Pilotprojekt 
war alles eitel Sonnenschein, und es hat überhaupt keine Gewalt gegeben. – Aber so 
war es ja nicht. Man muss einmal sehen, wie es vorher tatsächlich war. Vorher gab 
es auch schon Übergriffe – völlig egal, wie Spiele eingestuft wurden und wie viele 
Kräfte vor Ort waren. Auch wenn viele Polizeikräfte vor Ort waren, gab es Auseinan-
dersetzungen. Es gab Gewalt gegen Polizeibeamte, es gab Gewalt bei den Fans un-
tereinander usw. 

Die Frage ist doch: Was steht unter dem Strich? Hat man da weniger oder mehr Ge-
walt? Nach den Erkenntnissen, wie sie sich mir derzeit präsentieren, gehe ich davon 
aus, dass wir aktuell weniger Gewalt haben. Und wenn das doch der Erkenntnisge-
winn ist, dann ist doch alles super. 

(Lothar Hegemann [CDU]: Alles super? Na toll! Sagen Sie das mal 
den 25 Polizisten!) 

Ganz verhindern können Sie so etwas nicht, ganz egal, wie viele Polizisten Sie ein-
setzen. 

Andreas Bialas (SPD): Weil die Aktuelle Stunde jetzt noch die Ergänzung durch den 
Tagesordnungspunkt 3 erfahren hat, muss ich meinen vorherigen Einwand zurück-
ziehen, man hätte das von vornherein miteinander verknüpfen können, zumindest in 
der geistigen Vorarbeit der Beiträge. 

Die Durchdringungstiefe der Thematik fand ich jetzt schon etwas erschreckend. 
Wenn Sie sagen, es komme ein „gewisser Eindruck“ auf, dann kann ich Ihnen sagen: 
Natürlich, weil Sie diesen Eindruck aufkommen lassen wollen. Der hat aber relativ 
wenig mit den realen Vorgängen zu tun. 

Dass Sie versuchen, das zu belegen, kann ich durchaus verstehen. Aber es wird 
Ihnen bei diesem Spiel schlicht und ergreifend nicht gelingen. Wenn Sie den Bericht 
des Innenministers richtig gelesen hätten – mit Lesen ist man in der Tat immer weit 
vorne –, dann hätten Sie erkannt, dass darin steht: Dort, wo es die Lage zulässt, 
wurde zum Beispiel auf eine enge Begleitung der Fans auf dem Weg zum Stadion 
verzichtet. 
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Ich nehme jetzt einmal das „zum Stadion/vom Stadion“ wieder zurück. Es wurde von 
Herrn Wehe gerade sehr deutlich vorgetragen – auch bezüglich des Einsatzes –, 
dass genau das bei diesem Spiel eben nicht stattgefunden hat, sondern dass ganz 
gezielt ein Kräfteansatz der Polizei gestellt wurde, um diese Begleitung durchzufüh-
ren und sicherzustellen. 

Insoweit wäre da noch einmal meine Frage – Sie haben es im Grunde genommen 
bereits schon beantwortet –, ob sich denn der Gesamtkräfteansatz des Spiels in ir-
gendeiner Art und Weise negativ auf den Kräfteansatz der Begleitung der sogenann-
ten Fans ausgewirkt haben könnte. 

Des Weiteren – auch das wurde schon angesprochen, aber ich möchte es gerne 
noch einmal hören – möchte ich wissen, ob das wirklich – Herr Lohn, ich weiß es tat-
sächlich nicht – eine völlig neue Konzeption der Polizei ist, von vornherein die ent-
sprechenden Folgen eines Spieles zu bewerten, oder ob das nicht schon seit jeher 
von vornherein zwingende Notwendigkeit ist. 

Und, Herr Hegemann, eines darf ich Ihnen sagen: Hier jetzt ein Fass aufzumachen 
nach dem Motto: 25 Verletzte, eine Festnahme, und das wäre jetzt nicht so das rich-
tige Verhältnis, wie man es sich eigentlich wünschen würde – das finde ich schon 
äußerst bemerkenswert. Ich glaube, wer polizeiliche Arbeit begreifen und bewerten 
möchte, der sollte sich vielleicht in der Tat – Herr Schatz hat es schon gesagt – mit 
den Einsatzgrundsätzen etwas genauer beschäftigen. 

Verena Schäffer (GRÜNE): Ich meine, dass die Nachbereitung eines Einsatzes – 
insbesondere wenn es solche Vorfälle gibt, die bedauerlich sind; darüber sind wir uns 
einig – erst mal selbstverständlich ist. 

Die Kausalkette, von der hier die Rede ist – mehr Polizeikräfte = dann wird nichts 
passieren –, kann man nicht so einfach aufmachen. Insofern finde ich es ziemlich 
problematisch, von diesem Vorfall in Gelsenkirchen darauf zu schließen, dass das 
Pilotprojekt insgesamt gescheitert sei. Das halte ich für zu pauschal und zu kurz ge-
griffen. 

Um noch einmal auf das Konzept einzugehen: Dass wir in diesem Themenfeld eine 
Optimierung brauchen, haben wir in vielen Anhörungen, Sitzungen und Plenardebat-
ten hinreichend diskutiert. Ich meine auch, dass wir an vielen Punkten vielleicht nicht 
immer einer Meinung, aber doch zumindest relativ nahe beieinander waren.  

Die Frage nach der Einsatzbelastung der Hundertschaften stellt sich tatsächlich. Wir 
alle wissen, dass das so nicht weitergehen kann, sondern dass man darüber nach-
denken muss – insbesondere wenn wir in Nordrhein-Westfalen mehr Spiele haben 
werden –, wie man dafür sorgen kann, dass die Einsatzbelastung zumindest nicht 
weiter anwächst. 

Zur Frage nach der Eigenverantwortung der Fans haben Sie gerade ausgeführt, 
dass Sie das komplett anders sehen. Ich meine aber schon, dass man Fans auch in 
die Verantwortung nehmen muss. Wir sollten vor allem die Fans in die Verantwor-
tung nehmen, die friedlich sind, und die sich möglicherweise in einer Art Graubereich 
bewegen, die aber einen Einfluss auf die gewalttätigen Fans haben. Diese Fans soll-
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ten wir herauslösen. Das muss unsere Aufgabe sein: sie zu packen und dafür zu 
sorgen, dass sie ihrer Eigenverantwortung gerecht werden. 

Was ich noch für einen wichtigen Punkt halte, ist die Inpflichtnahme der Vereine. Das 
fehlt mir ein Stück weit bei dem Bericht, was die Bewertung angeht. Ich meine schon, 
dass sich aus dem Bericht ergibt, dass die Vereine mehr Ordner einsetzen. Das ist 
ein richtiger Weg dorthin, die Vereine in die Pflicht zu nehmen.  

Gerade das war doch ein Punkt, den wir hier immer einvernehmlich festgestellt ha-
ben: dass die Vereine beispielsweise mehr qualifizierte Ordner zur Verfügung stellen 
müssen. Wenn dieses Pilotprojekt dazu führt, dass genau das passiert, dann ist das 
doch erst einmal ein richtiger Weg. Dann ist es auch wichtig, das umzusetzen. 

Die GdP, aber auch die CDU – das kann man für beide sagen – waren von vornhe-
rein gegen das Pilotprojekt. Insofern wundert mich, ehrlich gesagt, auch nicht, wie 
deren aktuelle Stellungnahmen und Bewertungen dazu aussehen. Wenn man jedoch 
gleich nach dem ersten Vorfall direkt von einem Scheitern spricht, finde ich das – mit 
Verlaub – populistisch. 

Für eine differenzierte Diskussion darüber und eine differenzierte Bilanz müsste man 
eigentlich zumindest die Saison abwarten, um wirklich feststellen zu können: Wie hat 
sich der Kräfteeinsatz bewährt? Wie haben sich die Fans verhalten? Was hat sich 
bei den Vereinen getan? Was hat sich mit den anderen Netzwerkpartnern ergeben? 

Ich glaube, dass wir eher noch am Beginn einer Diskussion stehen. Jetzt schon zu 
sagen, es sei schon alles gescheitert, bevor man so richtig angefangen hat, das finde 
ich ziemlich platt und schade. Ich dachte, wir wären mit der Diskussion auch im In-
nenausschuss schon einmal weiter gewesen. 

Theo Kruse (CDU): Herr Minister Jäger, Sie verabschieden sich – wenn ich das un-
ter diesem Tagesordnungspunkt so bewerten darf – mit vielen kleinen Schritten und 
Aktionen von einer klassischen originären Aufgabe des Landes Nordrhein-Westfalen, 
nämlich für ein Höchstmaß an Sicherheit und Ordnung zu sorgen.  

(Zuruf von der SPD: Sonntagsrede!) 

Ihre Politik ist durch viele Aktionen und Symbolhandlungen geprägt. Sie haben vor 
Beginn der Bundesligasaison unter breiter Öffentlichkeit – publikumswirksam, wie so 
oft – angekündigt, Sie würden etwas Neues wagen beim Einsatz der Polizei bei Bun-
desligaspielen. 

Sie haben dieses Projekt als „Pilotversuch“ beschrieben und haben, wenn ich das 
richtig im Kopf habe, gesagt: In den ersten acht Wochen wollen wir das einmal tes-
ten. – Dieser Pilotversuch hat bundesweit Aufmerksamkeit hervorgerufen. Viele ha-
ben darüber geschrieben und gemeint, das sei in der Tat etwas Neues. Man hoffe 
aber, dass es gut gehe; es könne jedoch ein gewagtes Spiel sein. Man drücke dem 
Innenminister jedoch alle Daumen, dass es klappt. 

Wenn ich es richtig einordne – bitte korrigieren Sie mich, wenn ich da gänzlich falsch 
liege –, sind diese acht Wochen der Pilotphase vorbei. Viele von uns sind schon eine 
Weile dabei; Sie auch, Herr Minister Jäger. Ich habe in dieser Zeit selten erlebt, dass 
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der Vorsitzende der größten Polizeigewerkschaft einen solchen Pilotversuch in die-
ser Klarheit bewertet hat, wie das in den vergangenen Tagen geschehen ist. 

Die einzige Frage, die ich habe ist, ob Sie die Pilotphase als abgeschlossen betrach-
ten – wir befinden uns jetzt sozusagen in einer Nachtestphase –, und ob Sie auf-
grund der Ereignisse vom vergangenen Wochenende, über die sich keiner freut – 
ganz im Gegenteil –, bereit sind, Ihr Pilotkonzept zu verändern, neu auszurichten und 
über die Einsatzlage am Wochenende nicht nur bei Erstliga-, sondern auch bei 
Zweit- und Drittligaspielen neu nachzudenken. Oder sind Sie tatsächlich der Auffas-
sung, dass Sie in den nächsten Wochen/Monaten zunächst uneingeschränkt an Ih-
rem Pilotversuch festhalten wollen? – Eine Antwort darauf erbitte ich heute.  

In Ergänzung dazu, nur am Rande vermerkt: Gestern hat Ihr Kollege, der Innensena-
tor von Bremen, im Bremer Senat mit großer Mehrheit ist beschlossen, wie zukünftig 
die Polizeieinsätze in Bremen zu bewerten sind. Wie beobachten Sie diese Entwick-
lung? Wir haben kein einheitliches Bild mehr in der Republik. 

Zunächst aber zu meiner Frage. Sie sind als verantwortlicher Minister für Nordrhein-
Westfalen zuständig. Der Kollege Werner Lohn hat es auf den Punkt gebracht: 
„Flucht des Rechtsstaates aus der Verantwortung“. Das mag stark formuliert sein, 
aber es trifft den Kern.  

Mit kleinen Aktionen, auch mit diesem Pilotversuch, verabschieden Sie sich von Ihrer 
Verantwortung und geben die Sicherheit an die Vereine, an die Bürger, an die Fans, 
an wen auch immer zurück. Die Bürger verlieren auch durch solche Aktionen zu-
nehmend das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit des Staates. Auch das steht auf 
dem Spiel, nicht nur am Wochenende. Das bitte ich Sie mit zu überdenken. 

Aber meine konkrete Frage: Sind Sie der Auffassung, dass Sie in den nächsten Wo-
chen uneingeschränkt an diesem Pilotversuch festhalten können? 

Minister Ralf Jäger (MIK): Ich glaube, dass in dieser Diskussion vieles, wenn nicht 
sogar fast alles, durcheinandergeworfen wird.  

(Zuruf von der SPD: Mit Absicht!) 

Das Erste ist, dass dieses Spiel Schalke gegen Hertha mit einer Einsatzkonzeption 
bei der nordrhein-westfälischen Polizei in Verbindung gebracht wird. Ich will es mal 
auf die Spitze treiben: Es wird auch in Zukunft weitere Auseinandersetzungen im 
deutschen Fußball geben, egal in welchem Bundesland, egal mit welcher Konzepti-
on. 

Wer den kausalen Rückschluss zieht, dass Krawalle deshalb stattfinden, weil es Ein-
satzkonzepte der Polizei gibt, der muss eigentlich konsequenterweise fordern, die 
Bundesliga abzuschaffen. 

(Lothar Hegemann [CDU]: Das hat aber keiner gemacht! – Zuruf von 
Werner Lohn [CDU]) 

– Herr Hegemann, Herr Lohn, ich habe Ihnen vorhin genau zugehört. Vielleicht 
schaffen Sie es umgekehrt genauso. 
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Noch einmal zur Frage: Wer ist eigentlich verantwortlich für die Orderung von Ein-
satzkräften bei Bundesligaspielen? – Das geht, wie ich finde, sehr eindeutig aus dem 
Bericht hervor. Ich will es aber gerne noch einmal deutlich sagen: Verantwortlich ist 
immer – weil er die Detailkenntnisse hat, weil er die Lageeinschätzung vornehmen 
kann – der Einsatzführer vor Ort. 

Das war übrigens auch während der Pilotphase, die ich gleich gerne noch einmal er-
läutern will, der Fall. Auch wenn ich zumindest bei diesem Thema ungerne die GdP 
als Kronzeugen heranziehe, tue ich es in diesem Falle doch einmal, nämlich mit der 
Pressemitteilung der GdP vom 26. September 2014. 

Fälschlicherweise wird darin dargestellt, dass die Einsatzstärke vom Ministerium be-
stimmt wird. Das war zu keinem Zeitpunkt der Fall. Aber die GdP führt da aus: 

„Positiv bewertet die GdP dagegen die Entscheidung Jägers, dass in Zu-
kunft wieder die Einsatzführer vor Ort entscheiden, 

– Das haben sie – Einschub von mir – immer getan. 

wie viele Einsatzkräfte sie für die Spiele benötigen.“ 

Weiter heißt es: 

„Die Einsatzführer haben das Fachwissen und die notwendigen Detail-
kenntnisse über das Gefährdungspotenzial vor Ort.“ 

Wenn man diesen Satz einmal umdreht, dann ist die Kritik daran, was bei Schalke 
gegen Hertha passiert ist, eigentlich eine Kritik vonseiten der Gewerkschaften am 
Einsatzführer, denn der hat die Kräfte dort geordert. Dieser Kritik will ich mich auf 
keinen Fall anschließen, um es ganz deutlich zu sagen. 

Ich finde, man muss das Thema jetzt einmal ein bisschen versachlichen. Lassen Sie 
mich kurz darauf zurückkommen, wo wir vor der Saison standen bzw. was wir in die-
ser Saison zu erwarten haben. Nordrhein-Westfalen ist Fußballland Nummer eins. In 
der letzten Saison 2013/2014 gab es in der Ersten, Zweiten und Dritten Liga insge-
samt 210 Spiele.  

Mit dem Abstieg von Arminia Bielefeld von einer 18-Verein-Liga in eine 20-Verein-
Liga gibt es schon einmal zwei Heimspiele mehr in Nordrhein-Westfalen, durch den 
Aufstieg von Fortuna Köln von der Vierten Liga in die Dritte Liga noch einmal 19 
Heimspiele mehr. Das macht unter dem Strich 21 Spiele mehr aus. Das bedeutet: In 
der letzten Saison waren es 210 Spiele, in dieser Saison in der Ersten, Zweiten und 
Dritten Bundesliga insgesamt 231 Spiele; das bedeutet ein Plus von insgesamt 10 %. 

Bei einer Kräftebindung von 30 % der Einsatzhundertschaften – 30 % der Arbeitszeit 
der Einsatzhundertschaften werden derzeit darauf verwandt, Fußballspiele zu si-
chern – darf das – da sind wir in diesem Raum sicher alle einer Meinung – nicht be-
deuten, dass es aufgrund einer solchen Aufstiegs- und Abstiegssituation auch noch 
ein Plus 10 % bei den Einsatzkräften gibt.  

Deshalb haben wir diesen Piloten gestartet, der im Übrigen, Herr Kruse oder Herr 
Lohn – ich weiß nicht mehr, wer es gesagt hat –, nicht vom Ministerium und nicht von 
mir in die Öffentlichkeit getragen worden ist, sondern im Gegenteil von jemandem 
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bzw. von einer Organisation, die ein Interesse daran hatte, dass das Ganze öffentlich 
diskutiert wird. 

Die Kritik daran fasse ich einmal so zusammen: Es kann nicht sein, was nicht sein 
darf. Es darf also nicht sein, dass sich in den letzten zwei Jahren die Zusammenar-
beit zwischen allen Verantwortlichen im deutschen Fußball hier in Nordrhein-
Westfalen – seien es die Vereine, seien es die Verbände, die Fanorganisationen o-
der die Polizei – deutlich verbessert hat. 

Wir haben zu deutlich besseren Einschätzungen kommen können, es ist ein deutlich 
besserer Informationsstand vorhanden, und vor den Spielen kann eine deutlich bes-
sere Lageeinschätzung getroffen werden. Diese Lageeinschätzung vor einem Spiel 
ist entscheidend dafür, wie viele Einsatzkräfte ein Einsatzführer ordert. Das waren 
beim Spiel Schalke gegen Hertha – Herr Wehe wird das gleich noch einmal erläutern 
–, glaube ich, zwei Einsatzhundertschaften, also 231 Kräfte. 

Herr Wehe wird auch gleich noch etwas dazu sagen, was denn in dem Einsatz vor 
Ort am Bahnhof an Kräften vorhanden war. Der Rückschluss von diesem Spiel auf 
das Vorjahresspiel ist nicht entscheidend. Entscheidend ist vielmehr, wie viel Ein-
satzkräfte bei dieser Auseinandersetzung zwei Stunden nach dem Spiel vor Ort wa-
ren, und nicht, wie viele Einsatzkräfte insgesamt zur Verfügung standen. 

Eines muss ich auch als Nicht-Schalke-Fan durchaus konstatieren: Schalke hat in 
den letzten Monaten deutlich zugelegt bei der Ordnerzahl für den Einsatz im Stadion. 
Damit hat der Einsatzführer auch anders mit den Kräften kalkulieren können. 

(Lothar Hegemann [CDU]: Und Spenden an Duisburg gegeben! – 
Lachen von der SPD) 

– Bitte? Wer hat Spenden an Duisburg gegeben? 

(Vorsitzender Daniel Sieveke: Schalke!) 

– Ach so.  

Die Beurteilung, dass wir jetzt nach dem 11. Spieltag dieser Saison mehr Einsatz-
kräfte gebunden haben als bis zum 11. Spieltag in der letzten Saison – jetzt greife ich 
ein Zitat von Herrn Kossiski auf –, das ist nicht Äpfel mit Birnen vergleichen, sondern 
das ist Äpfel mit U-Booten vergleichen. Denn man kann diese Zahl von Spieltagen 
nicht einfach nebeneinanderstellen, ohne zu bewerten, welche Begegnungen an die-
sen Spieltagen überhaupt stattgefunden haben. 

Beispielsweise hatten wir in der jetzigen Saison bis zum heutigen Spieltag zwei gro-
ße Derbys: Köln gegen Gladbach und Schalke gegen Dortmund, mit einer Kräftebin-
dung von weit über 1.000 pro Spiel. Das heißt: Die Frage, ob es funktioniert bei den 
Spielen, wo wir lageangepasst Kräfte in Zusammenarbeit mit Vereinen und Fanorga-
nisationen reduzieren können, können wir letztlich erst am Ende der Saison beant-
worten. 

Ich zitiere noch einmal die Zahlen: plus 10 % Spiele. Wenn wir dann mit plus/minus 
Null Einsatzkräften auskommen, wäre das schon ein Riesenerfolg. Wir hätten 10 % 
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mehr Spiele gesichert, und zwar mit der gleichen Anzahl von Einsatzkräften. Das wä-
re schon ein Riesenerfolg. 

Jetzt jedoch hinzugehen und zu fragen: „Wo stehen wir am 11. Spieltag der aktuellen 
Saison im Vergleich zum 11. Spieltag der letzten Saison?“, ist – ich sage es noch 
einmal – Äpfel mit U-Booten zu vergleichen. 

Herr Herrmann hatte nach den Verletzungen gefragt. Es gab zwölf und nicht, wie 
Herr Hegemann es darstellte, 25 Verletzte bei diesem Spiel. Neun davon blieben 
dienstfähig, die hatten schlicht eine Augenreizung durch Tränengas; drei wurden im 
Krankenhaus ambulant behandelt – wenn ich es richtig in Erinnerung habe, eine 
Knieverletzung, eine Handverletzung und die dritte war eine leichte Kopfverletzung. 

Vorhin ist auch Bremen angesprochen worden; ich glaube, von Herrn Hegemann und 
Herrn Kruse. In Bremen sei mir etwas aus der Hand geschlagen worden, habe ich 
mir notiert, aber das kann ich jetzt nicht mehr einordnen. 

(Lothar Hegemann [CDU]: Die Ministerpräsidentin!) 

– Ich weiß zwar immer noch nicht, was sie mir aus der Hand geschlagen hat, aber 
ich will auf Bremen eingehen. Der Bremer Weg, den die Bremer Bürgerschaft vor-
gestern auf einer Rechtsgrundlage beschlossen hat, würde, auf Nordrhein-Westfalen 
übertragen, Folgendes bedeuten: 

Ich mache zunächst noch einmal deutlich: Diese Einschätzung „Nichtrisikospiel oder 
Risikospiel“ wird bundesweit einheitlich vorgenommen, nach gleichen Schemata, 
nach gleichen Kriterien, und das seit mehreren Jahrzehnten in Zusammenarbeit mit 
DFL und DFB. – Die Bremer Bürgerschaft hat nun eine Rechtsgrundlage beschlos-
sen, dass dann, wenn eine Veranstaltung gewerblicher Veranstalter ansteht und da-
bei ein über das normale Maß hinausgehender Polizeieinsatz erforderlich ist, dem 
Veranstalter die Mehrkosten in Rechnung gestellt werden können. 

Jetzt merke ich erst einmal an: Wir wissen alle, dass in einigen Jahren vor irgendei-
nem Verwaltungsgericht entschieden werden wird, ob das zulässig ist oder nicht. 
Diese Rechtsgrundlage auf Nordrhein-Westfalen übertragen hieße Folgendes: In 
Bremen betrifft solche Veranstaltungen nur Fußballspiele; aber in Nordrhein-
Westfalen gibt es auch andere Großveranstaltungen, wo es eine Kräftebindung deut-
lich über das normale Maß hinaus gibt. Da man das Ganze rechtlich nicht nur auf 
Fußball beschränken kann, hieße das beispielsweise, Veranstaltern wie des Rosen-
montagszuges in Köln oder in Düsseldorf, der Soester Kirmes, der Cranger Kirmes 
oder der Rheinwiesen-Kirmes tatsächlich eine Rechnung zu schreiben. 

Noch einmal: Ob das rechtlich überhaupt zulässig ist, werden in einigen Jahren die 
Verwaltungsgerichte entscheiden. Meine Linie und die Linie von 14 anderen Kolle-
ginnen und Kollegen aus den anderen Bundesländern ist: So lange wollen wir nicht 
warten. Wir wollen zusehen, dass wir die hohen Einsatzzahlen von Polizeikräften, die 
man einem steuerzahlenden Bürger kaum noch vermitteln kann, reduziert bekom-
men, ohne dass die Sicherheit bei den Spielen gefährdet ist. Das ist Beschluss der 
Innenministerkonferenz, und das haben wir in die Pilotphase umgesetzt. 
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Noch einmal zur Pilotphase selbst. Herr Kruse, sie ist längst abgeschlossen. Es gab 
einen bestimmten Zeitraum, in dem den Einsatzführern vor Ort die Informationen 
vom LZPD bei der Entscheidung mit an die Hand gegeben worden sind: Wie viele 
Einsatzkräfte ordere ich? Wie war die Einsatzlage in den letzten drei Jahren, sofern 
es Begegnungen gab, die miteinander vergleichbar waren? 

Nicht alle Begegnungen sind vergleichbar. Beispielsweise hat es die Spielbegegnung 
Paderborn gegen Schalke vorher nie gegeben, also kann man sie auch nicht verglei-
chen. Das heißt: Das LZPD hat 25 Begegnungen von 59 herausgefiltert, die in den 
letzten drei Saisons schon einmal stattgefunden haben, und hat einen Hinweis gege-
ben, wie die Spielverläufe in der Vergangenheit waren. 

Demzufolge hat der Einsatzführer vor Ort in Absprache mit unseren Netzwerkpart-
nern – das heißt mit dem Verein und mit den Fanorganisationen – eine aktuelle La-
gebeurteilung vorgenommen. In einigen Spielen konnten die Einsatzkräfte reduziert 
werden, in anderen Begegnungen in dieser Pilotphase wurden sie sogar erhöht. Das 
heißt unter dem Strich: Allein bei diesen 25 Spielen haben wir schon eine Kräfteer-
sparnis von 21 % erzielt.  

Das muss man im Zusammenhang sehen. Daher noch einmal: Eine einzige Ausei-
nandersetzung auf alle Einsatzkonzeptionen der nordrhein-westfälischen Polizei oder 
in ein anderes Bundesland zu übertragen, ist schlicht falsch. Das hat gar nichts mit-
einander zu tun. Entscheidend ist – da spreche ich, glaube ich, im Namen aller –: Wir 
müssen zusehen, dass wir die Zahl der eingesetzten Polizeikräfte dadurch, dass wir 
Vereine, Fans, Ordnerorganisationen etc. mehr in die Verantwortung und in die 
Pflicht nehmen, reduziert bekommen. 

Es sind noch ein paar Fragen gestellt worden, bei denen ich davon ausgehe, dass 
Herr Wehe sie besser beantworten kann. Ich gebe daher weiter an Sie. 

IdP Dieter Wehe (Ministerium für Inneres und Kommunales): Danke für das Ver-
trauen. Zunächst zur Fragestellung: Innerhalb dieses Pilotzeitraums hat es diese 
Kräftereduzierung bei den 25 Spielen gegeben. Insgesamt, weil die Frage gestellt 
wurde, hatten wir 56 Spiele; das waren neun mehr als zuvor. 

Wenn jetzt die Fragestellung auf die Risikospiele/Nichtrisikospiele im Pilotversuch 
zielt, dann kann ich sagen, dass wir für diesen Zeitraum, obwohl es neun Spiele 
mehr gab, den gleichen Kräfteansatz hatten. Diese Reduzierung in Höhe von 21 % 
bei den 25 vergleichbaren Spielen bedeutet, dass wir insgesamt – obwohl wir neun 
Spiele mehr hatten – nicht mehr Personal eingesetzt haben. 

Jetzt noch einmal zurück zur Frage nach dem Einsatz. Ich hatte eingangs schon ge-
sagt, dass das Polizeipräsidium Gelsenkirchen insgesamt 231 Kräfte eingesetzt hat, 
plus der etwa 30 von der Bundespolizei. 70 davon haben die Busse begleitet. Als es 
zu Störungen gekommen ist, sind dann alle Kräfte zusammengezogen worden. Dort 
hat es dann 175 Beamte gegeben. 

Herr Lohn, wenn ich mir jetzt diesen Vergleich erlauben darf: Dagegen standen 150 
Störer, das heißt, das Verhältnis war besser als eins zu eins. 
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70 Kräfte haben also den Bus begleitet. Als es dann zu den Störungen gekommen 
ist, sind die restlichen Kräfte alarmiert worden, sodass es zu der Anzahl kam, die ge-
rade dargestellt wurde. 

Die Polizei kann das Problem nicht alleine lösen; das ist klar. Das ist ja auch Teil die-
ses Konzeptes. Herr Minister Jäger hat es gerade schon gesagt: Die Vereine haben 
schon reagiert; man hat mit den Vereinen gesprochen. Diese haben ihren Ordnerein-
satz zum Teil erheblich erhöht. Auch das ist bekannt. Düsseldorf beispielsweise hat 
in der Spitze 305 Ordner mehr eingesetzt, Leverkusen 170 und Münster 85. In Biele-
feld haben bauliche Maßnahmen zu einer Entschärfung geführt.  

Wir haben im Grunde nur versucht, das zu machen, was eigentlich Polizeihandwerk 
ist, nämlich die Bearbeitung der Fragestellung: Wie ist die Lage? Wie viel Personal 
brauchen wir dafür? – Es gibt zwei Ansätze: zum einen den der Sicherheit und zum 
anderen den der Reduzierung des Personalansatzes. Wenn nun bei den 25 Spielen 
1.151 Beamte weniger eingesetzt wurden, dann ist das, jedenfalls bezogen auf die 
25 Spiele, ein Erfolg. 

Natürlich wird es immer Spiele geben, bei denen es zu Problemen kommt. Das hat 
es auch während der Pilotphase gegeben; ich verweise auf den heutigen TOP 4 
„Gewalt auf den Stadionvorwiesen beim Rheinderby Köln gegen Mönchengladbach“. 
Dieses Derby fand am 21. September 2014 statt, also innerhalb der Pilotphase. Es 
hat also während der Pilotphase, davor und danach Auseinandersetzungen gege-
ben. 

Die Frage ist ja: War die Polizei Gelsenkirchen nicht in der Lage, den Einsatz situati-
onsgemäß zu lösen, weil sie zu wenig Kräfte eingesetzt hat? – Und da kann ich nur 
sagen, dass wir vor dem Hintergrund dessen, was wir heute wissen, keine Kritik da-
ran üben, dass dort 60 Beamte weniger eingesetzt wurden. Alle wurden eingesetzt, 
und die kompletten Einsatzkräfte waren auch noch anderthalb Stunden nach dem 
Spiel vorhanden. 

Die Tatsache, dass bislang nur eine Person festgenommen wurde, heißt ja nicht, 
dass damit die Ermittlungen am Ende sind. Es ist eine Ermittlungskommission einge-
setzt worden, bestehend aus zehn Beamten, speziell für diesen Bereich. Videoauf-
zeichnungen werden derzeit ausgewertet. Wir gehen davon aus, dass es gelingt, 
weitere Straftäter zu ermitteln und dem weiteren Verfahren zuzuführen. 

Dirk Schatz (PIRATEN): Ich möchte noch einmal auf die letzte Bemerkung von 
Herrn Kruse eingehen; aber auch Herr Lohn hatte etwas Ähnliches gesagt. Sie hat-
ten von der „Flucht des Rechtsstaates“ gesprochen. 

Wenn man so etwas behauptet, dann hat man aus meiner Sicht das Konzept nicht 
ganz so verstanden, wie es eigentlich gedacht ist. Es geht ja nicht darum, dass der 
Rechtsstaat sich seiner Verantwortung entzieht und bei Straftaten nicht mehr ermit-
telt oder die Gefahr nicht mehr abwehrt. 

Es geht vielmehr darum, den Rechtsstaat nach Möglichkeit gar nicht erst eingreifen 
lassen zu müssen, indem man zum Beispiel dafür sorgt, dass es zu weniger Gewalt 
kommt. Dass es zu gar keiner Gewalt mehr kommt, wäre natürlich das Optimum; das 
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ist jedoch in der Realität wahrscheinlich nicht umsetzbar. Es geht also darum, nach 
Möglichkeit zu weniger Gewaltanwendung zu kommen. 

Bei diesem Konzept geht es nicht nur darum, Personaleinsatz zu reduzieren, son-
dern es geht auch darum, die Leute, die sich durch Polizeipräsenz provoziert fühlen, 
durch weniger Polizeipräsenz – auch wenn tatsächlich sie vor Ort ist – gar nicht erst 
zu provozieren.  

Das mag für einen rational denkenden Menschen nicht immer völlig nachvollziehbar 
sein, da gebe ich Ihnen völlig recht. Warum sollte man sich durch Polizeipräsenz 
provoziert fühlen? – Aber es gibt nun einmal Menschen, die denken nicht rational. 
Wenn dann noch Alkohol im Spiel ist, dann ist es ganz vorbei. Das mag doof sein, 
aber das ist nun einmal die Realität, wie sie sich darstellt. 

Dann kann man entweder sagen: „Wir ignorieren die Realität, denn es kann nicht 
sein, was nicht sein darf“, oder man kann sagen: Wir versuchen, unsere Handlungen 
der Realität anzupassen. Wenn die Polizei durch einfache Nichtpräsenz Gewalt ver-
hindern kann, dann sollte doch lieber der Klügere nachgeben – in diesem Fall ist die 
Polizei der Klügere – und sich einfach nicht so oft zeigen. Wenn sie aber gebraucht 
wird, dann ist sie da. 

Das ist einer der Bausteine des Konzeptes, und das ist aus meiner Sicht absolut rich-
tig. 

(Winfried Schittges [CDU]: Sie wachsen wieder über sich selbst hin-
aus!) 

Hans-Willi Körfges (SPD): Vorhin ist davon die Rede gewesen, dass wir uns und 
dass sich die Regierung von der Verpflichtung zur Sicherheit verabschiedet. Ich 
glaube, das Gegenteil ist richtig, nämlich dass sich die Opposition zum Teil von der 
seriösen Diskussion verabschiedet. 

Lieber Kollege Schatz, ich glaube, die wollen das nicht verstehen. Die Kolleginnen 
und Kollegen auf der gegenüberliegenden Seite könnten das nämlich schon verste-
hen, denn so schwer ist das ja nicht. Wir wissen: Es hat ein Modellprojekt gegeben, 
das ist jetzt abgeschlossen.  

Wir wissen ebenso, dass dieses abgeschlossene Modellprojekt – und da empfehle 
ich einfach einmal den Dialog mit den Fans und den Vereinen und der Polizei vor Ort 
– von allen Beteiligten, die medial in Erscheinung getreten sind – mit einer Ausnah-
me, das ist die GdP –, positiv beurteilt worden ist.  

Ich erinnere da zum Beispiel – im Zusammenhang mit dem Spiel gegen Möncheng-
ladbach in Köln – an Herrn Eberl von Borussia Mönchengladbach, der sehr deutlich 
gesagt hat: Ja, es ist gut und richtig, dass wir uns in die Mitverantwortung begeben. 
Ich erinnere auch an die Diskussion – und das ein Wert an und für sich – bei den 
Fans darüber, Mitverantwortung zu übernehmen.  

Das hat an einigen Stellen durchaus gegriffen, und das wird im Pilotprojekt noch 
einmal untersucht. Die Ergebnisse werden wir sicher weiter zu diskutieren haben. 
Ansonsten ist es abgeschlossen. 
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Dann gab es das Spiel auf Schalke. Da haben wir dann gehört – das habe ich in der 
Presse allerdings auch schon anders gelesen, war aber falsch –, dass nicht die ZIS 
oder die Landesregierung über die Einsatzstärke vor Ort entscheidet, sondern das 
macht – und das ist richtig so – diejenige Polizeiführung, die jeweils vor Ort verant-
wortlich ist. 

Die Polizeiführung hat das – und das wissen wir jetzt auch – in einem angemesse-
nen Umfang getan. Starke Polizeikräfte – das Verhältnis haben wir gerade noch ein-
mal gehört – haben da an der richtigen Stelle Präsenz gezeigt. Da ist es zu Verlet-
zungen gekommen, auf die ich jetzt im Einzelnen nicht eingehen will. Nur: Wer 
glaubt, dass bei einer Verdoppelung oder Verdreifachung des Polizeikontingentes 
diese Dinge nicht passiert wären, kennt sich in der realen Welt, über die wir hier re-
den, einfach nicht aus oder will sie schlicht nicht zur Kenntnis nehmen. 

Darüber hinaus kann ich Ihnen eigentlich nur eines raten: Machen Sie von der Oppo-
sition – die Gewerkschaften kann ich verstehen; die machen das vor einem anderen 
Hintergrund; die haben den Wunsch nach Personal und betrachten das Ganze mit 
einer anderen Brille – doch nicht den Konsens, den wir über viele Sitzungen zumin-
dest bei Grundsatzfragen gefunden haben, dadurch kaputt, dass Sie jetzt der billigen 
Versuchung erliegen, hier Oppositionsrhetorik in dieser Form zu betreiben. 

Das kann nämlich dazu führen – da mache ich jetzt eine Anleihe bei einem Bibelzitat 
–, dass Sie mit den Fußballfans verglichen werden, von denen man sagt: Sie trugen 
seltsame Gewänder und irrten ziellos umher. 

(Lothar Hegemann [CDU]: Das war mal eine Glanzleistung! – Zuruf 
von der SPD: Da können Sie nur nach Bayern gehen!) 

Werner Lohn (CDU): Vielen Dank an Herrn Wehe für seinen ergänzenden Bericht. 
Dem aufmerksamen Zuhörer ist dabei ein Widerspruch aufgefallen. Herr Wehe hat 
gesagt, es seien insgesamt 231 Polizeibeamte aus Nordrhein-Westfalen eingesetzt, 
und davon seien 70 Beamte zur Begleitung des An- und Abfahrwegs eingesetzt. 

Wenige Minuten vorher hat der Minister gesagt, für die Sicherheit des An- und Ab-
fahrweges sei es unerheblich, wie viele Beamte insgesamt eingesetzt seien, sondern 
es komme nur auf die Anzahl derjenigen an, die die Begleitung vorgenommen hät-
ten. Herr Wehe hat jetzt gesagt: Gut, dass wir noch so viele andere Beamte hatten, 
die wir als Notfallreserve quasi mit zum Bahnhof beordern konnten.  

Da müssten Sie sich vielleicht mal einig werden, ob es ausreicht, was ursprünglich 
einmal geplant war, oder ob man aus der Gesamtzahl der eingesetzten Kräfte dann 
lageangepasst eine Schwerpunktbildung vornehmen kann. Das ist die eine Sache. 
Ich stehe sachlich auf der Seite von Herrn Wehe. Es ist richtig, dass 100 weitere Be-
amte zum Bahnhof beordert wurden, um so zu versuchen, der Lage Herr zu werden. 

Zur Gesamtbewertung des Pilotversuchs. Was ist daran Neues? Letztlich war es 
schon immer so, dass die Polizeiführer vor Ort nach einem wochenlangen vorausge-
gangenen Informationsaustausch eine Lagebewertung vornehmen. Dann kommt 
man zu einem Ergebnis: Wir erwarten so und so viele Fans, darunter sind so und so 
viele Gewaltbereite. Daraus ergibt sich dann eine Kräftezahl, die man aufgrund der 
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neuen Erkenntnisse und der alten Erfahrungswerte berechnet. Das ist alles nichts 
Neues. 

Jetzt steht aber über diesem Pilotversuch die Überschrift: „Lageangepasste Reduzie-
rung der polizeilichen Präsenz bei Fußballspielen“. Ohne jetzt auf jedes Detail einge-
hen zu wollen – ich habe vorhin zwei Zitate gebracht –, aber: Wenn die Reduzierung 
schon vorgegeben ist, dann werden Ihre Polizeiführer vor Ort angehalten, weiterhin 
eine lageangepasste Bewertung vorzunehmen, und das Ergebnis muss eine Redu-
zierung sein. 

Das ist eine politische Vorgabe, die nicht mehr zu sachgerechten Lösungen führt. Sie 
können den politischen Druck, den Sie mit diesem Pilotversuch ausgeübt haben, ja 
nicht leugnen. Das war auch Sinn und Zweck der ganzen Angelegenheit. Dass es 
uns im Endeffekt darum geht, Polizeikosten und Polizeieinsatzstunden zu reduzieren, 
ist richtig. Das darf aber nicht auf Kosten der inneren Sicherheit gehen. 

Wenn Sie das Ergebnis von zwölf verletzten Polizisten schönreden oder bagatellisie-
ren, kann ich das gar nicht nachvollziehen. Herr Schatz sagte vorhin, alles sei super. 
Nichts ist super, Herr Schatz. Was Sie gesagt haben, ging völlig an der Sache vor-
bei. Angesichts von zwölf verletzten Polizeibeamten bei einem Nichtrisikospiel ist gar 
nichts super – was soll dann erst bei Risikospielen passieren? 

Herr Körfges hat es auch versucht – klar, aus Sicht der Regierungsunterstützer müs-
sen Sie so reden; dafür habe ich großes Verständnis –, aber ich glaube nicht, dass 
Sie richtig hinter dem stehen, was Sie da gesagt haben. Hier gibt es nichts schönzu-
reden. Das ist einfach so. Wir betreiben keine Oppositionsrhetorik, sondern wir be-
nennen die Fakten so, wie sie gewesen sind. 

Ich frage jetzt den Minister: Der Pilotversuch ist zu Ende. Ist denn jetzt der Pilotbe-
trieb tatsächlich beendet, oder geht das in den Regelbetrieb über, dass also dem-
nächst alle anderen Spiele genauso behandelt werden sollen, wie das in den politi-
schen Vorgaben des Pilotversuchs formuliert ist? Das wäre in der Tat bedenklich.  

Ob der gesamte Rechtsstaat den Bach runtergeht, wage ich auch zu bezweifeln, 
aber in diesem Fall hat der Rechtsstaat leider kalte Füße bekommen und sich aus 
der Verantwortung gezogen. Wenn der Minister jetzt abschließend sagt: „Ich bin 
doch nicht für den Kräfteansatz bei einem Fußballspiel verantwortlich, sondern das 
ist der Polizeiführer vor Ort“, dann ist das, Herr Minister, gelinde gesagt ein absolutes 
Armutszeugnis. 

Dirk Wedel (FDP): Ich möchte auch noch auf zwei Widersprüche hinweisen, die in 
der heutigen Diskussion offenbar geworden sind. Wenn Frau Kollegin Schäffer da-
rauf dringt, dass man noch nicht zu Bewertungen kommen solle, weil das Projekt ja 
noch gar nicht so lange laufe, dann steht das in einem Gegensatz zu dem, was der 
Minister sagt, wenn er darauf hinweist, das Projekt sei beendet. 

(Zuruf von Verena Schäffer [GRÜNE]) 
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Wenn ein Pilotprojekt beendet ist, dann ist das normalerweise der Zeitpunkt, an dem 
man einen Strich darunter macht und eine Bewertung vornimmt. Ich denke, das wäre 
der richtige Ort, um sich über die Bewertung zu unterhalten. 

Herr Lohn, Sie habe es gerade schon angedeutet: Auch ich sehe einen Widerspruch 
darin, zum einen ein landesweites Projekt aufzulegen, bei dem es letztlich um eine 
Reduzierung der polizeilichen Präsenz bei bestimmten Fußballspielen geht; zum an-
deren aber die Verantwortung für die Frage, welche Personalstärke tatsächlich ein-
gesetzt wird, letztlich ausschließlich den verantwortlichen Polizeiführern vor Ort in die 
Schuhe zu schieben. 

Das passt irgendwie nicht zusammen. Es kann nicht sein, dass es auf der einen Sei-
te keinerlei Einflussnahme des Ministeriums oder zentraler Stellen auf den Gesamt-
vorgang gibt, wenn auf der anderen Seite das Ergebnis klar sein soll, dass es zu ei-
nem reduzierten Personaleinsatz kommen soll. Da würde mich interessieren, auf 
welche Art und Weise das dieses Begehren praktisch an die Polizeiführer vor Ort 
herangetragen worden ist, insgesamt zu einem geringeren Polizeieinsatz zu kom-
men, wenn die doch angeblich so völlig frei darin sind, hinterher die notwendigen 
Kräfte anzufordern, die sie für richtig halten. 

Das würde ja bedeuten, dass in der Vergangenheit offensichtlich zu viele Kräfte an-
gefordert wurden, wenn es bei den vergleichbaren Spielen zu 21 % weniger Polizei-
einsatz gekommen ist. Das aber wird man wohl kaum unterstellen wollen. 

Diesen Widerspruch bitte ich aufzulösen. Zur Diktion des Berichts hat Herr Lohn 
schon viel Richtiges gesagt. Aber ich möchte noch einmal zu der Frage kommen, wie 
viele Fakten da überhaupt drinstehen. 

Da findet sich eine ganze Menge Prosa. Sie haben aber auch gesagt, den 11. Spiel-
tag dieser Saison könne man nicht eins zu eins mit dem 11. Spieltag aus dem ver-
gangenen Jahr vergleichen. Einverstanden. Aber man kann schon die Spiele verglei-
chen, die Sie selbst als vergleichbare Spiele genannt und aufgeführt haben; das wa-
ren ja fünf, bei denen es zu erheblichen Störungen gekommen.  

Mir fehlen in diesem Bericht noch sehr viele Fakten, um tatsächlich die Bewertung zu 
rechtfertigen, dass der Pilotversuch erfolgreich gewesen sei. Wie ist das denn mit der 
Zahl der Straftaten, die vor und nach der Reduzierung des Polizeieinsatzes festge-
stellt worden sind? Wie ist es denn mit der Zahl der verletzten Polizeibeamten bei 
den Spielen vor und nach dem Pilotversuch? Wie ist es mit der Beweissicherung, mit 
Strafverfahren, mit Ingewahrsamsnahmen?  

All diese Dinge sind nicht aufgearbeitet, es gibt keine Fakten dazu. Es wird einfach 
gesagt: Da hat es fünf Spiele gegeben, wo es zu erheblichen Störungen gekommen 
ist. Damit hat es dann sein Bewenden. – Wir sind jedenfalls keinesfalls in die Lage 
versetzt worden, diese Bewertung, die Sie da abgeben, in irgendeiner Weise nach-
zuvollziehen. Da muss ich ehrlich sagen: Hier hätte ich mir schon eine deutlich 
gründlichere Ausarbeitung der Angelegenheit erwartet. 

Gregor Golland (CDU): Meine Fragen zum Thema „Landeseinsatzbereitschaft“ sind 
noch nicht beantwortet worden. Ich hatte gesagt, dass die Landeseinsatzbereitschaft 
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in dem Testzeitraum dreimal alarmiert worden ist, weil zu wenig Polizei vor Ort ge-
wesen sei. Die Frage ist noch einmal, ob das so zutrifft und um welche Spiele es sich 
dabei gehandelt hat. 

Außerdem: Gab es nach der Testphase – die ja abgeschlossen ist, wie wir gerade 
gehört haben – weitere Zwischenfälle bei Nichtrisikospielen in der Ersten, Zweiten 
oder Dritten Liga? 

Lothar Hegemann (CDU): Ich gebe Frau Paul recht, was die Fangemeinden angeht. 
Da gibt es in der Tat eine Grauzone an Fans, die bei der Gewalt nicht mitmachen. 
Die sagen: Gewalt machen wir nicht, aber hoffentlich gewinnen wir. – Diese Fans 
nehmen das alles einfach so mit. Da sind die Vereine gefordert, das sage ich ganz 
deutlich. 

Wenn einer seine Dauerkarte verkauft, dann erhält der fünf Jahre Stadionverbot. 
Aber diejenigen, die sich in einer solchen Szene tummeln, müssen von den Vereinen 
ebenfalls bestraft werden. Da gibt es noch eine Menge zu tun. 

Zur Aussage: „Wir stehen am Anfang der Diskussion“: Solange ich hier etwas über 
Gewaltbereitschaft im Sport gehört habe, stehen wir schon am Anfang der Diskussi-
on. Ich möchte aber langsam mal vorankommen. Ganz ans Ende werden wir sicher 
nie kommen.  

Hier werden Konzepte erarbeitet, und jetzt sage ich Ihnen meinen Eindruck: Vor 
knapp einem Jahr haben Sie gesagt: Die Vereine müssen jetzt zahlen. – Sie haben 
monatelang vorher erklärt, wie teuer das alles ist, wie viel Bindung von Beamten das 
nach sich zieht, und haben dann gemeint: Das müssen jetzt die Vereine zahlen. 

Es gab viel Empörung, die Ministerpräsidentin hat gesagt: Nein, so geht das nicht. – 
Dann kam von Ihnen die Antwort – und ich weiß gar nicht, ob Sie das nicht sowieso 
schon in der Schublade hatten –: Wir machen jetzt ein Konzept, einen risikoange-
passten Stärkeaufwand. Das war Ihre Antwort darauf. 

Im Übrigen: Sie haben gerade erklärt, dass darüber die Verwaltungsgerichte ent-
scheiden müssten: Noch haben wir die Rechtsgrundlage gar nicht, die in Bremen ge-
schaffen worden ist. Da ist die Frage: Wollen Sie das jetzt? Wollen Sie Ihren alten 
Plan aus der Schublade holen, der genauso aussieht wie in der Bremer Bürger-
schaft? Dann erst können die Verwaltungsgerichte entscheiden. Die werden nicht 
entscheiden, bevor es eine Rechtsauffassung des Landtags gibt. 

Frau Paul, Sie sprechen ja wesentlich schneller als ich. Das finde ich auch in Ord-
nung. Ich sage nur: Sie müssen vorher noch ein bisschen schneller denken, sonst 
geht das schief. – Ihre Aussage: „Die Opposition will Fans zu Kleinkriminellen ma-
chen“, die müssen Sie wirklich noch mal überprüfen. Irgendwas hat bei Ihnen da 
nicht gestimmt bei dieser Aussage. 

Ich weiß nicht, woraus Sie das ableiten – als würden wir alle Fans kriminalisieren 
wollen! Ganz das Gegenteil ist der Fall. Ich bin selbst Mitglied – einige andere hier 
auch – in einem Fanclub. Das ist etwas ganz anderes. 
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Ich sage Ihnen jetzt noch ein Beispiel, Herr Jäger. Sie stellen sich bei jedem Blitzma-
rathon hin und sagen: Ich bin die Staatsgewalt, ich sage den Rasern schon, wo es 
langgeht. – Da kommt von den Grünen auch kein Hinweis, zum Beispiel: Halten Sie 
die doch mal an und reden mit denen. Reden Sie mit denen darüber, ob das richtig 
ist, was die da gemacht haben. Lassen Sie uns doch mal ein Raser-Projekt machen. 
– Nein, die Raser kassieren Punkte, das geht ratzfatz.  

Hier aber, wo ganz offensichtlich bewusst der Staat angegriffen wird, da sagen Sie: 
Mit denen sollten wir doch noch mal reden, das geht ja so nicht. – Ich bin sehr dank-
bar, dass der Hinweis noch erfolgt ist, welche Strafverfolgung möglich ist bzw. ange-
strebt wird. Das finde ich wirklich in Ordnung, denn das hätte sonst so nicht stehen-
bleiben können. 

Ich habe mit einem Beamten gesprochen, der leicht verletzt worden ist, und ich habe 
mit einer Frau gesprochen, die mit ihrem Kind zum Zeitpunkt der Vorfälle im Bahnhof 
war. Soll ich jetzt dem Polizisten erzählen: „Also, mit Ihrer Verletzung, da müssen Sie 
sehen; wir sind da aber auf einem guten Weg“? – Das ist doch einfach lächerlich! Die 
Antwort: „Es hätte ja noch schlimmer kommen können“, ist doch wirklich lächerlich.  

Haben Sie mal Leute erlebt, die eine solche Auseinandersetzung mitmachen? Das 
ist kein Treffen zwischen Chorknaben, sondern da fliegen die Fetzen, da werden 
Gegenstände geworfen, da gibt es noch andere Beteiligte. Und dann zu sagen: „Na 
ja, Gott, das war eben so“, das geht doch nicht!  

Ich sage Ihnen nochmals: Wäre das glimpflich verlaufen, und irgendjemand hätte 
vorher gesagt: „Da kann was passieren“, und dann wäre nichts passiert – Sie hätten 
direkt am Sonntagmorgen eine Pressekonferenz gegeben und mitgeteilt, dass Ihr 
Konzept aufgegangen sei.  

Jetzt ist es aber nicht aufgegangen, und dann war es wieder der Führer der vor Ort 
befindlichen Polizei. Das haben wir schon so oft gehört: Immer wenn etwas war, war 
das der Einsatzführer. Das war nie die Einsatzleitung, das war immer der Einsatzfüh-
rer vor Ort; der hat nicht das gemacht, was er machen sollte oder er hat seinen Er-
messensspielraum nicht genutzt. 

Das finde ich nicht in Ordnung. Die Kleinen hängt man, die Großen lässt man laufen. 

(Thomas Stotko [SPD]: Gott sei Dank ist der nicht Einsatzleiter! 
Sonst wäre ich etwas nervös!) 

Dirk Schatz (PIRATEN): Ich möchte gar nicht mehr lange reden, sondern kurz auf 
die Äußerung von Herrn Lohe eingehen. Er hat mir vorgeworfen, ich hätte gesagt, es 
sei alles super. Das habe ich nicht getan. Ich habe das Wort „super“, glaube ich, 
nicht in den Mund genommen. 

(Zurufe: Doch!) 

– Selbst wenn ich es gesagt haben sollte, lag es ganz bestimmt nicht daran, dass ich 
die Gesamtsituation für super hielte. Gewalt und Straftaten sind selbstverständlich 
niemals super. Darüber sind wir uns, so denke ich, sicher alle einig. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 61 - APr 16/690 

Innenausschuss 23.10.2014 
47. Sitzung (öffentlich) Sm 
 
 
Ich habe nur versucht, die Realität darzustellen. Eine gewaltfreie Gesellschaft wäre 
super. Ich wäre der Letzte, der sagte: Das möchte ich nicht. – Ich vermute aber, das 
wird in den nächsten tausend Jahren leider nicht passieren, auch nicht beim Fußball. 

Was wir aber tun können, ist die Gewalt so gut wie möglich zu reduzieren. Das ist 
das Einzige, was ich versucht habe, darzustellen. Und wenn dieses Konzept dabei 
hilft und dann unter dem Strich weniger Gewalt herrscht und weniger Straftaten ver-
übt werden als vorher, dann ist das doch ein Erfolg. Mehr wollte ich damit gar nicht 
sagen. 

Winfried Schittges (CDU): Vielleicht kommen wir ja doch noch zu einer Art Kon-
sens. 

(Thomas Stotko [SPD]: Oh!) 

So oft melde ich mich hier im Ausschuss ja nicht, aber ich versuche es einmal: Vor-
hin wurde dankenswerterweise gesagt, dass mit Blick auf die Information der Vereine 
und der Polizei Straftäter weiterhin verfolgt werden. Das halte ich für ausgesprochen 
wichtig.  

Unabhängig von der Frage der Veränderung des Konzeptes – ob das nun ein Pilot-
projekt ist oder Regelbetrieb wird – gehe ich davon aus, dass wir in befristeter Zeit 
erfahren – vielleicht bis Ende März –, wie sich denn die Vereine dieser Lage anpas-
sen, insbesondere wenn die Polizeipräsenz in den Stadien reduziert wird. 

Für ungemein wichtig halte ich es, dass jeder in Deutschland erfährt: Wer sich bei 
Fußballspielen kriminell verhält, der wird je nach Bildmaterial verfolgt und entspre-
chend bestraft. Herr Minister, das ist mir ein sehr wichtiges Anliegen. Wir können die 
Polizei nur dann wirklich bedienen und vertreten, wenn wir sagen: Da wollen wir Ein-
halt gebieten. 

Nochmals: Ich würde gerne wissen – so bis Ende März, vielleicht können Sie uns ei-
ne Vorlage machen –, wie die Erst-, Zweit- und Drittligavereine sich Ihrem Konzept 
anpassen.  

Außerdem – das hatte der Kollege Wedel schon angesprochen – kommt noch die 
Frage nach dem Verantwortungsverständnis für die Einsatzleitungen hinzu. Ich mei-
ne jedenfalls, dass wir hierüber noch einmal nachdenken sollten. Das kann nicht je-
des Mal von Veranstaltung zu Veranstaltung verschoben werden.  

Wenn Sie, Herr Minister, diese Punkte berücksichtigen würden, wäre ich Ihnen aus-
gesprochen dankbar. 

Minister Ralf Jäger (MIK): Herr Schittges, Sie haben vollständig recht. Zunächst: 
Natürlich werden Ermittlungen geführt. Herr Schatz hat das Motto genannt: Gefah-
renabwehr vor Strafverfolgung. Es ist völlig normal, dass Einsätze von Einsatzhun-
dertschaften videografiert werden, alleine schon, um die Rechtsstaatlichkeit des Ein-
satzes belegen zu können bzw. Vorwürfe dagegen zu überprüfen und im Nachhinein 
Straftäter ermitteln zu können. 
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Das ist auch hier der Fall. Es dauert ein bisschen, bis man so umfangreiches Video-
material von ein, zwei Stunden ausgewertet und die entsprechenden Personen den 
jeweiligen Straftaten zugeordnet hat. Die Ermittlungskommission in Gelsenkirchen 
umfasst, glaube ich, neun Leute. Die arbeiten das jetzt kontinuierlich ab, und ich ge-
he davon aus, dass da Ermittlungsverfahren eingeleitet werden. 

Des Weiteren möchte ich noch einmal deutlich sagen: Dieses Spiel, diese Auseinan-
dersetzung, von denen wir auch zukünftig – leider – noch mehr erleben werden, kann 
nicht mit dem Pilotprojekt in Verbindung gebracht werden. Oder um es noch einmal 
anders zu sagen: Wenn man uns nicht glaubt, dann vielleicht Schalke 04 – ich zitiere 
–: 

„Gleichzeitig sieht Schalke den Modellversuch von Innenminister Ralf Jä-
ger nicht gescheitert. Die Königsblauen streben weiterhin gemeinsam mit 
der Polizei eine Reduzierung der Einsatzstunden bei Bundesligaspielen 
an.“ 

Jetzt füge ich hinzu: Da steht jetzt genau das, was Sie gerade thematisiert haben, 
nämlich: Wir nehmen die Vereine sehr viel stärker in die Verantwortung, insbesonde-
re im Raum des Stadions selbst für Sicherheit zu sorgen. Das heißt nicht, dass wir 
nicht da sind bzw. dass die Polizei nicht da ist. Es geht aber darum, dass vorrangig 
erst einmal der Veranstalter mit ausreichend Ordnungskräften dafür sorgen muss, 
dass ein Spiel sicher läuft. Wenn es nicht sicher verläuft – siehe Preußen Münster 
gegen Arminia Bielefeld –, ist eine Einsatzhundertschaft vor Ort. 

Wenn ich noch einfügen darf: Ich weiß nicht, wer von Ihnen das Spiel gesehen hat; 
es wurde live im dritten Programm übertragen: Vermummte von Bielefeld haben Py-
rotechnik auf dem Spielfeld gezündet, sodass das Spiel unterbrochen wurde und ei-
ne ganze Einsatzhundertschaft im Stadion zum Einsatz gekommen ist. Nach Ende 
des Spiels sind die Spieler in die Kurve gegangen und haben die Vermummten ab-
geklatscht. Das sind Bilder, bei denen, wie ich finde, auch Vereine zeigen müssen: 
Das sind Straftäter, und die beglückwünschen wir nicht noch hinterher für ihre Taten. 
– So etwas ärgert mich sehr, ganz offen gesagt. 

Das Nächste ist, um es noch einmal deutlich zu sagen: Das Ministerium macht keine 
Einsatzleitung. Ich mache keine Einsatzleitung; das ist auch besser so. Vielmehr ist 
es seit Jahrzehnten geübte Praxis, dass die Einsatzführer vor Ort entscheiden – la-
geabhängig, nach den Informationen, die sie gemeinsam erarbeitet haben, mit Ver-
einen, mit Fans, auch mit den szenekundigen Beamten der Gastvereine –, womit zu 
rechnen ist und wie viele Einsatzkräfte benötigt werden. Was sie dann brauchen, be-
kommen sie dann auch.  

Herr Schittges, Sie haben es angesprochen haben: Dieses Pilotprojekt, das wir ge-
fahren haben, resultiert aus der Tatsache, dass wir in Nordrhein-Westfalen 10 % 
mehr Spiele haben, wir aber nicht 10 % mehr Beamte einsetzen können. Das ist nur 
ein Baustein dafür, wie wir mit Fußball und Gewalt umgehen. Mir liegt sehr daran, 
dass wir konzeptionell – das ist auch Auffassung meiner anderen 15 Kolleginnen und 
Kollegen – noch stärker versuchen müssen, uns durch gute Netzwerkarbeit mit allen 
Verantwortlichen im Fußball auf das eine Prozent Gewalttäter und Straftäter zu kon-
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zentrieren. Da müssen wir eben Kräfte zurückfahren, wo es um die 99 % friedlichen 
Fans geht. 

Ich nenne Ihnen nur mal ein paar Beispiele: Da ist die Reduzierung von Kartenkon-
tingenten für Gastmannschaften. Das macht allerdings nur dort Sinn, wo Spiele aus-
verkauft sind und wo man nicht am Tagesschalter noch Karten kaufen kann. Das be-
zieht sich insbesondere auf die Derbys Schalke gegen Dortmund sowie Köln gegen 
Mönchengladbach. Da sind wir eigentlich mit den Vereinen im Klaren; die haben rea-
giert und zu einzelnen Spielen die Gästekontingente reduziert, was sofort zu einer 
Reduzierung der Zahl der potenziellen Störer führt. 

Wir sind uns einig mit DFB und DFL, dass die Frage der Zertifizierung von Ordner-
diensten vorangetrieben werden muss. Jeder Ordnerdienst muss in jedem Stadion 
über das gleiche Wissen verfügen und muss gleichartig handeln. Da sind wir einen 
großen Schritt vorangekommen. 

Dazu gehört auch, dass die Vereine ihre Auswärtsfans mit eigenen Ordnungskräften 
begleiten, dass mögliche Störungen auch von Ordnern der Gastmannschaften mit 
unterbunden werden sowie unser Anliegen, die Verfahren von Intensivtätern – von 
diesen Rädelsführern gibt es bundesweit gar nicht so viele, es mögen zwischen 300 
und 500 sein – an einer Stelle zu konzentrieren.  

Wir werden uns auf der Innenministerkonferenz Anfang Dezember beraten, dass es 
gelingen sollte, dass der sachbearbeitende Kriminalbeamte, der sachbearbeitende 
Staatsanwalt und der zuständige Richter – egal wo eine Straftat in Deutschland be-
gangen wird, immer beispielsweise das verhandelt wird. Da sind wir im Gespräch mit 
der Justizministerkonferenz. 

Sie sehen, wir versuchen, durch viele einzelne Bausteine die Gewalttäter aus den 
Stadien herauszubekommen. Ich bin nicht so naiv, zu glauben, dass ein solches 
Massenereignis wie Fußball ganz ohne Gewalt abgehen wird. Aber man kann es – 
das muss man ganz deutlich sagen – dem steuerzahlenden Bürger kaum noch be-
gründen, dass wir 30 % der Dienstzeit unserer Einsatzhundertschaften für Fußball 
aufwenden.  

Das darf auf jeden Fall nicht mehr weiter anwachsen, sondern das muss auch mal 
eine Begrenzung finden. Das findet vor allem da eine Begrenzung, wo wir sagen, 
dass die Vereine selbst mehr mit in die Verantwortung gehen müssen. 

Herr Wehe hat die Zahlen genannt, in welcher Höhe die Vereine in der Pilotphase an 
Ordnerkräften zusätzlich aufgestockt haben. So stelle ich mir das vor: dass nur im 
Notfall die Polizei im Stadion eingreifen muss und dass im Wesentlichen zunächst 
der Veranstalter selbst die Lage im Griff hat. 

Da waren jetzt noch zwei Fragen offen, die Herr Wehe beantwortet. 

IdP Dieter Wehe (Ministerium für Inneres und Kommunales): Ich komme zur Fra-
ge von Herrn Lohn, ob das Ganze jetzt in den Regelbetrieb geht. Natürlich wollen wir 
die Erfahrungen, die wir jetzt gemacht haben, entsprechend auswerten. Nach der Pi-
lotphase hatten wir eine Veranstaltung im Innenministerium und haben noch einmal 
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mit den Einsatzführern gesprochen. Da wird nichts unter den Teppich gekehrt, son-
dern da werden die Dinge offen angesprochen.  

In der Summe kann man jedenfalls sagen, dass das Konzept dort nicht grundsätzlich 
infrage gestellt worden ist. Das ist ja ein Gesamtkonzept: Wir schauen, welche Spiele 
vergleichbar sind, welche Erfahrungen vorliegen, wo es in der Vergangenheit fried-
lich geblieben ist und wo noch maßvoll Kräfte reduziert werden können. Niemand 
wird sagen können, dass rund 270 Kräfte – zusammengerechnet mit der Bundespoli-
zei – an jenem Samstag wenig gewesen seien. Das ist ja auch schon etwas. 

Wünschenswert wäre natürlich, dass gar keine Polizei vor Ort sein muss, außer zur 
Verkehrsregelung. Insofern sind 270 Kräfte schon eine Hausnummer. Das wird man 
sicherlich in diesem Bereich fortführen. Inwieweit sich das bewährt hat, wird man 
nach so kurzer Zeit nicht sagen können, und man wird auch zu berücksichtigen ha-
ben, dass es eine veränderte Ligastruktur gibt. 

(Zuruf von Thomas Stotko [SPD]) 

– Ich sage mal: Im Grunde genommen das, was taktische Polizeiarbeit auch bei De-
monstrationslagen ist. Da machen wir doch auch nichts anderes. Wenn wir einen 
Anmelder haben, der einer extremistischen Gruppierung angehört, und es gibt Ge-
gendemonstrationen, dann vergleichen wir auch dort: Wie haben sich die Extremis-
ten in der Vergangenheit verhalten, und wie war es mit den Gegendemonstrationen? 

Auch da prüfen wir, mit welchem Kräfteansatz wir an die Sache herangehen. Natür-
lich ist die Zielrichtung, die Sicherheit möglichst zu gewährleisten, aber nicht zugleich 
Kräfte zu verschleudern. Das ist doch im Grunde genommen das tägliche Geschäft. 
Hier haben wir vorher vielleicht etwas systematischer als sonst Vereinspaarungen 
identifiziert, bei denen es verantwortbar erschien, mit weniger Polizeikräften an die 
Sache heranzugehen. 

Dazu muss man noch einmal sagen: Von diesen 25 Spielen ist in fünf Fällen der 
Kräfteeinsatz genau gleich geblieben, in zwei Fällen ist er sogar erhöht worden. Düs-
seldorf beispielsweise hat im Spiel gegen Karlsruhe 70 Leute mehr eingesetzt, weil 
man wusste, die gehen anschließend in die Altstadt. Jetzt also zu sagen, es sei 
überall generell runtergefahren worden, trifft den Kern so nicht.  

Ähnlich verhielt es sich auch bei Arminia Bielefeld gegen Borussia Dortmund; da wa-
ren 15 Kräfte mehr eingesetzt worden. Bei den 18 übrigen Spielpaarungen hat es in 
der Tat weniger Kräfteeinsatz gegeben. 

Also: Wie schaffen wir es, mit angemessenem Kräfteeinsatz die Sicherheit zu ge-
währleisten? Das wird auch das zukünftige Konzept sein. Natürlich wird man nach 
dem 18. Oktober 2014 bei einem weiteren Spiel Schalke gegen Hertha die Erfahrung 
dieses Spiels mit einbeziehen. Das ist vollkommen klar. 

Genauso wird man Spiele, die friedlich geblieben sind, in der Zukunft auch anders 
bewerten. Das ist also ein fortlaufender Prozess mit dieser Zielrichtung, vor Ort über 
die richtige Anzahl von Kräften zu verfügen. 

Herr Golland, Sie hatten nach der Unterstützung durch Sofortverstärkungskräfte ge-
fragt. Wir haben – das gilt nicht nur für Fußball, sondern auch für andere Lagen, 
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auch für Alltagslagen – sogenannte LEB, also Landeseinsatzbereitschaften. Das sind 
Kräfte der Bereitschaftspolizei. Ausweislich des Berichts – Seite 6 – hatten wir wäh-
rend dieses Zeitraums insgesamt 54 Spielpaarungen ausgewertet; davon fielen 25 
mit unter diesen Vergleich. Davon ist es bei vier Spielpaarungen erforderlich gewe-
sen, zusätzliche Kräfte, das heißt Bereitschaftspolizei, Landeseinsatzbereitschaft, zu 
alarmieren und dorthin zu schicken.  

Eine Besonderheit: Drei davon waren nicht in dem Pilotbetrieb, sondern das waren 
Spiele, die man von vornherein ausgenommen hatte. Da hat man gesagt: Da ist mit 
Ausschreitungen zu rechnen; da gibt es gar keine Diskussion über die Kräfte.  

Sie sehen also: Selbst da, wo im Vorfeld geschätzt wurde, das könnten Risikospiele 
sein, bei denen wir einen hohen Kräfteeinsatz benötigen, haben die Kräfte in den 
konkreten Situationen nicht ausgereicht, sodass es in drei Fällen einer zusätzlichen 
Unterstützung bedurfte. 

In einem Fall von den besagten 25 Spielen – nämlich Mönchengladbach gegen 
Stuttgart – war das Spiel als Nichtrisikospiel eingestuft und damit in dem Piloten ent-
halten. Da gab es auch eine Kräftereduzierung, das ist richtig. Da ist es dazu ge-
kommen, dass sich 60 Anhänger vom VfB Stuttgart vermummt hatten und frühzeitig 
in das Stadion gekommen waren. Dadurch war hier ein stärkerer Kräfteeinsatz der 
Polizei erforderlich, was aber durch die alarmierten Kräfte unproblematisch gesche-
hen ist. 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. Somit können wir diesen Tagesordnungspunkt verlassen. 

Ich habe noch eine Frage in diesem Zusammenhang, bevor wir zu Tagesordnungs-
punkt 2 kommen – den Tagesordnungspunkt 3 haben wir schon erledigt –: Zu Ta-
gesordnungspunkt 4 liegt Ihnen ein schriftlicher Bericht vor. Gibt es dazu noch Fra-
gen? Ich würde ihn sonst thematisch auch hier mit abwickeln. Da geht es um das 
Spiel „Rheinderby Köln gegen Mönchengladbach“. Dieser Tagesordnungspunkt wur-
de von der FDP-Fraktion beantragt; der schriftliche Bericht liegt vor.  

Gibt es dazu spezielle Nachfragen, die durch die Ausführungen zum Thema Sport 
und Fußball gerade nicht beantwortet wurden? – Ich sehe, das ist nicht der Fall. 
Dann können wir entsprechend verfahren. 

Der Ausschuss beschließt, auch Tagesordnungspunkt 4 di-
rekt mitzubehandeln. 
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4 Gewalt auf den Stadionvorwiesen beim Rheinderby Köln gegen Mönchen-

gladbach 

– Vorlage 16/2289 

 – ohne weitere Diskussion –  
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2 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-

Westfalen für das Haushaltsjahr 2015 (Haushaltsgesetz 2015) 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksachen 16/6500, 16/6710 sowie 16/6990 
Vorlage 16/2173 

Einzelplan 03 – Ministerium für Inneres und Kommunales 

– Einzelberatungen 

Vorsitzender Daniel Sieveke weist darauf hin, dass man sich in der letzten Sitzung 
am 18. September 2014 darauf verständigt habe, die Einzelberatungen zum Haus-
halt in der heutigen Sitzung vorzunehmen. Die Abschlussberatung und Abstimmung 
zum Einzelplan 03 müsste spätestens in der Sitzung am 20. November 2014 stattfin-
den. Fragestellungen zum Haushalt sollten sich nach Möglichkeit an der kontinuierli-
chen Reihenfolge der Haushaltskapitel orientieren. 

Theo Kruse (CDU) hat zunächst zwei allgemeine Fragen.  

Erste Frage. Man sei sich bestimmt einig, dass die Haushaltslage außerordentlich 
angespannt sei. Er wolle in Erinnerung rufen, dass die Landesregierung und die sie 
tragenden Fraktionen vor geraumer Zeit ein sogenanntes Effizienzteam einberufen 
hätten, welches sich als Aufgabe gestellt habe, Aufgaben und Strukturen auf den 
Prüfstand zu stellen. Er wolle diesbezüglich wissen, ob seine Annahme richtig sei, 
dass in dem vorliegenden Haushaltsplan von der Arbeit des Effizienzteams noch 
nichts zu lesen sei. 

Zweite Frage. Bei den vergleichbaren Haushaltsplanberatungen im Jahr 2013 habe 
er nachgefragt, ob und wann die Landesregierung ihr avisiertes Vorhaben aus dem 
Jahr 2010/12 angehe, eine große Dienstrechtsreform auf den Weg zu bringen. Der 
Minister habe vor einem Jahr sinngemäß geäußert, dass im Laufe dieses Jahres et-
was zu erwarten sei. Nun wolle er wissen, ob auch die Annahme zutreffe, dass von 
der angekündigten großen Dienstrechtsreform in diesem Haushalt noch nichts zu 
bemerken sei. 

Eine letzte Frage. Am vergangen Montag sei – aus seiner Sicht erfreulicherweise – 
ein Konsens bei dem Flüchtlingsgipfel erzielt worden. Die Landesmittel für die Kom-
munen sollten um 40 Millionen € aufgestockt werden. Da wolle er wissen, an welcher 
Stelle diese Beträge konkret im Landeshaushalt etatisiert würden, und ob es in die-
sem Zusammenhang eine dritte Ergänzung des Haushalts geben werde und, falls ja, 
wann diese zu erwarten sei. 

Thomas Stotko (SPD) teilt in Erwiderung auf die Ausführungen von Herrn Kruse mit, 
auch er fände es als Parlamentarier grundsätzlich interessant, einen breiten Informa-
tionsstand aus den Beratungen des Effizienzteams zu erhalten. Das sei jedoch nicht 
Thema des Innenausschusses, sondern hier gehe es um den Einzelplan 03. Der Mi-
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nister möge etwas dazu sagen können oder auch nicht; dieses Thema gehöre jeden-
falls in den HFA. 

Das Gleiche gelte für die angesprochene Dienstrechtsreform. Der Kollege Kruse ha-
be rekurriert, der Minister habe im Vorjahr eine große Dienstrechtsreform angekün-
digt. Daran könne er sich so nicht erinnern. Zwar habe der Minister von einer Dienst-
rechtsreform gesprochen, allerdings verstehe er, Stotko, nicht, warum der Kollege 
daraus nun eine „große Dienstrechtsreform“ mache.  

Dass eine Dienstrechtsreform benötigt werde und dass sie in den Verhandlungen 
zwischen Gewerkschaften und Regierung diskutiert werde, sei bekannt. Er tue sich 
jedoch schwer damit, wenn auf eine „große Reform“ abgehoben werde. 

Was den Haushalt angehe, wolle er zwei, drei Dinge hervorheben, die er für seine 
Fraktion als sehr positiv anbringen könne. Auf der einen Seite wolle er darauf hinwei-
sen, dass die Einstellungsermächtigung seitens des Vorschlags der Regierung auf 
1.522 erhöht worden sei, was er hinsichtlich des Ausgleichs zusätzlicher Stellen im 
Bereich des Verfassungsschutzes für eine kluge Idee halte.  

In bestimmten Bereichen gebe es einen höheren Bedarf. Dass hierauf reagiert werde 
durch geeignete Einstellungen oder Verlagerungen, werde durch den vorliegenden 
Haushaltplan klar. 

Das gelte im Zusammenhang mit dem Flüchtlingsgipfel – wenn auch noch nicht in 
Gänze – auch für die steigenden Kosten im Asylbereich. Wenn er es richtig verstan-
den habe, steige der Haushalt um 82 Millionen €. Allein die Kapitel „Asyl“ und „Un-
terbringung von Asylbewerbern“ machten bereits 85 Millionen € aus. Im Einzelplan 
03 existiere eine ungeheure Dynamik. Das Ministerium habe 85 Millionen € Mehr-
ausgaben aufgeschlagen, die man nicht selber verursache. Dennoch komme man 
mit Mehrausgaben in Höhe von 82 Millionen € aus. Das sei immerhin schon eine Re-
duktion um 3 Millionen €. 

Er selbst habe den Eindruck, dass man sich zu dem Zeitpunkt, als der Haushalt im 
Parlament eingebracht worden sei, Mühe gegeben habe, den gestiegenen Aufwen-
dungen Rechnung zu tragen; trotzdem aber schaffe man es, Ausgaben für die innere 
Sicherheit zur Verfügung zu stellen. Daran werde nicht gespart. 

Das betreffe die Ausstattung; da könne man sich auch gerne noch einmal über die 
Hubschrauberstaffel unterhalten. Das halte er für eine ebenso wichtige Frage wie die 
nach Polizeifahrzeugen oder die endgültige Umsetzung des Digitalfunks. 

Schließlich wolle er noch auf einen Punkt eingehen. Er finde, zu selten würde aus 
Sicht der Opposition das Thema „Feuerwehr – Ehrensache“ erwähnt. Man habe das 
Ganze mit einer Förderung des Ehrenamts bei der Freiwilligen Feuerwehr begonnen. 
Das sei gerade in diesem Bereich enorm wichtig. Vor allem im ländlichen Raum, wo 
man ohne Freiwillige Feuerwehren überhaupt nicht mehr zurechtkomme, werde ge-
nau dieses Projekt positiv gesehen und von Protagonisten aus dem ländlichen Raum 
begleitet. Hierfür wolle er ein großes Lob aussprechen.  

Da die Opposition dies leider nicht mache, wolle er das aus Sicht einer regierungs-
tragenden Fraktion nunmehr tun. Er habe festgestellt, dass hier 1 Million € auf das 
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nächste Jahr übertragen werde. Das halte er für wichtig, damit im Jahr 2015 die 2,7 
Millionen € zur Verfügung stünden. 

Kollege Kruse habe den Flüchtlingsgipfel angesprochen. Bei dem Sachverständi-
gengespräch vorhin habe er, Stotko, den Eindruck gehabt, dass man sehr zeitnah 
auf alle Fraktionen im Landtag zugehen werde, um die gemeinsam getragenen Er-
gebnisse des Flüchtlingsgipfels nun auch in einen Antrag münden zu lassen, und 
zwar sowohl in einen inhaltlichen Antrag, in dem nochmals die Forderungen manifes-
tiert würden, als auch in einen finanziellen Antrag. 

Er wolle an dieser Stelle darauf hinweisen, dass er sich freuen würde, wenn alle 
Fraktion, die bei der Anhörung gesagt hätten, dass sie das Ergebnis gut fänden, bei 
den Beratungen im Haushalts- und Finanzausschuss den Änderungsanträgen, die 
dafür erforderlich seien, ebenfalls zustimmten. Ansonsten würde man in der Com-
munity – das heißt alle Sachverständigen und beteiligten Organisationen – nämlich 
nicht mehr ernst genommen. Dafür wolle er daher noch einmal werben. 

Vorsitzender Daniel Sieveke weist darauf hin, dass Frau Schäffer das Projekt der 
Freiwilligen Feuerwehren bereits im Obleutegespräch angesprochen habe. Man ha-
be sich darauf geeinigt, dass im Innenausschuss eine allgemeine Information statt-
finden solle, um die Wertschätzung diesem wichtigen Projekt gegenüber zum Aus-
druck zu bringen. Dieser Punkt sollte dann an prominenter Stelle auf einer der fol-
genden Tagesordnungen platziert werden, sodass man sich ohne Zeitdruck damit 
beschäftigen könne. 

Dr. Joachim Stamp (FDP) führt in Richtung Herrn Stotko aus, die FDP habe zwar 
gesagt, dass man die Ergebnisse mittragen werde – das sei völlig klar –, das gelte 
aber nicht, wenn ein „Wir tun mehr für Flüchtlinge“ bedeute, einfach die Verschul-
dung zu erhöhen. Vielmehr erwarte er gewisse Anstrengungen, im Haushalt ein we-
nig umzuschichten. Das gehöre zur Ehrlichkeit dazu, und das sei auch wichtig für die 
Außendarstellung. 

(Thomas Stotko [SPD]: Da fängt es schon an!) 

An der einen oder anderen Stelle habe er noch Nachfragen. 

Es gebe 27 Planstellen, die aus der Polizei zum Verfassungsschutz verlagert wür-
den. Da wolle er wissen, wie sich das mit dem Trennungsgebot vertrage.  

(Minister Ralf Jäger [MIK]: Das sind 22!) 

Vorsitzender Daniel Sieveke erläutert, dass die 27 Stellen den Insgesamtaufwuchs 
beträfen; von der Polizei seien es nur 22. 

Dr. Joachim Stamp (FDP) entgegnet, es gehe ihm dabei um das Prinzip.  

Weiterhin stünde man vor der großen Herausforderung der Bekämpfung des Sa-
lafismus. In diesem Zusammenhang wolle er nachfragen, ob der Minister davon aus-
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gehe, dass es von den bisherigen Planungen her vor Ort in den betroffenen Städten 
zu einer auskömmlichen Prävention kommen könne.  

Plenar sei auch über das Projekt „Wegweiser“ debattiert worden, welches immer 
gleichsam als Monstranz präsentiert werde. Hier sei man der Meinung, dass dies mit 
genau drei Stellen in den drei Städten zu gering besetzt sei. Die Frage sei, wie sich 
dieses Projekt haushalterisch weiter abbilden werde. Außerdem interessiere ihn, was 
mit den Sachmitteln in Höhe von 900.000 € für den Verfassungsschutz sei und wie 
diese verwandt würden. 

Außerdem wolle er wissen, wie sich die Beschlüsse des Flüchtlingsgipfels bezüglich 
der Bezirksregierung im Haushalt abbilden würden. 

Dirk Wedel (FDP) schließt einige Fragen an. 

Auf Seite 19 des Erläuterungsbandes sei die Rede davon, dass es gestiegene An-
sätze für Open Government in Höhe von 1,4 Millionen € gebe. Dazu wolle er wissen, 
wie diese denn konkret in der Umsetzung des Open-Government-Konzeptes einge-
setzt werden sollten. 

Auf Seite 9 des Ergänzungsbandes sei davon die Rede, dass die bisher gesperrten 
Planstellen für den CIO entsperrt werden sollten. Da sei die Frage, was dies für die 
Arbeit des CIO bedeute, da er bislang ohne die Planstellen gearbeitet habe, und was 
er jetzt mit den neuen Planstellen zusätzlich tun könne.  

Auf Seite 32 sei die Rede davon, dass der Etat in Höhe von 10 Millionen € für das 
Kommunale Warnsystem wegfallen solle. Dazu hätte er gerne den Sachstand erläu-
tert.  

Hans-Willi Körfges (SPD) teilt im Zusammenhang mit der Nachfrage seitens der 
FDP-Fraktion an, dass die Koalitionsfraktionen bezogen auf den Bereich „Beobach-
tungen und Bekämpfung des Salafismus“ intern überlegten, ob es nicht gerade im 
Hinblick auf die Personalausstattung Handlungsbedarf gebe.  

(Zuruf von Dr. Joachim Stamp [FDP]) 

Wenn man bei den Aufgaben und der personellen Ausstattung nahe beieinander sei, 
führe ihn da dann zum zweiten Bereich, dem Ergebnis des Flüchtlingsgipfels. Da sei 
er gespannt, wie der Kollege Stamp den von ihm aufgebauten Widerspruch zwischen 
Haushalt und Aufgabenwahrnehmung für sich lösen werde. Das sei keine leichte 
Aufgabe.  

Eine Anmerkung habe er noch: Sicher sei bekannt, dass er, Körfges, Vorsitzender 
des parlamentarischen Kontrollgremiums sei. Insoweit verwundere es ihn ein wenig, 
dass jetzt eine Nachfrage bezogen auf die Ausgaben des Verfassungsschutzes 
komme, insbesondere aus der Fraktion, die sich bei der Frage der öffentlichen Be-
handlung von Themen des parlamentarischen Kontrollgremiums ganz deutlich in ei-
ne andere Richtung geäußert habe, nämlich am besten gar nichts öffentlich zu ma-
chen. 
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Insofern habe er Bedenken, eine Diskussion über den den Verfassungsschutz betref-
fenden Teil des Etats in öffentlicher Sitzung vorzunehmen. Hierfür gebe es andere 
Orte.  

(Lothar Hegemann [CDU]: Nein! Zu einzelnen Projekten doch nicht!) 

Frank Herrmann (PIRATEN) hat eine konkrete Frage zu Titel 637 70. Es gehe um 
die Planungsrate, und da gebe es eine Verlagerung von 4,1 Millionen €, weg vom 
Verfassungsschutz, hin zu einer Basis-IT. Er wolle gerne wissen, was das genau sei 
und wie sich das weiter aufschlüsseln lasse. 

Vorsitzender Daniel Sieveke konkretisiert im Zusammenhang mit der Frage des 
Kollegen Stamp, dass es sich dabei eher um Formalia gehandelt habe, wie die Per-
sonalstellen verlagert worden seien. Das könne sicher im öffentlichen Teil beantwor-
tet werden. 

Minister Ralf Jäger (MIK) kommt zunächst auf die Frage von Herrn Kruse nach den 
Ergebnissen des Effizienzteams zu sprechen. Das Effizienzteam habe Ergebnisemp-
fehlungen an die Landesregierung vorgelegt, die sich allerdings im Wesentlichen auf 
andere Ressorts als auf das des IMK bezögen. Deshalb schlage er vor, diese Frage 
nochmals im Haushalts- und Finanzausschuss zu stellen; dort könne sie ressort-
übergreifend beantwortet werden. Im Einzelplan 03 sei davon wenig zu spüren; es 
gebe jedoch Ressorts, wo ganz erhebliche Maßnahmen auf Vorschlag des Effizienz-
teams ergriffen worden seien. Das könne er jedoch nicht an dieser Stelle beantwor-
ten. 

Zur Frage nach der „großen Dienstrechtsreform“ sei die Anmerkung des Kollegen 
Stotko richtig: Die Rede sei gewesen von „einer Dienstrechtsreform“, nicht von einer 
„großen Dienstrechtsreform“.  

Zur Haushaltsrelevanz für den Haushalt 2015 könne er sagen: Wenn man einen 
Blick in den Haushalt werfe, könne man dort lesen, dass die Dienstrechtsreform 
haushaltsneutral zu erfolgen habe. Insofern würden sich möglicherweise Ergebnisse 
dessen, was gerade vorbereitet werde, nicht zwingend im Haushalt des IMK-
Ressorts widerspiegeln.  

Zur Frage der Ansätze zum Flüchtlingsgipfel: Man sei gerade dabei, das Ganze aus-
zuwerten und umzusetzen. Er habe die Beratungen am Montagabend so verstanden, 
dass die 40 Millionen € für die qualitative Anhebung der Pauschalen für die Kommu-
nen, die soziale Beratung in der Größenordnung von 3,5 Millionen € sowie zusätzli-
che 3 Millionen € im Bereich Härtefonds nicht über eine weitere Ergänzungsvorlage 
in die Haushaltsberatungen gebracht würden. 

Vielmehr habe er die Ergebnisse so verstanden, dass es den Versuch geben sollte, 
das Ganze über fraktionsübergreifende Haushaltsanträge entsprechend im Haus-
haltsentwurf abzubilden. Wenn die Fraktionen das anders erwarteten, müsse dies 
signalisiert werden, sonst werde der gerade beschriebene Weg beschritten. 
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In diesem Zusammenhang verweise er auf das, was Herr Stotko bereits ausgeführt 
habe: Das Asylkapitel sei um rund 100 Millionen € gegenüber dem Ansatz von 2014 
erhöht worden, und das FlüAG-Kapitel um 30 Millionen €. Das habe nichts mit den 
Ergebnissen des Flüchtlingsgipfels zu tun, sondern einfach mit der Erwartung, dass 
mehr Erstaufnahmeeinrichtungen des Landes akquiriert werden müssten. 

Außerdem müsse weiterhin damit gerechnet werden – es gebe entsprechende An-
deutungen des BAMF, das die Vorausschätzungen vornehme –, dass sowohl die 
Zahl der Asylsuchenden bzw. Asylbegehrenden als auch die der Flüchtlinge in 2015 
noch einmal zunehmen werde. Daher werde die Haushaltsaufstockung um jeweils 
100 Millionen € bzw. 30 Millionen € quantitativ benötigt. Zusätzlich werde vermutlich 
im Rahmen von Fraktionsanträgen die FlüAG-Pauschale um weitere 40 Millionen € 
zu erhöhen sein. 

Herr Stamp habe sich nach den 27 Personen im Zusammenhang mit dem Verfas-
sungsschutz erkundigt. Deren Aufgaben könne er nur innerhalb der PKG-Sitzung be-
schreiben. Wenn Herr Stamp nur rein formaler Art gefragt habe, wie es sich mit dem 
Trennungsgebot zwischen Polizei und Verfassungsschutz verhalte, könne er sagen: 
Diese Personen gingen über in den Verfassungsschutz und verlören damit das Lega-
litätsprinzip als Polizeibeamte. Im Rahmen der Aufgabenstellung des Verfassungs-
schutzes würden sie ihre Arbeit erledigen, ohne dass sie als Polizeibeamte tätig sei-
en. 

Im Zusammenhang mit dem Projekt „Wegweiser“ glaube man, dass man mit den zur 
Verfügung gestellten Mitteln, die die Fraktionen im letzten Jahr im Haushaltsbera-
tungsverfahren eingebracht hätten, auch das weitere Ausrollen dieses Projekts auf 
weitere Städte in Nordrhein-Westfalen werde finanziert können – mit den ausgewie-
senen Mitteln und den möglicherweise zur Verfügung stehenden „Bordmitteln“ –, so-
wohl was Personal- als auch was die Sachausstattung anbelange. 

Die Frage nach den Sachmitteln könne er nicht beantworten; die Beratung des Kapi-
tels „Verfassungsschutz“ finde kraft Gesetzes im PKG statt. Konkrete Einzelfragen 
müssten in diesem Gremium gestellt werden. 

Die Frage, was mit der Summe von 1,4 Millionen € im Zusammenhang mit Open 
Government inhaltlich geplant sei, könne er an dieser Stelle nicht beantworten. Der 
Kollege aus dem betreffenden Referat sein heute nicht anwesend. Daher schlage er 
vor, dass diese Daten zu Protokoll gegeben würden, sodass alle Fraktionen über die 
Mittelverwendung informiert würden. 

Im Zusammenhang mit der Entsperrung der Planstellen beim CIO sei im Kabinett 
vereinbart, dass der CIO Zug um Zug aufgebaut werde. Im Wesentlichen gehe es 
darum, dass jetzt ressortübergreifend die IT-Planung und IT-Umsetzung an einer 
Stelle stattfinden werde. Daraus würden Synergien für zukünftige Haushalte erwartet. 
Damit werde der CIO in die Lage versetzt, die ressortübergreifende Planung anzu-
gehen. Das bedeute nicht nur die Vertretung im IT-Planungsrat, sondern das Wirken 
nach innen in die Landesverwaltung, indem in der Kopfstelle die Frage nach der An-
zahl von Lizenzen oder IT- oder Internetanwendungen organisiert werde. 
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Das sei keine reine Nettoaufstockung an Personalstellen, sondern ein Teil werde 
dadurch zur Verfügung gestellt, dass andere Ressorts entsprechende Planstellenan-
teile auf den CIO übertrügen. 

Die Fragen zum Warnsystem werde Frau Steinhauer beantworten. 

Was die 4,1 Millionen € bei den IT-Anwendungen anbelange, 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Weg vom Verfassungsschutz hin in die 
Öffentlichkeit zu einem Projekt BasisIT!) 

so müsse er darauf hinweisen, dass diese Frage bedauerlicherweise nicht beantwor-
tet werden dürfe.  

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Das ist aber in der Öffentlichkeit! Was 
ist das denn?) 

Er verstehe das Informationsbedürfnis; dem wolle er auch gerne nachkommen, nur 
dürfe das kraft Gesetzes nicht in diesem Kreise erfolgen, sondern nur im PKG. 

Vorsitzender Daniel Sieveke erklärt, die Frage von Herrn Herrmann gehe wohl eher 
dahin, zu sagen, da kämen 4,1 Millionen € aus dem Verfassungsschutz und gingen 
jetzt in einen öffentlichen Bereich hinein. Da habe er wissen wollen, was in dem öf-
fentlichen Bereich damit geschehe. – Wenn diese Frage jetzt nicht beantwortet wer-
den könne, bitte er darum, sie mitzunehmen und die Antwort ebenfalls ans Protokoll 
anzuhängen. 

Minister Ralf Jäger (MIK) schlägt vor, zu prüfen, ob dies im Rahmen des Protokolls 
beantwortet werden könne und dürfe. Falls nicht, dann verweise er auf das Parla-
mentarische Kontrollgremium. 

MR’in Ursula Steinhauer kommt auf die Frage nach den 10 Millionen € für das 
Kommunale Warnsystem zu sprechen. Im Haushalt 2014 sei vereinbart worden, 
dass die Kommunen beim Aufbau eines Kommunalen Warnsystems einmalig unter-
stützt werden sollten, weil sie dadurch eine hohe finanzielle Belastungen hätten. Das 
habe eine einmalige Unterstützungsleistung sein sollen, und zwar im Haushalt 2014; 
daher sei diese im Haushalt 2015 weggefallen. 
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5 Planungsstand bezüglich neuer Aufnahmeeinrichtungen für Asylbewerber 

und aktuelle Situation in den Einrichtungen (TOP beantragt von der Fraktion 
der PIRATEN) 

Vorlage 16/2290 
Bericht der Landesregierung  

Vorsitzender Daniel Sieveke: Die Fraktion der Piraten hatte erneut um eine Aktuali-
sierung gebeten und darüber hinaus beantragt, sich automatisch auch in den nächs-
ten beiden Sitzungen mit dieser Thematik zu befassen. Kann hierzu das Einver-
ständnis des Innenausschusses hergestellt werden, oder sollte die Fraktion – wie 
dies üblicherweise erfolgt – jeweils vor der Sitzung einen Antrag zur Tagesordnung 
stellen? 

Der Innenausschuss kommt überein, sich in den nächsten 
beiden Sitzungen des Innenausschusses automatisch wieder 
mit dieser Thematik zu befassen. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. – Vielen Dank für den 
Bericht. Wir hatten dazu einige Fragen gestellt; die sind aber leider nicht beantwortet 
worden.  

Vor allem wollte ich einmal grundsätzlich fragen, warum denn der Integrationsaus-
schuss eigentlich, wie ich finde, umfassender informiert wird, als das hier der Fall ist. 
In der Sitzung des Integrationsausschusses gestern gab es einen Bericht über die 
misshandelten Flüchtlinge in Burbach. Enthalten waren darin ein paar Fragen, die wir 
hier zu dem heutigen Tagesordnungspunkt gestellt hatten. 

Außerdem gab es einen Bericht zu den Standards der Flüchtlingsunterbringung in 
Landeseinrichtungen, was auch wir immer wieder im Rahmen unserer Berichtsbitten 
über den Zustand in den Landesaufnahmeeinrichtungen erbeten haben. Hierzu habe 
ich erstmals gestern bei TOP 6 der Sitzung des Integrationsausschusses – „Standard 
von Flüchtlingsunterbringungen“ – etwas gehört. Ich finde es schade, dass dieses 
Thema hier noch nicht angekommen ist. 

Weiterhin gab es im Integrationsausschuss noch einen Bericht zu den Ergebnissen 
des Flüchtlingsgipfels, was ich auch sehr gut fand.  

Konkret zum vorliegenden Bericht habe ich noch einige Fragen: Die Standards sollen 
von der Taskforce überprüft werden. Was genau ist das eigentlich? Was tut die 
Taskforce gerade? Was ist mit dem Notbetrieb? 

Am Wochenende habe ich mir selber die Landesunterbringung im Kreis Lippe ange-
schaut, und ich muss sagen, dass ich entsetzt war. Ich habe zuvor schon Notfallein-
richtungen besucht. Ich habe gesehen, dass die Menschen vor Ort, die Helfer, sehr 
engagiert waren. Sie machen das, was man in einem Notfall – zum Beispiel nach ei-
nem Erdbeben – eben so macht; die Menschen werden behelfsmäßig untergebracht. 
Aber das war es auch. 
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Ich habe Flüchtlinge kennengelernt, die sich schon seit zehn Tagen in der Notfallein-
richtung befanden und überhaupt nicht wussten, was nun weiter mit ihnen passiert. 
Das ist auch in einer Noteinrichtung ein untragbarer Zustand. 

In der Einrichtung dort gab es Helfer, es gab einen Wachdienst, aber es gab nicht so 
etwas wie eine weitergehende Betreuung, von psychologischer Betreuung will ich gar 
nicht erst reden.  

Ich habe mir auch neue Landeseinrichtungen im Regelbetrieb – Bad Salzuflen, Oer-
linghausen – angeschaut. Auch dort waren die Betreiber vor Ort sehr engagiert; aber 
eine umfassende Betreuung, wie sie Flüchtlinge in Deutschland eigentlich erfahren 
sollten, war auch dort nicht gegeben. 

Insofern möchte ich Sie bitten, dazu neben den Zahlen, die wir seit einiger Zeit von 
Ihnen bekommen, im nächsten Bericht vielleicht etwas dazu auszuführen, wie es mit 
der grundsätzlichen Versorgung der Flüchtlinge – sowohl im Notbetrieb als auch in 
der Regelversorgung – weitergehen soll. Denn die Zustände, wie sie derzeit in bei-
den Einrichtungsarten vorherrschen, sind nach meiner Meinung nicht tragbar. 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Herr Herrmann, habe ich Sie da gerade richtig ver-
standen, dass die Fragen, die Sie durch den vorliegenden Bericht noch nicht beant-
wortet gesehen haben, im nächsten Bericht beantwortet werden sollten oder auch 
heute, falls möglich? 

Wir haben vorhin über die Notfalleinrichtungen gesprochen. Vielleicht ist es bei mir 
nicht richtig angekommen, welche Einrichtungen Sie genau meinen. Sie waren im 
Kreis Lippe unterwegs, wenn ich das richtig verstanden habe. Welche meinten Sie 
genau? Bei den Regeleinrichtungen hatten Sie ja Namen genannt, bei den Notfallein-
richtungen aber nicht. Das wäre aber wichtig, weil sonst das Ministerium darauf nicht 
gezielt antworten kann. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Bei den konkreten Notfalleinrichtungen geht es um 
Herford und Detmold, in beiden Fällen ehemalige Wohnungen der britischen Armee, 
die verlassen wurden. Die Wohnungen sind zwar in einem ordentlichen Zustand, 
aber es gibt keinerlei weitergehende Möglichkeiten wie zum Beispiel Begegnungs-
stätten oder Gemeinschaftsräume. Die Menschen können dort auch nicht kochen, 
sondern sie erhalten das Essen fertig hingestellt.  

Bei dieser Gelegenheit möchte ich noch erwähnen, dass zum Beispiel die Stadt 
Detmold sehr gut gearbeitet hat. Dort hat man ein Zelt aufgebaut – ein Begegnungs-
zeit –, damit auch die Bevölkerung an der Unterbringung der Flüchtlinge teilnehmen 
und sie auf diesem Wege kennenlernen kann. Das ist ein sehr wichtiger Aspekt. 

In Herford ist das leider schiefgegangen – dazu gibt es auch eine Kleine Anfrage –, 
da hat sich die Stadt wohl nicht so sehr gekümmert. Auch vonseiten des Landes ist 
leider nichts passiert. 
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Werner Lohn (CDU): Herzlichen Dank für den Bericht. – Ich habe direkt eine Frage: 
Wird dieser Bericht gleich noch in Form eines mündlichen Berichtes aktualisiert? Ich 
weiß von meinem Besuch gestern in der Flüchtlingsunterkunft in Wickede-Wimbern, 
dass die im Bericht genannte Zahl von 504 schon lange nicht mehr aktuell ist. Dort 
sind mittlerweile 650 Flüchtlinge untergebracht. Die Entwicklung bei den Flüchtlings-
zahlen ist wirklich rasant; und da sollte man alle Zahlen möglichst auf den Stand von 
gestern oder heute bringen. 

Weiter zu dem Bericht. Erfreulicherweise – oder auch nicht, das kann jeder bewer-
ten, wie er will – liegt neben der allgemeinen Zuständigkeit der Bezirksregierung 
Arnsberg die Zuständigkeit für die Standortprüfung jetzt auch bei den Bezirksregie-
rungen Düsseldorf und Köln. Schließe ich daraus, dass Sie mit der Arbeit der Be-
zirksregierung Arnsberg, wie sie bisher geleistet wurde, unzufrieden waren? 

War das vielleicht auch ein Teil der Ursache, weshalb viel zu wenig Plätze vorhan-
den sind und es zu deutlichen Überbelegungen kommt sowie zu einer asymmetri-
schen Verteilung zwischen dem Rheinland und Westfalen? Das geht ja aus dem Be-
richt ebenfalls hervor. 

Des Weiteren möchte ich Bezug nehmen auf eine Aussage von Herrn Staatssekretä-
rin Nebe in der Sondersitzung . Dort hat er sinngemäß gesagt, dass die Notunter-
künfte ihrem Namen entsprechend auch nur „Not“unterkünfte sein sollen, die bis zu 
zwei Monaten Bestand haben. Ich will Sie jetzt nicht auf den Tag festlegen, denn ich 
weiß, dass es sich um eine schwierige Aufgabe handelt, die unter großem Druck er-
ledigt werden muss. 

Aber die Betroffenen vor Ort haben dennoch ein großes Interesse daran, zu erfah-
ren, wie denn die Perspektiven für die einzelnen Notunterkünfte aussehen und wie 
sich die tatsächliche Dauer nach dem heutigen Stand der Planungen bemisst. Ich 
habe hierzu auch eine schriftliche Anfrage an Sie gerichtet. Vielleicht können Sie 
heute schon dazu Stellung nehmen. 

Ich habe letztens die Regelunterkunft Schloß Holte-Stukenbrock besucht. Darauf will 
ich jetzt aber gar nicht weiter eingehen. Einen Eindruck möchte ich jedoch wiederge-
ben: Was ich gestern bei einem Besuch in Wickede-Wimbern gesehen habe, war 
zum Teil schon erschreckend. Das gilt auch für die Dinge, über die der stellvertreten-
de Regierungspräsident Herr Milk – übrigens mit erfreulicher Offenheit – berichtet 
hat: dass es – was bisher kaum öffentlich diskutiert wird – unter den sehr vielen wirk-
lich hilfsbedürftigen und sehr dankbaren Flüchtlingen eine kleine Minderheit gibt, die 
eine Problemgruppe darstellt. 

Dabei handelt es sich nicht ausschließlich, aber in der Regel – so wurde es uns ge-
schildert – um allein reisende Nordafrikaner. Was uns da geschildert wurde – wir wa-
ren dort übrigens zusammen mit der Kollegin Hanses und einigen anderen Kollegen 
von den Grünen –, das war schon erschreckend: wirklich massive Exzesse im Zu-
sammenhang mit Alkoholkonsum, Angriffe, Pöbeleien in Richtung der Geschäftsleu-
te. 

Am Vorabend war es zu einem Treffen der Geschäftsleute mit dem Bürgermeister 
gekommen, wobei sich die Geschäftsleute massiv darüber beklagt haben, dass – 
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jetzt versuche ich, das wertfrei zu formulieren – ganze Gruppen von diesen „Prob-
lemflüchtlingen“ in die benachbarte Stadt Wickede gehen, die Geschäfte aufsuchen 
und dann sozusagen vergessen zu bezahlen. Das sorgt dort für einen massiven Auf-
ruhr. 

Ich sage das jetzt nicht, um hier die Stimmung anzuheizen, sondern es geht darum, 
dass wir mit möglichst großer Offenheit, Transparenz und Information vor Ort dafür 
sorgen müssen, dass die große Hilfsbereitschaft und die durchaus vorhandene Ak-
zeptanz in fast allen Städten möglichst lange aufrechterhalten bleibt.  

Gestern war ich, wie gesagt, wirklich etwas schockiert angesichts der Situationen, 
wie sie uns geschildert wurden. Wenn man da nicht ganz gezielt die Wahrheit an-
spricht – wie sie gestern von Herrn Milk erfreulicherweise genauso geschildert wurde 
–, könnte die Stimmung schnell auch umkippen. Das wünscht sich aber niemand, 
und das würde die ganze Problematik, die heute schon schwierig genug ist, noch 
deutlich vergrößern. 

Dort wurde auch ziemlich unverblümt deutlich gemacht, dass keine ausreichenden 
Sanktionsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Sagen wir mal, 98 % der Flüchtlinge 
sind friedliche Leute, die aus einer großen Notlage heraus zu uns gekommen sind; 
zum großen Teil Familien mit Kindern. Diese verhalten sich völlig unproblematisch – 
von denen säuft keiner, von denen klaut keiner, da wird auch keiner des Drogenkon-
sums verdächtigt.  

Aber die geringe Anzahl von „Problemflüchtlingen“ – dieser Begriff tauchte gestern 
mehrfach auf – macht, was sie wollen. Da hat man keine Chance, etwas dagegen zu 
unternehmen. Nicht nur die Anwohnerinnen und Anwohner werden tangiert, sondern 
vor allen Dingen die normalen Flüchtlinge, die wohlwollend aufgenommen werden. 
Da leben 650 Flüchtlinge mit ihren Familien in einem Heim, das eigentlich für 500 
Plätze ausgelegt ist. Wickede-Wimbern hat eigentlich ziemlich gute Voraussetzun-
gen, dass das möglich ist. Wenn es dann zu solchen Störungen kommt, dann ist das 
für die anderen Flüchtlinge eine Zumutung, und sie leiden darunter. 

Deshalb wurden massiv irgendwelche Sanktionsmöglichkeiten gefordert, damit man 
diese Störenfriede – auch dieser Begriff tauchte mehrfach auf – gesondert behandeln 
kann, sodass die wirklich bedürftigen Flüchtlinge in den Genuss der Einrichtung 
kommen können.  

Das war der Eindruck von gestern, den ich Ihnen nicht vorenthalten wollte. 

Dann habe ich noch einige konkrete Fragen. In Rüthen haben sich die Flüchtlinge 
jetzt an die Frau Ministerpräsidentin, an den Minister und an verschiedene Abgeord-
nete gewandt. Da sind 400 Flüchtlinge in einer Notunterkunft untergebracht, wo sie 
sich schon seit vier Wochen befinden. Sie sind aber noch nicht registriert. 

Man könnte meinen, dass es sich um einen Einzelfall handelt. Aber in Wickede-
Wimbern sieht es so aus: Dort halten sich derzeit 650 Flüchtlinge auf, wie ich gerade 
schon gesagt habe. Von denen ist ungefähr die Hälfte noch nicht registriert. Wenn 
das jetzt nur ein rein formaler Verwaltungsakt wäre, könnte man sagen: Ob das jetzt 
etwas früher oder später passiert, ist egal. 
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Man muss bedenken: Wenn die Personen nicht registriert sind, sind sie auch nicht 
zweifelsfrei identifiziert. Was aber mindestens genauso schwer wiegt, ist die Tatsa-
che, dass diese Flüchtlinge in der Regel dann auch nicht geröntgt oder geimpft sind. 
Die gehen also ohne einen gesundheitlichen Statusbericht in die Kommunen. Das 
trägt wiederum dazu bei, dass die Kommunen sich – berechtigterweise oder nicht – 
erhebliche Sorgen machen. 

Wie gedenkt die Landesregierung diesen Missstand – und es ist definitiv ein Miss-
stand, wenn die Hälfte der Flüchtlinge in die Kommunen geht und noch nicht regis-
triert ist – möglichst unverzüglich zu beenden? 

Dann habe ich noch einen weiteren Punkt. Dabei geht es um eine Innenministerkon-
ferenz, die schon etwas länger zurückliegt; sie fand vom 4. bis zum 6. Dezember 
2013 statt. In diesem Zusammenhang habe ich noch eine Nachfrage, quasi im An-
schluss an die Sondersitzung. 

Bei jener IMK haben die Innenminister – da entscheidet man, glaube ich, fast immer 
einvernehmlich – zu TOP 15 beschlossen: 

Die Innenministerkonferenz spricht sich dafür aus – ich verkürze jetzt mal – stets die 
Möglichkeit zu prüfen, qualitätssichernde Standards als Voraussetzung bzw. vorteil-
haft zu berücksichtigendes Kriterium einer Auftragsvergabe in die Leistungsbe-
schreibung aufzunehmen. – Das war Punkt 6 des Beschlusses. 

Punkt 7 lautet, dass – ich gebe es jetzt inhaltlich wieder – nach Möglichkeit auch die 
zuständige Landesbehörde für Verfassungsschutz involviert werden soll, um die Zu-
verlässigkeit von Sicherheitsdiensten zu bewerten. 

Diese Beschlussfassungen liegen mittlerweile fast ein Jahr zurück. Wie und wann 
haben Sie in welcher chronologischen Reihenfolge damit begonnen, den Inhalt die-
ser Beschlüsse umzusetzen? 

Diese Frage stellt sich vor allem im Nachklang zu den Ereignissen in Burbach. Das 
beschäftigt uns ja trotz der Sondersitzung hierzu noch immer. Mir liegt eine – wie 
man auf Neudeutsch so sagt – Timeline vor; sie beginnt im November 2013 und zieht 
sich bis zu den Vorfällen Ende September in der Burbacher Einrichtung. 

Letztendlich drehen sich die Beschreibungen alle um Eskalationen, besondere Vor-
fälle, Polizeieinsätze, Tumulte usw. Da ist nicht die Rede von irgendwelchen kleinen 
Polizeieinsätzen, wo jemand mit einem Streifenwagen hinfährt und sagt: Bitte verhal-
ten Sie sich ruhig, das Radio ist zu laut. 

Vielmehr ging es fast immer um große Polizeieinsätze. Das Ganze gipfelte dann im 
Einsatz vom 15. August 2014, also einen guten Monat vor Bekanntwerden der 
schrecklichen Vorfälle. Ein Printmedium aus Siegen fragt dann auch: „Hat das zu-
ständige Security-Unternehmen die Lage auf dem Gelände noch unter Kontrolle?“  

Weiter wird beschrieben, dass bei einem Einsatz zwölf Streifenwagen und ein Hun-
deführer eingesetzt wurden die Situation völlig eskaliert ist. Die Streifenwagenbesat-
zungen stammen aus NRW, Rheinland-Pfalz und aus Hessen.  
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Zur Frage, ob die Security-Firma schon damals die Lage nicht mehr unter Kontrolle 
hatte, kommen die Pressevertreter deswegen, weil die Maßnahmen völlig überzogen 
waren. Man hatte den Presseleuten verboten, Fotos zu machen, und sie durften erst 
recht nicht die Unterkunft betreten. Die Presseleute wurden vielmehr aufgefordert, 
Fotos zu vernichten. Das heißt für mich: Die Security-Mitarbeiter haben sich schon 
damals absolut im roten Bereich bewegt. 

Wenn es zu solchen Vorfällen kommt – und das war, wie ich schon ausgeführt habe, 
am 15. August 2014 –, dann kenne ich das so, dass dann eine „Wichtige-Ereignis-
Meldung“, also eine WE-Meldung, an das Innenministerium gegeben wird. Und wenn 
nicht in einem solchen Fall, wann dann? 

Daher meine Frage: Haben Sie eine solche WE-Meldung erhalten? Ist über den 
Fortgang der Ereignisse berichtet worden? Hat es irgendwann eine Abschlussmel-
dung gegeben, wie das normalerweise üblich ist? Oder haben Sie auf einem anderen 
Wege von den Vorfällen, die sich bereits am 15. August 2014 ereignet haben und die 
das Versagen der Sicherheitskräfte deutlich machen, Kenntnis erlangt? 

Waren Sie auch darüber informiert, in welcher drastischen und rabiaten Art und Wei-
se man dort gegenüber den Pressevertretern aufgetreten ist? Das ist – auch im 
Nachklang zur Sondersitzung – von besonderer Bedeutung. Wen die Chronologie 
der Ereignisse dort interessiert, der möge bitte auf das Presseportal der Polizei in 
Siegen gehen. Dort steht das alles in schonungsloser Offenheit niedergeschrieben, 
was ich gerade gesagt habe. 

Dr. Joachim Stamp (FDP): Eine Anmerkung zu den Ausführungen des Kollegen 
Lohn: Die Probleme im Zusammenhang mit Alleinreisenden aus der gerade be-
schriebenen Zielgruppe sind mir ebenfalls aus verschiedenen Einrichtungen geschil-
dert worden, insbesondere in Hemer. 

Man muss hier sicher über Repressionen nachdenken. Wir müssen aber insgesamt 
auch darüber nachdenken, wie wir speziell mit dieser Gruppe umgehen; denn das ist 
in den Einrichtungen tatsächlich ein Problem. Darüber könnten wir vielleicht interfrak-
tionell diskutieren. 

Wir alle sind froh über die derzeitige vernünftige mediale Berichterstattung über die 
steigenden Flüchtlingszahlen. Solche Einzelfälle, die sich dann, wenn es aus einer 
bestimmten Richtung kommt, auch häufen können, können schnell dazu führen, dass 
von interessierter Seite entsprechend Stimmung gemacht wird. Es gibt da ja einen – 
Gott sei Dank – außerparlamentarischen Wettbewerber, den wir nicht unbedingt 
stärken wollen. Deshalb ist es wichtig, dass wir uns als Demokraten verständigen, 
wie man sich mit diesen schwierigen Gruppen auseinandersetzt. 

Ich möchte noch einen weiteren Punkt ansprechen, auch im Zusammenhang mit 
dem, was am Montag auf dem Flüchtlingsgipfel besprochen worden ist, und was Ge-
genstand der Sondersitzung in der letzten Woche war. Dabei möchte ich mich auf die 
nach wie vor nicht vorhandene Notfallplanung konzentrieren, Herr Minister und Herr 
Staatssekretär. 
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Jetzt werden Sie sagen, dass ich Sie wieder damit nerve. – Ich werde aber nicht da-
mit aufhören, Sie zu nerven. Sie sind in der Sondersitzung erst auf mehrfache Nach-
frage hin darauf eingegangen, ob mit einer Vorbereitung für eine Notfallplanung be-
gonnen worden ist. Darauf haben Sie mit Nein geantwortet. Diese Forderung gibt es 
bereits seit einem knappen Jahr. Auf dem Flüchtlingsgipfel haben Sie lediglich lapi-
dar erklärt: Dann müssten wir halt noch mehr neue Plätze schaffen, und das ist un-
realistisch.  

Es geht aber – und das steht in dem Bericht Ihres Hauses – nicht allein um mehr 
Plätze, sondern es geht darum, dass den Einrichtungen bekannt ist, was passiert, 
wenn Epidemien oder ansteckende Krankheiten ausbrechen und wie dann reagiert 
wird. Im Sommer dieses Jahres musste die Einrichtung in großen Teilen für vier Ta-
ge geschlossen werden. Trotzdem ist im Nachgang nicht damit begonnen worden, 
an einem solchen Notfallkonzept zu arbeiten. 

Es geht unter anderem um die Frage: Was ist an Quarantänemaßnahmen notwen-
dig? Es geht um eine einheitliche Regelung, wie die Ehrenamtlichen, die Betreiber 
usw. sich in der Situation XY zu verhalten haben, damit eben genau die Situation, 
wie wir sie im Sommer erlebt haben, nicht wieder eintritt. 

Jetzt nur zu sagen: „Das interessiert uns nicht“, oder: „Da müssten wir so und so vie-
le neue Plätze schaffen“, das akzeptieren wir nicht. Ich habe mir die Situation in 
Dortmund-Hacheney angeschaut, wo eine Quarantäne entsprechend funktioniert. Es 
kann nicht sein, dass zum Beispiel jemand mit Windpocken einmal durch den Spei-
sesaal geht und dieser Saal dann komplett geschlossen werden muss. Da muss es 
eine verbindliche Regelung geben zwischen den Gesundheitsministerien in Abstim-
mung mit dem Landesgesundheitsministerium. Dass da bislang nichts passiert ist, ist 
für uns vollkommen inakzeptabel. 

Wir fordern das an dieser Stelle jetzt noch einmal öffentlich ein. Falls Sie dieses 
Konzept weiter verweigern, dann tragen Sie persönlich die Folgen, wenn es dazu 
kommt, dass aufgrund einer fehlenden Notfallplanung Einrichtungen geschlossen 
werden müssen.  

Frank Herrmann (PIRATEN): Herr Kollege Lohn, Sie sagten gerade, Sie wollen kei-
ne Schlagzeilen liefern, Sie machen aber genau das. Ich finde die Diffamierung wirk-
lich unerträglich. 

(Zuruf von Gregor Golland [CDU]) 

Sie haben kein Land genannt, aber Sie haben von Nordafrika gesprochen. Das finde 
ich so nicht in Ordnung. Problemgruppen gibt es überall auf der Welt – die gibt es bei 
Flüchtlingen, die gibt es beim Fußball, die gibt es beim Stammtisch. So etwas also 
an irgendeinem Landstrich festzumachen, ist nicht in Ordnung.  

Wir müssen herausfinden, was die Probleme verursacht hat. Sie haben heute die 
Gelegenheit, einen Flüchtling aus Nordafrika kennenzulernen und ihn selber zu fra-
gen, wie sich die Situation darstellt. Wir haben Sie hierzu alle im Anschluss an die 
Sitzung eingeladen. Es ist jemand da, dann können Sie solche Fragen stellen. Der 
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Herr Minister ist übrigens auch eingeladen. Vielleicht können Sie sich dann dem-
nächst etwas differenzierter sich zu diesem Thema äußern. 

(Zuruf von Gregor Golland [CDU]) 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Herr Herrmann, bevor ich dem Minister das Wort ge-
be, noch ein Hinweis zu Ihrer Einladung: Die Abgeordneten haben diese Einladung 
erhalten, aber erst einen Tag vor der geplanten Veranstaltung. Wenn solche Einla-
dungen so kurzfristig ausgesprochen werden, und wenn am Veranstaltungstag noch 
viele weitere Sitzungen stattfinden, dann hat man das Gefühl, dass man entweder 
überhaupt nicht willkommen ist oder dass die Schlagzeile produziert werden soll: Alle 
sind eingeladen, aber keiner ist gekommen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Ich selber habe mich selber auch auf die Rednerliste gesetzt und möchte daher sa-
gen: Wir sind hier der Fachausschuss, und wir müssen bestimmte Problemstellungen 
ansprechen dürfen, ohne dass gleich von Diffamierung die Rede ist.  

Wer die Flüchtlingseinrichtungen besucht – und ich war auch in diversen Einrichtun-
gen –, weiß, dass jedes Mal das Beispiel allein reisender nordafrikanischer Männer 
genannt wird, die Übergriffe auf andere Frauen tätigen oder provozierende Sprüche 
gegenüber anderen Flüchtlingsfrauen in den Einrichtungen loslassen. 

Wir müssen auch über diese Problemstellung sprechen. Herr Stamp hat bereits da-
rauf hingewiesen, dass man auf der einen Seite dieses Problem ansprechen muss, 
auf der anderen Seite zugleich fragen sollte, wie man sich um diese Problemsituation 
kümmern kann. Das ist doch kein Diffamieren, sondern das heißt, das Problem zu 
erkennen und einen Lösungsprozess anzustoßen. 

Damit sollten wir uns als Ausschuss beschäftigen und das nicht gleich als Diffamie-
rung bezeichnen. 

(Beifall von der CDU) 

So weit meine Wortmeldung als Abgeordneter dieses Ausschusses. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Ich möchte ganz kurz zu Ihrer Einlassung Stellung 
nehmen. Zunächst: Das, was Herr Stamp gesagt hat, hat sich nach meiner Auffas-
sung ganz anders angehört als das, was Herr Lohn gesagt hat.  

Was die Einladung angeht: Es tut mir leid; diese Einladung ist sehr kurzfristig ausge-
sprochen worden, weil das Ganze im Anschluss an den Flüchtlingsgipfel auch sehr 
kurzfristig organisiert wurde. 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Ich wollte Ihnen nur das Signal geben, dass viele Ab-
geordnete unterschiedlicher Fraktionen auf mich zugekommen sind und gefragt ha-
ben, ob ich von dieser Einladung wüsste; sie selbst könnten nicht daran teilnehmen, 
weil heute noch jede Menge anderer Sitzungen stattfinden – Haushalts- und Finanz-
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ausschuss, Anhörungen usw. Irgendwie hat man ein schlechtes Gewissen, wenn 
man dann nicht teilnehmen kann, und da ist ein Geschmäckle aufgekommen. 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Ich wollte nur sagen: Das war wirklich 
keine Absicht!) 

Jetzt aber hat Minister Jäger das Wort. 

Minister Ralf Jäger (MIK): Herr Herrmann, ich bin weit davon entfernt, irgendwelche 
Flüchtlinge zu stigmatisieren. Das wäre völlig falsch. Man muss aber schon zur 
Kenntnis nehmen, dass in Nordafrika nach dem gescheiterten Arabischen Frühling 
Staatengebilde verfallen, insbesondere Libyen, dass dort viele Menschen seit Mona-
ten, wenn nicht seit Jahren, unterwegs sind und sich in anderen Ländern, insbeson-
dere in Nordafrika, mit Betteln und Straftaten über Wasser halten müssen. 

Ich will das überhaupt nicht beschönigen. Herr Stamp hat völlig recht: Mit dieser Per-
sonengruppe in den Einrichtungen eine Umgehensweise zu finden, ist ganz und gar 
nicht einfach. Ich habe da keine Lösung parat, die ich aus dem Ärmel schütteln könn-
te. 

Es handelt sich aber in der Tat – das muss man deutlich sagen, Herr Herrmann – um 
eine absolute Minderheit; und ich bin weit davon entfernt, alle Libyer, alle Marokka-
ner oder alle Algerier zu stigmatisieren. Aber dieser Probleme müssen wir uns auch 
annehmen.  

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Das hat ja Gründe, warum die so rea-
gieren!) 

Herr Lohn hatte die Standards bei den Sicherheitsunternehmen angesprochen. In 
der Tat haben wir im Dezember 2013 in der IMK solche Beschlüsse gefasst und den 
BMI aufgefordert, entsprechende gesetzgeberische Maßnahmen einzuleiten.  

Die Landesinnenminister haben letzte Woche Freitag in Berlin mit dem BMI zusam-
mengesessen. Alle haben gefragt, wie wir das jetzt in Nordrhein-Westfalen machen, 
weil man um die Brisanz eines solchen Themas weiß. Wir haben am Freitag in Berlin 
beschlossen, dass es eine dringende Empfehlung geben soll, dass die anderen Län-
der die Standards übernehmen, die wir jetzt entwickelt haben – nämlich über den 
Nachweis der Gewerbeaufsicht, über das polizeiliche Führungszeugnis hinaus bei 
den Beschäftigten eine Sicherheitsüberprüfung durchzuführen. 

Ich kann sagen, Herr Lohn, dass der Beschluss von vor einem Jahr insofern Wirkung 
gezeigt hat, als Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel uns jetzt geschrieben hat, 
dass die zwingende Vorgabe einer Sicherheitsüberprüfung, wie sie beispielsweise 
auch bei Flughafenbeschäftigten erforderlich ist, in die Gewerbeordnung für Beschäf-
tigte in Einrichtungen für Asylbewerber bzw. Flüchtlinge übernommen werden soll. 

Weiterhin möchte ich sagen, Herr Herrmann: Sie hatten angemahnt, dass es hier 
und heute keinen Bericht zum Flüchtlingsgipfel gibt, so wie es im Integrationsaus-
schuss der Fall war. Weil alle Fraktionen beteiligt waren an diesem Flüchtlingsgipfel 
beteiligt waren, gehe ich einmal davon aus, dass die entsprechenden Informationen 
auch alle in die Fraktionen hineingetragen wurden. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 83 - APr 16/690 

Innenausschuss 23.10.2014 
47. Sitzung (öffentlich) Sm 
 
 
Dieser Gipfel geschah zwar auf Einladung der Ministerpräsidentin, aber es war kein 
Gipfel der Landesregierung, sondern – so habe ich das zumindest empfunden – des 
gesamten Parlamentes. Insofern haben wir jetzt keinen Bericht abgegeben. Die Ta-
gesordnung sah das auch nicht vor. Wenn Sie es wünschen, können wir das noch 
nachholen, aber ich bin mir sicher, dass fast alle Beteiligten über die Inhalte dieses 
Flüchtlingsgipfels informiert gewesen sind. 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Ich weiß es ja auch!) 

Dann haben Sie die zentrale Versorgung der Asylbewerber bzw. Flüchtlinge in 
Herford und Detmold kritisiert. Ich mache einmal darauf aufmerksam, was die Aufga-
be von Landeseinrichtungen ist: die Gesundheitsuntersuchung und die Registrierung. 
Die Menschen sollen dort zur Ruhe kommen und dann zum geeigneten Zeitpunkt auf 
andere Bundesländer – weil immer noch mehr Flüchtlinge zu uns kommen, als wir 
nach dem Königsteiner Schlüssel aufnehmen müssen – oder in die Gemeinden ver-
teilt werden. 

Es gehört zum Charakter einer solchen Einrichtung, dass dort immer eine zentrale 
Versorgung stattfindet. Die Menschen wären, glaube ich, völlig überfordert, wenn sie 
gerade deutschen Boden betreten haben, dann einen Einkaufsschein von Aldi oder 
Lidl bekommen und sich dann selbst versorgen sollten.  

Die zentrale Versorgung ist also erforderlich. Sie ist ja nicht auf Dauer angelegt. 
Wenn die Flüchtlinge dann in den Gemeinden angekommen sind, gibt es dort sehr 
unterschiedliche Verfahrensweisen, entweder Flüchtlinge und Asylbewerber in Woh-
nungen unterzubringen oder auch in Sammelunterkünften. 

Zur Notfallplanung, Herr Stamp. Was die medizinische Seite anbelangt, kann gleich 
der Staatssekretär noch etwas ausführen. Wenn man es aber allgemein fasst: Es 
gibt Hilferufe und Anfragen aus anderen Bundesländern, ob wir nicht noch Flüchtlin-
ge von ihnen aufnehmen können. So viel zum Stand der Notfallplanung in anderen 
Bundesländern. 

Die Zahlen sind immens gestiegen, gegenüber dem letzten Jahr um 80 % bis 90 %, 
sodass faktisch in keinem Bundesland mehr Reserven bestehen, übrigens auch bei 
uns nicht. Wir müssen dringend versuchen, die 1.800 zusätzlichen Plätze, die wir bis 
Ende November angekündigt haben, in die Realität umzusetzen. Bei allen Schwie-
rigkeiten, die im Einzelnen vor Ort oder auch im politischen Raum bestehen, müssen 
wir irgendwie versuchen, das hinzubekommen.  

Das sind aber sekundäre Probleme. Primäre Probleme bestehen in der Verfügbarkeit 
von Immobilien, deren Bausubstanz, deren Baurecht, deren Brandschutz etc. Es ist 
schwierig, das, was wir sozusagen in der Pipeline haben, Zug um Zug und pünktlich 
umsetzen zu können. Wir sind dabei, das mit allem, was möglich ist, voranzutreiben. 

Dann war da noch die Frage, ob ich mit der Arbeit der Bezirksregierung Arnsberg in 
der Vergangenheit unzufrieden gewesen sei. Angesichts derartig dramatisch stei-
gender Flüchtlingszahlen müssen wir die Arbeit auf mehrere Schultern verteilen. 
Deshalb ist auch der Erlass aus meinem Hause gegangen, dass noch zwei weitere 
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Bezirksregierungen – insbesondere was die Akquise von Flüchtlingseinrichtungen 
angeht – Arnsberg zusätzlich unterstützen. 

Für den Rest der Fragen bitte ich den Staatssekretär um Antwort. 

Staatssekretär Bernhard Nebe (MIK): Herr Vorsitzender, meine Damen und Her-
ren! Zunächst, Herr Herrmann, Sie haben recht: Wir haben uns bei der Beantwortung 
auf den Kern Ihrer Frage beschränkt. Ich will versuchen, dass wir die von Ihnen auf 
der zweiten Seite gestellten Fragen, insbesondere die, die sich mit Standards be-
schäftigen, bis zur nächsten Sitzung in dem Bericht integrieren. Daran knüpft Ihre 
Frage nach der Taskforce und den Standards, an denen sie sich orientieren kann. 
Das würde ich gerne ebenfalls in dem Bericht mitbeantworten.  

Wenn Sie die Tätigkeit der Taskforce mit im Blick haben, möchte ich noch sagen – 
ich habe es in der Sondersitzung bereits ausgeführt –: Die Bezirksregierung Arns-
berg hat sich in unserem Auftrag mit den Betreuungsverbänden und den Unterneh-
men, die unsere Einrichtungen betreiben und die die Betreuung der Asylbewerber 
vor Ort sicherstellen, zusammengesetzt und in Fortschreibung der seinerzeit in 
Schöppingen und Hemer ausgeschriebenen und im Leistungsverzeichnis festge-
schriebenen Qualitätsstandards einen Standardkatalog formuliert. 

Ein Teil davon ist beschreibend in den Bericht eingeflossen, den wir dem Innenaus-
schuss auf dessen Anforderung hin vorgelegt haben. Wir werden in Beantwortung Ih-
rer Frage oder generell – weil mehrfach in diesem Ausschuss nachgefragt worden ist 
– sicher für die nächste Sitzung das Thema „Standards“ etwas breiter darstellen. Da-
ran kann man auch sehen, an welchen Stellen – vom Personalschlüssel bis zu Hygi-
enevorschriften und der Realisierung von Vorgaben zur Essensplanung – vor Ort 
durch die Taskforce kontrolliert werden soll und muss . 

Die Taskforce setzt sich zusammen aus Mitarbeitern der Bezirksregierung Arnsberg, 
aus zehn Personen, die zum Teil vor Ort sitzen und die zum Teil die Einrichtungen 
bereisen, um dort eine Prüfung vorzunehmen. Eine der Festlegungen aus dem 
Flüchtlingsgipfel ist, dass wir diese Taskforce erweitern und das Angebot an die 
NGO-Szene formulieren, dass zwei oder drei Personen aus diesem Kreis die Über-
prüfung von Standards und konkret den Ablauf und den Zustand in den Einrichtun-
gen parallel begleiten. Wir wissen, dass das sicherlich ein höheres Maß an öffentli-
chem Vertrauen herstellt. 

Herr Lohn, ich weiß, dass Sie gestern in der Einrichtung gewesen sind. Ich wusste 
auch vorher – da wir zwei Tage zuvor die Kapazität trotz der schon vorher vorhande-
nen Überbelegung noch einmal erhöhen mussten –, dass Sie dort einen Zustand 
vorgefunden haben, mit dem wir selbst auch nicht zufrieden sind.  

Das Datum vom 15. Oktober 2014 ist Grundlage für die Daten in unserem schriftli-
chen Bericht. Wir haben einen Tag später oder am Nachmittag desselben Tags die 
Belegung noch einmal um 150 Plätze erhöhen müssen. Das ist tatsächlich – wie wir 
es mehrfach betont haben – ein Übergangsbetrieb, ein Notbetrieb, eine Mangelver-
waltung. Wir können all die Formulierungen, die wir in der Vergangenheit hierfür be-
nutzt haben, als Etikett anheften. Das ist so. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 85 - APr 16/690 

Innenausschuss 23.10.2014 
47. Sitzung (öffentlich) Sm 
 
 
Ich bin sehr davon angetan, dass die Organisationen, die sich professionell mit der 
Unterbringung dort beschäftigen, unter diesen schwierigen Bedingungen das Ganze 
überhaupt stemmen. Natürlich weiß ich auch, dass da eine Menge an zusätzlichem, 
zum Teil ehrenamtlichem Engagement einfließt. Das ist ausgesprochen bemerkens-
wert.  

Sie sagen, wir sollten den aktuellen Stand nehmen, Herr Lohn. Ich kann aber immer 
nur den letzten Zahlenstand nehmen, bevor wir die Vorlage an den Landtag schicken 
müssen. 

(Werner Lohn [CDU]: Ich habe auch keinen Vorwurf formuliert!) 

Das war der allerletzte Stand, den wir in der schriftlichen Form nehmen konnten. 

Ich kann auch – der Minister hat es schon pauschaler formuliert – sagen: Es ist doch 
selbstverständlich – und das haben wir auch diskutiert, bevor wir die Ereignisse aus 
dem September oder von Ende August gekannt haben –, dass wir angesichts derart 
steigender Flüchtlingszahlen und der Herausforderungen für die öffentliche Verwal-
tung die Organisationsstrukturen, Prozesse, Abläufe, Verantwortlichkeiten zwischen 
der obersten Landesbehörde, dem Ministerium für Inneres und Kommunales, und 
den Bezirksregierungen genau anschauen müssen. 

Eine der recht schnell vollzogenen Entscheidungen war zunächst in Gesprächen 
vorzubereiten, damit nicht der Eindruck entstehen würde, wir wollten irgendjeman-
dem den Schwarzen Peter zuschieben. Es ging darum, eine gleichmäßigere Lasten-
verteilung hinzubekommen. 

Ich sehe das so wie viele andere: Die Unwucht, die Asymmetrie, die in der regiona-
len Verteilung zwischen Rheinland und Westfalen besteht, ist zu beseitigen, auch 
durch originär zuständige Bezirksregierungen, die nicht nur Arnsberg unterstützen, 
sondern eine eigene originäre Zuständigkeit haben. Das haben wir durch Erlass ge-
regelt, und das werden wir durch Änderungen der Zuständigkeitsverordnung an-
schließend noch einmal festschreiben. 

Ich betone zudem: Das ist nicht das Ende unserer Überlegungen. Wir stehen in 
Strukturdiskussionen, wir schauen uns die Abläufe an, um zu überprüfen, ob im 
sonstigen System der Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen weitere Opti-
mierungen im System möglich sind. 

In der Tat habe ich in der Sondersitzung gesagt: Das mit den Notunterkünften muss 
klar formuliert sein. Ich habe allerdings von drei Monaten gesprochen, nicht von zwei; 
aber darauf kommt es im Kern nicht an. 

Das ist auch eines der Ergebnisse der Gespräche der Bezirksregierung Arnsberg mit 
den Betreuungsorganisationen. Einige Organisationen, die auch auf dem Flücht-
lingsgipfel waren, haben sehr deutlich gesagt: Es ist für uns ein schlechter Zustand, 
wenn wir zuerst gesagt bekommen: „Das ist eine Einrichtung für 250 Personen, und 
die soll drei Monate laufen“, und dann sind es auf einmal 450 Personen bei sechs 
Monaten und dann zwölf Monate, und dann ist auf einmal doch von drei oder vier 
Jahren die Rede. Wir können nicht mit unserem Personal disponieren, wir können 
auch sonst nicht disponieren.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 86 - APr 16/690 

Innenausschuss 23.10.2014 
47. Sitzung (öffentlich) Sm 
 
 
Diesen Zustand haben wir bislang gehabt, das ist richtig. Es ist natürlich einfacher, 
so vorzugehen, um den ersten Schritt hinzubekommen und so möglichen lokalen 
kommunalen Widerständen zu begegnen. Aber auf Dauer verspielt man Vertrauen in 
der lokalen Szene, bei lokalen Verantwortungsträgern, aber auch in der Bevölkerung. 
Es ist für die Unterbringung von Flüchtlingen letztlich kein wirklich leistungsfähiges 
System, das da installiert wird. 

Deshalb sagen wir – und das ist eine der Vereinbarungen –: Wenn eine neue Ein-
richtung an irgendeiner Stelle installiert wird, dann darf dieser unklare Zustand, wie 
lange sich das jetzt wohl entwickeln wird, wie die Kapazitäten aussehen und in wel-
cher Weise die Standards der Unterbringung an diesem Platz möglich sind, auch in 
Notunterkünften, nicht so lange dauern. 

Das darf drei Monate lang so gehen, aber danach muss klar beantwortet werden: 
Bleiben wir bei dem Zustand „Notunterkunft“? Für wie lange? Mit welchem Standard? 
Mit welchen Konsequenzen? Auf diese Art und Weise soll Planungssicherheit erlangt 
werden. 

Das war die Aussage, die ich versucht habe, in der Sondersitzung zu formulieren. 

Zu der Frage nach der Problematik mit den allein reisenden, zumeist jungen Män-
nern, in vielen Fällen aus Nordafrika, ist, glaube ich, hinreichend ausgeführt worden. 
Ja, es gibt Klagen. Ich selbst habe bereits einige Telefonate geführt, auch mit Stand-
ortkommunen, mit Bürgermeistern und anderen Politikern.  

Das wird mir auch aus Kreisen des Landtags so zugetragen. Es gibt entsprechende 
Schreiben in unser Haus. Es gibt einen Bericht der Bezirksregierung Arnsberg von 
dieser Woche, der das Problem deutlich benennt.  

Ich finde, wir sollten hierauf zweigleisig reagieren. Es ist sicher klug und richtig, die 
Anregung aufzugreifen, dass man interfraktionell hierüber spricht, wie man damit 
umgehen kann, ob es einen Spielraum gibt von besserer Betreuung bis hin zu mögli-
chen Repressionen – das Stichwort ist gefallen. Darüber kann man reden. Aber man 
kann es sich auch nicht so leicht machen mit dem Ganzen. Ich kann die Leute nicht 
einfach aussortieren und wegsperren.  

Der nächste Punkt ist: Vor Ort werden Störungen in der öffentlichen Ordnung wahr-
genommen. In der Tat ist das – auch aus unserer Sicht – kein Problem, das man auf 
die leichte Schulter nehmen kann. Wir dürfen nicht die Akzeptanz und Zustimmung 
der Bevölkerung in den Standortkommunen, wo sich am Anfang alle positiv geäußert 
haben, auf die Dauer riskieren – und diese Hinweise bekommen wir.  

Wenn wir hier ein Risiko eingehen, wenn die öffentliche Wahrnehmung kippt, wenn 
Angstgefühle da sind, selbst wenn die reale Situation der Kriminalitätsentwicklung 
das nicht rechtfertigt – das ist ein Alarmsignal, und das wollen wir aufgreifen. Dies 
geschieht auch dadurch, dass der Minister im November beabsichtigt – er hat es 
eben nicht gesagt, ich sage es trotzdem –, mit den Bürgermeistern der Standort-
kommunen ein Gespräch zu führen, um auch über diese Fragen zu reden. 
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Das lässt sich nicht leicht einfach durch vermehrte Polizeipräsenz lösen. Aber wir 
wollen auf diesem Auge nicht blind sein. Das wollen wir uns alle nicht vorhalten las-
sen. 

Dann haben Sie das Problem beschrieben, dass in Rüthen und Wickede-Wimbern, – 
ich sage aber, das gibt es auch in anderen Einrichtungen –, nicht registrierte Asylbe-
werber dort in Einrichtungen leben, zum Teil auch nicht geröntgte, in wenigen Fällen 
auch nicht geimpfte Asylbewerber.  

Zum Thema „Impfen“ gibt es eine klare Erlasslage, die wir sukzessive umsetzen. 
Beim Thema „Röntgen“ haben wir Nachholbedarf. Wir verschieben die Flüchtlinge 
aber nicht in die Städte, wir halten sie in den Einrichtungen. Das gilt auch in fast allen 
Fällen für die Nichtregistrierten. Die sind in unseren Landeseinrichtungen, die sind 
nicht in den Kommunen. 

Das Problem für uns besteht darin, dass sie unsere Kapazität blockieren. Deshalb 
arbeiten wir im Sinne von – Entschuldigung für das technische Wort – „Abflussma-
nagement“, also das System der Verteilung von Personen, die eigentlich die Voraus-
setzungen hätten, auf die Kommunen weiterverteilt zu werden, die unnötig lange in 
den Aufnahmeeinrichtungen festgehalten werden, weil sie einfach noch nicht regis-
triert sind. 

Das ist eine Tätigkeit, die in der Erstaufnahmeeinrichtung geschehen muss. Dort-
mund, Bielefeld und Köln schaffen das zum Teil nicht schnell genug; sie verfügen 
nicht über die Unterbringungskapazität, um sie länger dort zu halten, und geben sie 
deshalb in die Einrichtungen. Letztlich haben wir das in Wickede-Wimbern, in Rüthen 
und in anderen Einrichtungen. 

Wir werden jetzt versuchen, dieses Problem schnell zu lösen, das geht hin bis zu zu-
sätzlichem Personal in mobilen Teams. Das Land kann gar nicht so viele Neueinrich-
tungen schaffen, wie sie nötig wären. Wenn man ein Drittel der Kapazität einer Ein-
richtung – bei anderen ein Fünftel – schlicht deshalb vorhalten muss, weil die Perso-
nen nicht registriert sind, dann ist das nicht tragbar.  

Das Registrieren ist ja nicht gerade eine Tätigkeit, die eines siebzehnsemestrigen 
Studiums bedarf. So etwas kann man nach einer Einweisung machen. So etwas 
könnte auch ich lernen. Wenn ich einmal Zeit habe, mache ich das vielleicht auch. 
Aber andere müssen es tun, die es bislang vielleicht noch nicht gemacht haben. Wir 
werden da massiv etwas tun müssen. 

Zum Thema „Röntgen“. Wir suchen nach einer Möglichkeit, die Röntgenkapazität zu 
steigern. Wir stehen mit anderen Bundesländern im Wettbewerb um andere externe 
Kapazitäten, die man möglicherweise kurzfristig aktivieren könnte. Die Situation ist 
nicht nur bei uns so, sie ist in einer ganzen Reihe von Flächenbundesländern genau-
so. Das merkt man immer dann, wenn man fragt, ob man nicht irgendwo – vom 
THW, von der Bundeswehr, woher auch immer – technische Gerätschaften bekom-
men kann. Dann merkt man, dass es da durchaus Konkurrenz gibt. 

Zur Notfallplanung. In der Tat, ein Teil der Notfallplanung ist Kapazitätsplanung. Aber 
Sie haben natürlich recht: Das ist nicht alles. Wenn Sie bisher bei mir wahrgenom-
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men hätten, dass ich mich diesem Thema verweigerte, dann täte mir das leid. Das 
habe ich nicht zum Ausdruck bringen wollen. 

Es ist richtig, dass wir bislang keine Notfallplanung haben. Es ist auch unsere Auf-
fassung, dass wir insbesondere im Bereich „Gesundheit“ – wir haben mit dem Erlass 
zum Thema „Impfen“ begonnen – in Federführung durch das Gesundheitsministeri-
um, aber letztlich in Umsetzung durch uns sehr klare Regelungen, Standards und 
auch für Notfallsituationen klare Zuständigkeitsregelungen haben müssen: Wer 
macht was, wenn das und das eintritt? So etwas muss klar sein. Da kann man nicht 
anfangen zu zaubern, wenn auf einmal die besagte Situation eintritt. Da stimme ich 
Ihnen ausdrücklich zu. 

Zu den Themen „Quarantäne“ und „Impfen“ liegen solche Regelungen vor. Notfall-
planung heißt für mich aber auch noch mehr: nämlich auch Kapazitätsplanung für ei-
ne Notfallsituation. Ich habe mit offenen Augen gesehen, dass in einem anderen 
großen Bundesland, das sehr stolz auf seine staatliche Verwaltung ist, gerade solche 
Überlegungen angestellt werden. Ich bin mit dem zuständigen Kollegen dort – ich re-
de von Bayern – im Gespräch. 

Ich denke, dass wir Ihnen in nicht allzu langer Zeit Vollzug melden und Ihnen sagen 
können, was wir uns unter Notfallplanung vorstellen. Wir als Haus, auch das Kabi-
nett, haben entsprechende Beschlüsse gefasst. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Herr Minister Jäger hat vorhin im Zusammenhang mit 
Detmold und Herford gemeint, ich hätte etwas gegen die zentrale Versorgung an 
sich. Das war ein Missverständnis; denn das ist ja die einzige Versorgungsform, die 
vorhanden ist, und sie funktioniert. Was ich angemerkt hatte, war das Fehlen jegli-
cher Betreuung und Beratung.  

Ein zusammenfassender Punkt, weil das vorhin vielleicht auch nicht deutlich gewor-
den ist: Bei meinen Besuchen vor Ort habe ich vieles gesehen: die Helfer vor Ort – 
ASB, Johanniter usw. –, die sehr engagiert sind, die Bevölkerung, die sehr interes-
siert ist. Sie leisten eine wunderbare Arbeit.  

Was fehlt, ist der Hintergrund, die psychologische Beratung. Die Menschen sind al-
leine gelassen. Ich sehe auch Ihre Aktivitäten, Herr Staatssekretär, und das Enga-
gement. Die Zeit drängt jedoch, und das geht leider auf Kosten der Flüchtlinge. Wir 
werden da insofern am Ball bleiben und die Fortschritte immer wieder einfordern, 
weil das dringend notwendig ist. 

Monika Düker (GRÜNE): Ich möchte noch einmal auf die Problematik eingehen, die 
Herr Lohn angesprochen hat, und ein wenig nachhaken, was die Probleme des Zu-
sammenlebens in überfüllten Einrichtungen mit durchaus schwierigen Zielgruppen 
anbelangt. 

Ich stimme zu, man sollte jetzt nicht so tun, als sei da alles in Ordnung. Es ist wichtig, 
genau hinzuschauen. Ich habe aus Burbach von meinem eigenen Ortsverband einen 
Bericht vorliegen, der mich ein wenig besorgt macht. In der Kaserne dort sind 800 
Menschen untergebracht, und die halten sich nicht immer an die Spielregeln. 
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Der Staatssekretär hat vorhin in einem Halbsatz gesagt: Mehr Polizei hilft auch nicht. 
– Da stimme ich im Grundsatz zu. Diesen Halbsatz möchte ich aber gerne ergänzen. 
Ich glaube, dass wir an den Standorten, wo diese Probleme entstehen, durchaus ei-
ne höhere Polizeipräsenz brauchen.  

(Minister Ralf Jäger [MIK]: Machen wir auch!) 

An Standorten wie jetzt Burbach kommen die Einsatzkräfte nicht nur dreimal in der 
Woche und fahren kurz vorbei. Man kann oder sollte das auch nicht einem Wach-
dienst überlassen. Meine Frage: Wie wird denn eine höhere Polizeipräsenz gewähr-
leistet, wie läuft das intern? Wie wird das an den Standorten geregelt? 

Wir brauchen diese Präsenz – das sage ich bewusst aus meinem Blickwinkel – auch, 
um genau solchen Problemen, die in der Bevölkerung entstehen könnten, vorzubeu-
gen. Hier kann die Polizei direkt professionell einschreiten.  

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Nur, wenn auch ein Psychologe da ist!) 

Das sind nicht immer die ganz großen Delikte, aber das ist ein erhöhtes Aufkommen 
von Ladendiebstählen oder Ähnliches, es sind diese Delikte ... 

(Frank Herrmann [PIRATEN] schüttelt mit dem Kopf) 

– Herr Herrmann, was schütteln Sie mit dem Kopf? Das müssen Sie schon zur 
Kenntnis nehmen. 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Ja, es sind Delikte da!) 

Wir müssen zusehen, dass wir in der Bevölkerung Akzeptanz schaffen. Das errei-
chen wir, wenn wir bei diesen Problemen als Staat handlungsfähig sind. Deshalb 
meine Frage: Wie sieht das Einsatzkonzept der Polizei an den Standorten aus? 

Dann noch einmal zum Thema „Standards“, nur damit ich es richtig verstehe, Herr 
Nebe, denn wir werden immer wieder danach gefragt. Ich habe Sie so verstanden, 
dann man nach diesen Vorkommnissen zusammen mit allen Betreibern diese Drei-
Monats-Frist gesetzt und gesagt hat: Nach Ablauf von drei Monaten ist das nicht 
mehr eine vorübergehende Geschichte.  

Dann gibt es eine Verständigung über Standards, die von den Betreibern einzuhalten 
sind. Sind das dann diese Standards aus dem Leistungskatalog, oder wie kann man 
die beschreiben? Was ist da vereinbart worden, was nach drei Monaten eingehalten 
wird? Wenn Sie das noch einmal kurz erläutern könnten, damit man sich darunter 
etwas vorstellen kann? Denn danach werden wir immer gefragt: Was kontrolliert 
denn überhaupt die Taskforce?  

Letzte Frage. Die Piraten weisen bei ihrer Antragstellung wieder auf den Acht-
Punkte-Plan hin; davon ist immer wieder die Rede. Ich selbst habe nur sieben Punk-
te als Sofortmaßnahmen der Bezirksregierung gefunden. Dann hat ein oder zwei Ta-
ge später das Innenministerium das Ganze noch einmal ergänzt um die Punkte „Si-
cherheitsüberprüfung“, „LKA-Ermittlungen“ und „Taskforce“. Das macht für mich – 
sieben plus drei – zehn Maßnahmen. 
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Kann man da vielleicht mal eine genaue Ansage bekommen? Ich sehe das so, dass 
wir einen Zehn-Punkte-Plan über Sofortmaßnahmen haben. Habe ich da recht? Nur 
um die Verwirrung etwas aufzuklären. 

Werner Lohn (CDU): Angesichts der fortgeschrittenen Stunde erspare ich es Ihnen 
und mir, auf die Vorwürfe von Herrn Herrmann einzugehen. Das lohnt sich, glaube 
ich, nicht. 

Aber meine Fragen möchte ich schon beantwortet haben, vor allen Dingen zu den 
Vorfällen vom 17. August 2014 in Burbach. Da hatte ich vorhin eine konkrete Frage 
gestellt. 

Dann hat der Minister ausgeführt, dass die Beschlüsse der Innenministerkonferenz 
durch Bundeswirtschaftsminister Gabriel teilweise per Gesetzesänderung angegan-
gen werden, aber auf die konkrete Frage danach, was die Länder im Zusammen-
hang mit der Auftragsvergabe an private Sicherheitsunternehmen unternehmen soll-
ten, um die Zuverlässigkeit besonders zu prüfen, sind Sie nicht eingegangen. 

(Zuruf von StS Bernhard Nebel [MIK]) 

– Habe ich nicht gehört. Ist alles so geblieben, wie es war? 

Dann habe ich noch die abschließende Frage zu den Perspektiven für die Notunter-
künfte. Herr Nebel, Sie haben gesagt, Sie hätten von drei Monaten gesprochen, und 
da müssten wir uns nicht auf einen Tag oder eine Woche festlegen. Aber wenn Sie 
jetzt sagen: „Nach drei Monaten bekommen die eine Information, wie es weitergehen 
soll“, dann muss ich erwidern: Das haben Sie definitiv anders gesagt. 

Sie haben gesagt: Eine Notunterkunft ist durch die Kürze der Aufenthaltsdauer ge-
kennzeichnet, und die ist nach Ablauf von drei Monaten beendet. – Ich finde es gut, 
dass der Minister die Bürgermeister der Kommunen zum Gespräch einlädt; aber ich 
finde es ganz wichtig, auch für die Akzeptanz vor Ort, dass auch schon jetzt Informa-
tionen gegeben werden, wo es denn weitergeht und wo es nicht weitergeht, damit 
man sich darauf einstellen kann. 

Vorletzte Bitte: Der Bericht der Bezirksregierung Arnsberg zu den sogenannten 
„Problemfällen“ – ich glaube, der ist von Interesse für alle Ausschussmitglieder. Ich 
würde bitten, dass man uns diesen Bericht – gegebenenfalls unter Schwärzung von 
Namen oder relevanten Daten – zur Verfügung stellt. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Zum Thema „Polizeipräsenz“. Ich glaube, dass von ei-
ner reduzierten Anzahl von Einsatzkräften nur im Fußball die Rede sein kann. An-
sonsten gehe ich davon aus, dass überall im Land, wenn Ladendiebstähle begangen 
werden, die Polizei handlungsfähig ist, das heißt, auch in der Nähe von Flüchtlings-
unterkünften. Eine Verstärkung von Polizeikräften im Umfeld der Flüchtlingsunter-
bringung fände ich überhaupt nicht sinnvoll. 

(Zuruf von Monika Düker [GRÜNE]) 
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Das wäre in meinen Augen eine Stigmatisierung. Es wäre im Gegenzug wichtig, si-
cherzustellen, dass Psychologen vor Ort sind und sich um solche Fälle kümmern, 
und dass vor allen Dingen immer auf den Einzelfall geschaut wird. Denn keiner wird 
als Straftäter geboren. Da muss man ganz genau hinsehen und Hilfe leisten. 

Wenn jedoch ein Ladendiebstahl begangen wird – egal von wem –, gehe ich davon 
aus, dass in ganz Nordrhein-Westfalen die Polizei rechtzeitig mit ausreichenden 
Kräften zur Stelle ist. 

Vorsitzender Daniel Sieveke: Ich habe mich als Redner auf die Liste gesetzt, weil 
ich mit einer solchen Wortmeldung gerechnet hatte, Herr Herrmann. Es geht nicht 
darum, irgendwelche Repressalien auszuüben. Vielmehr geht es darum, Empfin-
dungslagen in der Bevölkerung ernst zu nehmen und nicht etwas kippen zu lassen. 

Und wie reagieren Sie darauf? Sie haben vorhin den Einwurf gebracht: Da müssen 
mehr Psychologen vorhanden sein. – Uns allen ist doch bewusst, dass in den Ein-
richtungen alles möglichst so bereitgestellt werden muss, dass diejenigen, die den 
schlimmsten Kriegstraumata entwichen sind, entsprechend wahrgenommen und be-
treut werden. Aber in der Bevölkerung muss auch eine Akzeptanz da sein. 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Dann muss man aufklären und nicht 
die Polizei hinschicken!) 

Und wenn jemand – egal wo er herkommt – in den Einrichtungen eine Frau belästigt, 
dann muss da auch eingeschritten werden können. 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Natürlich!) 

Das können die Kräfte vor Ort aber nicht.  

Letztendlich ist das auch eine wichtige Aufgabe. Sie haben eben als Einwand ge-
bracht, die kämen aus anderen Ländern und hätten vielleicht andere Gebräuche und 
Sitten. Das kann aber doch nicht die Grundlage dafür sein, wenn jemand eine Frau 
belästigt. 

(Zuruf von Dirk Schatz [PIRATEN]) 

– Herr Schatz, Sie müssen nicht überall immer ... aber können Sie ruhig machen. 

(Dirk Schatz [PIRATEN]: Das hat er aber gar nicht gesagt!) 

– Ich weiß, was ich höre; Sie wissen, was andere sagen. Das ist immer ein gutes Zu-
sammenspiel. 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Straftaten sind grundsätzlich nicht ak-
zeptabel!) 

Falk Heinrichs (SPD): Jetzt muss ich zu diesen Vorfällen noch etwas sagen, denn 
ich komme aus dem Ort Burbach. Ich bin dort wohnhaft, und auch für mich ist es ein 
Schock gewesen, was in der ehemaligen Kaserne passiert ist. Dafür habe ich keiner-
lei Verständnis. Das wird auch so in der Öffentlichkeit geteilt. 
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Was in Burbach jedoch nicht geteilt wird: Es gibt ein subjektives Sicherheitsempfin-
den und ein objektives. Das subjektive Sicherheitsempfinden ist ganz einfach: Die 
Ortschaft Burbach, die im Kernort von 4.500 Menschen bewohnt wird, hat auf einmal 
800 Flüchtlinge dort oben in dieser Einrichtung. Jetzt kann man sich vorstellen: Wenn 
800 neue Mitbürger in einer kleinen Ortschaft wie Burbach auftauchen, dann ändert 
sich das Verhalten untereinander ein wenig. 

Deswegen sage ich im Zusammenhang mit dem subjektiven Sicherheitsgefühl: Es ist 
dort auch zu Ladendiebstählen gekommen, aber das muss man nicht dramatisieren. 
Die Ladendiebstähle – ich bin im Polizeibeirat, deshalb kenne ich die Zahlen genau – 
betrafen Gegenstände mit einem Wert von unter 15 €, also im Grunde Dinge, den 
täglichen Bedarf betreffend. 

Aber die Oma, die ältere Frau und der ältere Mann in Burbach, die sich auf einer Be-
erdigung befinden, haben natürlich kein Verständnis dafür, wenn irgendwelche Be-
soffene – das sage ich ganz bewusst – tagsüber eine Beerdigung stören. Dann ist 
das ein Gefühl, von dem die Mitbürger vor Ort sagen: Die haben sich auch ein biss-
chen an unsere Gewohnheiten zu halten. 

Deswegen finde ich es wichtig, dass man im Vorfeld miteinander spricht. 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Genau!) 

Jetzt komme ich zur Polizei und damit zum objektiven Sicherheitsgefühl. Die Polizei 
ist vor Ort. Das ist, wie ich finde, in Siegen-Wittgenstein gut gemacht worden, indem 
eine Hundertschaft aus Köln die örtliche Polizei jeden Tag vor Ort unterstützt. Allein 
das Gefühl für die Menschen, für die Burbacher Bevölkerung, dass sie nicht allein 
gelassen werden, ist wichtig.  

Deshalb muss ich Ihnen da ein bisschen widersprechen, Herr Herrmann, wenn Sie 
sagen, die Polizei vor Ort sei nicht ganz so wichtig und man solle das den Sicher-
heitsdiensten überlassen. Das können wir nicht machen. 

Deswegen bin ich dankbar für die örtliche Polizeipräsenz. Als Burbacher kann ich nur 
sagen: Wir schämen uns dafür, was in dieser Kaserne passiert ist. Aber dennoch 
möchten die Burbacher behandelt werden wie jeder andere. Sie sind nämlich offen 
für alle Kulturen. Das sehen Sie auch am Spendenaufkommen für die Kaserne dort 
oben.  

Das wollte ich daher kurz klarstellen, damit die Burbacher nicht in ein falsches Licht 
gestellt werden. 

Staatssekretär Bernhard Nebe (MIK): Ich möchte nur noch ganz kurz ergänzen. Zu 
den Standards: Ich möchte es lieber dem angekündigten schriftlichen Bericht vorbe-
halten, dies im Detail darzulegen, sonst machen wir hier noch ein neues Thema auf, 
über das wir länger miteinander beraten müssten. Wenn das im schriftlichen Bericht 
vorliegt, haben Sie eine Grundlage, und dann können wir in der nächsten Sitzung 
darüber sprechen. 
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Ich bitte allerdings um Nachsicht, dass ich Schriftverkehre innerhalb der Landesre-
gierung – in diesem Fall mit der Bezirksregierung Arnsberg –, die unserer Meinungs-
bildung dienen, nicht weiterreiche. 

Wir werden Sie darüber informieren, wenn wir der Auffassung sind, dass da etwas zu 
berichten ist. Wir haben Ihnen jetzt mündlich einen Hinweis gegeben; das ist der 
Vollständigkeit halber erforderlich. Wir werden den internen Schriftverkehr innerhalb 
der Landesregierung nicht öffentlich machen. 

MDgt Wolfgang Düren (MIK): Ich beantworte die Fragen, die von Frau Abgeordne-
ter Düker und von Herrn Abgeordneten Lohn gestellt worden sind. Zur Frage der Si-
cherheitslage vor Ort, insbesondere im Kreis Siegen, habe ich in der letzten Sitzung 
in der vergangen Woche am Rande der Sondersitzung vorgetragen, dass wir ein 
verstärktes Einsatzaufkommen an den beiden Standorten hatten, in Burbach deutlich 
höher ausgeprägt als in Bad Berleburg. 

An beiden Standorten hat die Kreispolizeibehörde Siegen-Wittgenstein den Wach-
dienst verstärkt, mit der Folge, dass jetzt rund um die Uhr zwei Streifenwagen für 
beide Standorte jederzeit verfügbar sind. Darüber hinaus haben wir Kontingentstun-
den der Bereitschaftspolizei zur Verfügung gestellt. 

Von daher: Die Polizei ist hinreichend personell verstärkt, was nichts daran ändert – 
und das habe ich auch in der vergangenen Woche berichtet –, dass es eine Häufung 
von von außen veranlassten Einsätzen gegeben hat, auch von Straftaten der ver-
schiedensten Art und Güte, Eigentumsdelikten usw. Das ist im Einzelnen schon an-
gesprochen worden. 

Ich komme auf die von Herrn Abgeordneten Lohn angesprochene WE-Meldung vom 
14. August 2014 zurück. Durch eine glückliche Fügung habe ich sie rein zufällig vor 
mir liegen. Ich möchte weitere Missverständnisse gleich im Vorfeld vollständig aus-
räumen. In der WE-Meldung, die eben am 14. August 2014 abgesetzt wurde – das 
Ereignis fand in der Nacht vom 14. auf den 15. August statt –, heißt es – ich zitiere –: 

In der Notaufnahmeeinrichtung des Landes in Burbach kam es zu Streitigkeiten zwi-
schen 20 alkoholisierten nordafrikanischen Bewohnern (Algerier, Marokkaner, Tune-
sier). Auslöser waren beleidigende Äußerungen („Motherfucker“).  

Einer der Bewohner machte diesbezüglich die Security-Kräfte vor Ort auf die Situati-
on und auf die Auseinandersetzung aufmerksam. Die Security ging dann in die dorti-
gen Räumlichkeiten in diesem Gebäude. Aufgrund der aggressiven Grundstimmung 
verließen die Security-Kräfte allerdings das Gebäude wieder, um die Lage nicht wei-
ter eskalieren zu lassen. Sie riefen dann die Polizei, die anschließend diesen Einsatz 
mit zwölf Fahrzeugen durchführte.  

Es gibt in diesem Bericht keinerlei Hinweise auf eskalierendes Verhalten des Sicher-
heitsdienstes – im Gegenteil: Der Sicherheitsdienst hat laut WE-Meldung gar nicht 
erst eingegriffen, um die Situation nicht weiter eskalieren zu lassen, sondern hat die 
Polizei gerufen. Das war richtig; denn für solche Situationen ist sie nicht vorbereitet. 

Ich hoffe, dass diese WE-Meldung damit ausgeräumt ist. – Vielen Dank.  
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Vorsitzender Daniel Sieveke: Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. Somit können wir diesen Tagesordnungspunkt verlassen. 
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6 Beteiligung Minderjähriger aus Nordrhein-Westfalen am Dschihad in Syri-

en und im Irak? (TOP beantragt von der CDU-Fraktion; siehe Anlage) 

Vorlage 16/2283 
– Bericht der Landesregierung  

Verena Schäffer (GRÜNE) merkt an, aus dem Bericht werde deutlich – das gelte 
auch für die Berichterstattung in den letzten Tagen –, dass man mit dem Projekt 
„Wegweiser“ gut fahre. Niedersachsen kopiere dieses Modell bereits. Es sei gut, 
dass das Programm im nächsten Jahr auf weitere Städte ausgedehnt werden solle. 

Sie erbitte sich eine kurze Einschätzung zu dem, was am kommenden Sonntag zu 
erwarten sei im Hinblick auf die Demonstration „Hooligans gegen Salafismus“ in 
Köln. Im Grunde passe das nicht zum aufgerufenen Tagesordnungspunkt, aber es 
sei durchaus relevant für den Ausschuss.  

Sie würde es begrüßen, wenn eine Einschätzung erfolgen könne, wer sich hinter die-
ser Gruppierung verberge. Die Demonstration sei von „pro NRW“ angemeldet wor-
den. Das Thema müsse demnächst sicher noch ausführlicher diskutiert werden. 

Dr. Joachim Stamp (FDP) teilt die Einschätzung zum Programm „Wegweiser“ nur 
bedingt. In Bonn möge es so sein, wie Frau Schäffer ausgeführt habe, in Düsseldorf 
habe man jedoch andere Erfahrungen gemacht. Es sei zu hoffen, dass das Pro-
gramm irgendwann richtig ans Laufen komme. 

Ihn interessiere, inwiefern ein Aussteigerprogramm angedacht sei. Medienberichten 
zufolge gebe es Minderjährige, die zurückkämen und offenkundig völlig desillusio-
niert seien. Diese hätten sich den Dschihad, vielleicht von Deso Dogg oder anderen 
befeuert, doch etwas anders vorgestellt. Da halte er es für wichtig, auch im Interesse 
der Sicherheit für die verirrten Seelen ein entsprechendes Aussteigerprogramm an-
zubieten. 

MD Burkhard Freier (MIK) führt aus, die Aktion „Hooligans gegen Rechts“ sei 2014 
im Internet bekannt geworden; mittlerweile sei es im Grunde eine virtuelle Organisa-
tion. Darin fänden sich Hooligans, und diese würden nicht vom Verfassungsschutz 
beobachtet. Man wisse aber, dass innerhalb der Hooligan-Szene und innerhalb der 
Szene „Hooligans gegen Rechts“ auch Rechtsextremisten aktiv seien, beispielsweise 
die Partei „Die Rechte“, die NPD, „pro NRW“ und einige Skinheads. 

Das könne ein Hinweis darauf sein, dass diese Gruppe, wenn sie demonstriere, auch 
gewaltbereit sei. Der Verfassungsschutz habe daher in enger Zusammenarbeit mit 
den Staatsschutzdienststellen ein Auge darauf. 

Ein Aussteigerprogramm zum Salafismus existiere bereits, und zwar seit anderthalb 
Jahren. Es gebe ein Telefon, das bedient werde, und zwar von einer Islamwissen-
schaftlerin, die sich um Frauen kümmere, und von einem Islamwissenschaftler, der 
sich um die Männer kümmere. 
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Er verweise auf das Referat Prävention, das nicht nur den Teil „Wegweiser“ bearbei-
te. Das Projekt „Wegweiser“ bearbeite in den Städten insbesondere die Fälle, die 
noch vor der eigentlichen Radikalisierung und vor der Ausreise anzusiedeln seien, 
also die noch leichteren Fälle. 

Für die schwierigeren Fälle – Rückkehrer, die traumatisiert oder desillusioniert seien 
und wieder in die Gesellschaft zurückkehren wollten – sei ein Programm aufgelegt. 
Mittlerweile stünden einige Extremisten und Salafisten in diesem Programm, die 
nach oder während der Rückkehr Hilfe benötigten. Das nehme man selbst vor; im-
merhin verfüge man über entsprechende Erfahrungen mit dem Rechtsextremismus 
und wisse, wie man mit solchen Leuten umgeht. 

Dr. Joachim Stamp (FDP) möchte noch wissen, wie sich das vom Umfang her im 
Verhältnis zum Rechtsextremismus darstelle und wie groß das Programm sei. 

MD Burkhard Freier (MIK) antwortet, im Rechtsextremismus-Programm befänden 
sich derzeit 46 Aussteiger; beim Salafismus-Programm liege die Zahl noch im unte-
ren einstelligen Bereich. 
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7 Polizistin rechtfertigt verspätete Festnahme von Einbrechern (TOP bean-

tragt von der CDU-Fraktion; siehe Anlage) 

Vorlage 16/2298 
– Bericht der Landesregierung 

 – ohne Diskussion –  
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8 Bewerberinnen und Bewerbern mit mittleren Bildungsabschlüssen wieder 

eine Ausbildungsperspektive bei der Polizei eröffnen 

Antrag 
der CDU-Fraktion 
Drucksache 16/4156 
APr 16/525 

Vorlage 16/2292 
 

Der Ausschuss verständigt sich übereinstimmend darauf, 
den Tagesordnungspunkt noch einmal zu schieben. 
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9 Arbeitsverbote für Flüchtlinge abschaffen – Arbeitsmarktzugang sicher-

stellen 

Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/4590 
APr 16/590 

Vorsitzender Daniel Sieveke teilt mit, der federführende Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales warte auf die Voten der mitberatenden Ausschüsse, um ab-
schließen zu können. 

Frank Herrmann (PIRATEN) erläutert zum Inhalt des Antrags, es gehe darum, den 
Flüchtlingen die Teilhabe am öffentlichen Leben zu ermöglichen. Dies wiederum er-
fordere eine Integration in den Arbeitsmarkt. Eine Vorrangprüfung und ein Arbeits-
verbot seien nicht zeitgemäß, zudem ungeeignet und stünden für das Gegenteil einer 
Willkommenskultur. 

Er gehe davon aus, dass die Anhörung von den Anwesenden ausgewertet worden 
sei. In diesem Zusammenhang wolle er auf zwei Zitate hinweisen. 

Der Vertreter der Bundesagentur habe gesagt, dass der Zugang zum Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt eine wesentliche Voraussetzung für Integrationserfolge sei.  

Frau Eichler vom Flüchtlingsrat habe erwähnt: 

„Es reicht weder aus, die Wartefrist auf drei Monate abzusenken oder Ar-
beitsverbote komplett abzuschaffen. Ich wünsche mir, dass dieses Vorha-
ben genutzt wird, die Arbeitsverbote – gerade auch vor dem Hintergrund 
der menschenrechtlichen bzw. völkerrechtlichen Verpflichtungen – zu Be-
ginn komplett abzuschaffen.“ 

Der Antrag der Piraten wolle ebenfalls erreichen, die Arbeitsverbote komplett abzu-
schaffen, indem die Landesregierung aufgefordert werden solle, auf Bundesebene 
tätig zu werden und sich für den Zugang von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern 
und Geduldeten zum Arbeitsmarkt von Anfang an sowie für die komplette Abschaf-
fung der Vorrangprüfung einzusetzen.  

Minister Guntram Schneider habe am Vortag im Integrationsausschuss genau dar-
über gesprochen. Er, Herrmann, halte es für ein gutes Zeichen, wenn die Ausschuss 
vertretenen Fraktionen dem Antrag zustimmen könnten, damit die Landesregierung 
die Unterstützung des Parlaments habe, in dieser Angelegenheit tätig zu werden. 

Monika Düker (GRÜNE) ist der Meinung, die fachliche Debatte gehöre sachlich in 
den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales; es gehe immerhin um Integrati-
on in den Arbeitsmarkt. Daher schlage sie für den Innenausschuss vor, ohne Votum 
abzuschließen. 
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Die CDU-Fraktion sowie die FDP-Fraktion signalisieren Einverständnis mit diesem 
Vorschlag.  

Vorsitzender Daniel Sieveke fragt die antragstellende Piratenfraktion, ob sie auf 
Abstimmung bestehe. – Das sei der Fall. 

Der Antrag Drucksache 16/4590 wird mit den Stimmen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und CDU gegen die Stimmen 
der Piratenfraktion und der FDP-Fraktion abgelehnt. 
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10 Freizügigkeit klug gestalten: Not sehen, wirksam helfen 

Antrag 
der CDU-Fraktion 
Drucksache 16/5490 
APr 16/586 

Vorsitzender Daniel Sieveke informiert, der zu diesem Antrag federführende Integ-
rationsausschuss habe am 18. Juni 2014 eine Anhörung mit dem Innenausschuss 
durchgeführt, in der auch der federführend vom Innenausschuss behandelte Antrag 
zur Bekämpfung von Schlepperbanden – Drucksache 16/5489 – mit enthalten gewe-
sen sei. Der federführende Ausschuss Integrationsausschuss benötige die Voten der 
mitberatenden Ausschüsse, um abschließen zu können. 

Zum Schlepperbanden-Antrag selbst warte der Innenausschuss im Übrigen noch auf 
das Votum des mitberatenden Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und Soziales.  

Theo Kruse (CDU) beantragt, dass der Innenausschuss auf ein Votum verzichte und 
die Abstimmung dem federführenden Ausschuss überlassen solle.  

Der Innenausschuss erklärt übereinstimmend sein Einver-
ständnis, im Innenausschuss auf ein Votum zu verzichten 
und die Abstimmung dem federführenden Ausschuss zu 
überlassen. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 102 - APr 16/690 

Innenausschuss 23.10.2014 
47. Sitzung (öffentlich) Sm 
 
 
11 Ausweitung gebührenpflichtiger Polizeieinsätze prüfen 

Antrag 
der CDU-Fraktion 
Drucksache 16/6356 

Vorsitzender Daniel Sieveke teilt mit, der Antrag sei am 2. Oktober 2014 federfüh-
rend an den Innenausschuss sowie mitberatend an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss überwiesen worden. Heute trete man in die Beratung ein. Vor Abschluss ha-
be man noch das Votum des mitberatenden Ausschusses abzuwarten. 

Theo Kruse (CDU) beantragt die Durchführung eines Sachverständigengesprächs.  

Vorsitzender Daniel Sieveke schlägt vor, sich im Obleutegespräch am Rande des 
Plenums auf die Einzelheiten zu verständigen. 

Der Innenausschuss beschließt die Durchführung eines 
Sachverständigengesprächs. Die Einzelheiten werden im 
Obleutegespräch am Rande des Plenums besprochen. 
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12 Neues Kriminalitätsphänomen erfassen und konsequent gegen sogenann-

te „Antänzer“ vorgehen! 

Antrag 
der CDU-Fraktion 
Drucksache 16/6857 

Vorsitzender Daniel Sieveke führt aus, der Antrag sei am 1. Oktober 2014 an den 
Innenausschuss überwiesen worden. Heute trete man in die Beratung ein und könne 
– sofern kein weiterer Diskussionsbedarf bestehe – auch darüber abschließen. 

Theo Kruse (CDU) teilt mit, er habe zu diesem neuen Kriminalitätsphänomen eine 
Kleine Anfrage gestellt. Die Landesregierung habe ihm daraufhin mitgeteilt, die Da-
ten würden nicht erfasst. Gleichwohl sei kurze Zeit später der Presse zu entnehmen 
gewesen, dass es genau diese Daten doch gebe. 

Daher bitte er darum, dass diese Daten dem Innenausschuss mitgeteilt würden. So-
bald die Daten zu diesem neuen Kriminalitätsphänomen vorlägen, könne man ab-
schließend über den Antrag beraten. 

LKD Dieter Schürmann (MIK) erwidert, er könne noch keine aktuellen Zahlen nen-
nen. Im Hinblick auf die Kampagne gegen Taschendiebstahl – Prävention und Re-
pression zur Verstärkung im Spektrum des Taschendiebstahls – sei im polizeilichen 
Vorgangsbearbeitungssystem IGVP dafür ein Merker vorgesehen. 

Aufgrund der bundeseinheitlichen Gestaltung und Ausweisung der polizeilichen Kri-
minalstatistik sei man derzeit noch nicht dazu in der Lage, man werde aber in der 
nächsten Woche damit beginnen, einen entsprechenden Merker in der internen Vor-
gangsbearbeitung zu erfassen. Dann könne man nach einem gewissen Zeitraum 
entsprechende Zahlen ausweisen.  

Theo Kruse (CDU) bittet darum, dass die Daten, sobald sie tatsächlich vorlägen – 
möglichst zeitnah –, dem Innenausschuss zur Verfügung gestellt würden. Im An-
schluss daran könne man abschließend über den Antrag beraten.  

LKD Dieter Schürmann (MIK) stimmt dem zu, bittet aber um einen gewissen Zeit-
raum, weil ansonsten die Daten keinen validen Aussagewert hätten. Er schlage ei-
nen Zeitraum von sechs Monaten vor. 

Dem stimmt Theo Kruse (CDU) zu. 

Der Innenausschuss einigt sich auf einen Wiedervorlage-
vermerk für diesen Antrag nach Ablauf von sechs Monaten. 
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13 Verschiedenes 

Am Dienstag, 4. November 2014, findet um 14 Uhr die Anhörung zur Ände-
rung des Landesbeamtengesetzes und des Justizgesetzes statt. 

Am Donnerstag, 20. November 2014, findet die nächste reguläre Sitzung des 
Innenausschusses u. a. mit der Abschlussberatung zum Haushalt und der Ab-
schlussberatung zum Landesbeamtengesetz statt. 
 

gez. Daniel Sieveke 
Vorsitzender 

Anlagen 

19.11.2014/19.11.2014 
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Theo Kruse MdL 
Innenpolitischer Sprecher 
 

 

 

 

 

20.10.2014 

Herrn 
Vorsitzenden des Innenausschusses 
Daniel Sieveke MdL 
 
- im Hause - 
 
nachrichtlich: Herrn Norbert Krause, Ausschussassistent 

 
 

 
 
Beantragung einer Aktuellen Viertelstunde für die Sitzung des Innenausschusses 
am 23. Oktober 2014 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
 
im Namen der CDU-Fraktion beantrage ich, zu Beginn der o.g. Sitzung eine Aktuelle 
Viertelstunde zu dem Thema 
 
„Zwölf verletzte Polizisten nach Massenschlägerei auf Schalke: Ist Innenminister 
Jägers neues Einsatzkonzept gescheitert?“ 
 
abzuhalten. 
 
Nach der Bundesligapartie zwischen dem FC Schalke 04 und Hertha BSC Berlin ist es 
am Samstagabend (18.10.2014) zu einer Massenschlägerei gekommen, bei der zwölf 
Polizisten verletzt wurden. Verschiedenen Medienberichten zufolge soll eine Gruppe 
Schalker „Problemfans“ am Gelsenkirchener Hauptbahnhof zunächst Beamte einer 
Einsatzhundertschaft der Polizei mit Flaschen und Pyrotechnik angegriffen haben. 
Unmittelbar danach sei es zu einer Massenschlägerei mit gewalttätigen Gästefans 
gekommen, die zu diesem Zeitpunkt mit mehreren Bussen am Bahnhof eintrafen, um in 
den Fan-Sonderzug nach Berlin zu steigen. Von den zwölf verletzten Polizisten seien 
drei im Krankenhaus behandelt worden. Darüber hinaus seien Geschäfte, Gaststätten 
und Einsatzfahrzeuge beschädigt worden. Die Schlägergruppen hätten schließlich mit 
Unterstützung der Bundespolizei getrennt werden können. 
 
Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) sieht sich durch die Ausschreitungen in ihrer 
Auffassung bestätigt, dass das neue Konzept von Innenminister Jäger zur polizeilichen 
Begleitung von Fußballspielen an der Realität vorbeigeht. In einer Pressemitteilung der 
GdP vom 19.10.2014 heißt es: 
 
„Die Aufteilung in Risiko- und Nichtrisikospiele mit einsatztaktischen Vorgaben ist ein 
Spiel mit dem Feuer. Die Ereignisse von gestern Abend anlässlich eines Spiels, das als 
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Nichtrisikospiel eingestuft war, zeigen, dass die Zeche dafür unsere Kolleginnen und 
Kollegen mit ihrer Gesundheit bezahlen. Zwölf verletzte Polizistinnen und Polizisten 
sind das Ergebnis eines aus unserer Sicht gescheiterten Konzepts.“ 
 
Das Ministerium für Inneres und Kommunales wird gebeten, im Rahmen einer Aktuellen 
Viertelstunde zu den o.g. Ausschreitungen sowie zu der Kritik der GdP am Konzept des 
Innenministers Stellung zu nehmen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Theo Kruse MdL 
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Marc Lürbke MdL 
Mitglied des Landtags Nordrhein-Westfalen 

 

 
 
An den  
Vorsitzenden des Innenausschusses  
Daniel Sieveke MdL  
- im Hause –  
 
nachrichtlich: Herrn Norbert Krause,  
Ausschussassistent 
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Beantragung eines Tagesordnungspunkts für die 46. Sitzung des 
Innenausschusses am 23. Oktober 2014 – Gewalt auf den Stadionvorwiesen 
beim Rheinderby Köln gegen Mönchengladbach  
 
Sehr geehrter Herr Sieveke, 
 
für die kommende Sitzung des Innenausschusses am 23. Oktober 2014 beantrage 
ich für die FDP-Fraktion folgenden Tagesordnungspunkt: 
 
Gewalt auf den Stadionvorwiesen beim Rheinderby Köln gegen 
Mönchengladbach 
 
Es wird ein schriftlicher Bericht der Landesregierung erbeten.  
 
Zum Hintergrund:  
 
Am Nachmittag des 21. September 2014 kam es aus Anlass des Fußball-
Rheinderbys zwischen Köln und Mönchengladbach vor Anpfiff des Spiels auf dem 
Vorfeld des Kölner Stadions zu Ausschreitungen zwischen gewaltbereiten Personen 
aus den Fanlagern beider Vereine. Nach Medienberichten1 trafen dort ca. 100 
gewalttätige Chaoten trafen aufeinander, die zum Teil durch ein angrenzendes 
Waldstück von der Polizei unbemerkt in den Bereich des Stadiongeländes gelangt 
waren. Unter anderem mit Dachlatten schlugen die Gewalttäter aufeinander ein. Die 
eingesetzten Hundertschaften der Bereitschaftspolizei suchten den Ort des 
Geschehens erst auf, als die Schlägerei schon begonnen hatte. Die Chaoten 
reagierten mit Angriffen auf die eingesetzten Beamten, namentlich mit dem Wurf 
entzündeter bengalischer Fackeln.  Zwar konnten die Beteiligten nach Informationen 
der Kölner Polizei relativ schnell getrennt werden, jedoch bedurfte es hierzu eines 
vergleichsweise umfassenden Polizeieinsatzes.   
 

                                            
1
 http://www.ksta.de/koeln/-sote-vor-der-partie-fc-gegen-moenchengladbach-

,15187530,28474200.html?piano_t=1;  http://www.express.de/fc-koeln/derby-startet-mit-randale--pruegelei-
mit-dachlatten---und-wieder-fahnenklau,3192,28477686.html  
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Das Ergebnis aus polizeilicher Sicht: 93 Ingewahrsamnahmen, sechs leicht verletzte 
Personen, davon vier Polizisten, 22 Strafanzeigen.  
 
Die Landesregierung möge in ihrem schriftlichen Bericht zunächst den genauen 
Einsatzablauf im Zusammenhang mit dem bezeichneten Geschehen erläutern. Sie 
möge ferner darlegen, welche Risikobewertung im Hinblick auf das als potentiell 
gewaltanfällig bekannte Rheinderby im Vorfeld erfolgte und ob Informationen über 
die Verabredung von Gewalttätern zu der Schlägerei erlangt werden konnten. Zu 
klären gilt es auch, weshalb es zumindest einem Teil der beteiligten Personen 
offenbar möglich war, mit Dachlatten bewaffnet von Einsatzkräften unbehelligt durch 
ein Waldstück in den Bereich des Stadions zu gelangen. Weiterhin ist mitzuteilen, ob 
und in welchem Umfang im Vorfeld des Spiels Meldeauflagen gegen polizeibekannte 
potentielle Gewalttäter aus der Anhängerschaft beider am Spiel beteiligter Vereine 
verhängt wurden; dies gilt namentlich unter Berücksichtigung der Vorerfahrungen 
aus einer Massenschlägerei zwischen verfeindeten Fußballanhängern am Kölner 
Rudolfplatz im Januar 2014.        
 
Bekanntlich erprobt die Landesregierung gegenwärtig ein neues Einsatzkonzept für 
Fußballspiele in Nordrhein-Westfalen, das auch den Einsatz von Sonderzügen 
vorsieht. Diese Sonderzüge fahren ohne Halt vom Heimatort der jeweiligen 
Gastmannschaft zum Spielort. Die Landesregierung möge darlegen, inwiefern ihr 
Erkenntnisse über einen Transfer an den tätlichen Auseinandersetzungen beteiligter 
Personen aus Mönchengladbach mittels derartiger Sonderzüge vorliegen.  
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 

 
Marc Lürbke MdL 
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Frank Herrmann  
Mitglied des Landtags   

 Nordrhein-Westfalen 
 

Mitglied des Innenausschusses 
Mitglied des Ausschuss für Kommunalpolitik 

 
Landtag NRW • Frank Herrmann, MdL • Postfach 10 11 43 • 40002 Düsseldorf 

 
Herrn 
Vorsitzenden des Innenausschusses 
Daniel Sieveke MdL 

      

 
- im Hause -  
 
 
nachrichtlich: Herrn Norbert Krause, 
Ausschussassistent 
 
 
Beantragung zur Erweiterung eines Tagesordnungspunktes für die nächste 
Sitzung des Innenausschusses am 23.10.2014 

 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender,  

zur Sitzung des Innenausschuss am 18.09.2014 haben wir die Aktualisierung unserer früheren Bean-

tragung „Planungsstand bezüglich neuer Aufnahmeeinrichtungen für Asylbewerber und aktuel-

le Situation in den Einrichtungen“ erbeten. In der Diskussion über den daraufhin vorgelegten Be-

richt der Landesregierung, Vorlage 16/2194, ergab sich der Bedarf nach weiteren Informationen, 

weswegen wir noch in der Sitzung die fortlaufende Berichterstattung zu dem Thema, mindesten für die 

3 kommenden Ausschusssitzung beantragt haben. Dies ist aufgrund der in den letzten Tagen bekannt 

gewordenen Ereignisse zudem mehr als notwendig! 

Mit meinem heutigen Schreiben möchte ich sicherstellen, das auch so verfahren wird und gleichzeitig 

im Namen der Piratenfraktion beantragen, den Bericht über die aktuelle Situation in den Einrichtungen 

für die nächste Sitzung um folgenden Aspekt zu erweitern: 

Misshandlungen von Flüchtlingen in den nordrhein-westfälischen Aufnahmeeinrichtungen 
aufklären und weitere Planung der Landesregierung nach dem Misshandlungs-Skandal sowie 
Stand der Ermittlungen gegen Sicherheitspersonal  
 
Durch die Presse wurde am 28. September 2014 bekannt, dass es in verschiedenen Landesaufnah-
meeinrichtungen in NRW zu Misshandlungen und Vernachlässigungen von Flüchtlingen gekommen 
ist. Das LKA hat in der Zwischenzeit Ermittlungen aufgenommen. Auf einer Pressekonferenz am 30. 
September kündigte Innenminister Jäger zudem an, dass zukünftig eine zehnköpfige „Task-Force“ 
dafür sorgen wird, dass in allen Landesunterkünften die Standards eingehalten werden. Es soll nur 
noch Sicherheitspersonal beschäftigt werden, das einer Sicherheitsüberprüfung durch Polizei und 
Verfassungsschutz zustimmt. Für den Einsatz von Sicherheitskräften in Asylbewerbereinrichtungen 
des Landes Nordrhein-Westfalen sollen fortan acht Standards gelten. 
 
Auch der Presse war zu entnehmen, dass andere Bundesländer die in NRW erst jetzt eingeführten 
Standards schon lange anwenden, zum Teil ganz ohne private Wachleute auskommen, Verträge mit 
Sicherheitsdiensten nur direkt und nicht über European Homecare abschließen und Wert darauf le-
gen, dass Mitarbeiter von Sicherheitsdiensten Deeskalation trainieren und „interkulturelle Kompeten-
zen“ nachweisen.  
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Aus anderen Unterbringungseinrichtungen wurde über weitere Vernachlässigungen von Flüchtlingen 
berichtet, z. B. über die Veruntreuung von Geldern, die den Flüchtlingen zugestanden hätten. Des 
Weiteren häufen sich bereits seit Jahren Beschwerden über zu wenig Personal, Überbelegungen und 
das Fehlen von qualitativen Standards in den Einrichtungen.  
 
Im Innenausschuss des Landtags NRW wurde die Landesregierung in den letzten anderthalb Jahren 
durch die Piratenfraktion mehrfach aufgefordert, über die Aktuelle Situation in den Aufnahmeeinrich-
tungen und über die Umsetzung von qualitativen Änderungen zu berichten – zuletzt am 18. Septem-
ber 2014, gerade einmal anderthalb Wochen vor Aufdeckung des Misshandlungs-Skandals. In der 
Vorlage 16/2194 des MIK finden sich jedoch keine Aussagen über Misshandlungen oder Beschwer-
den über mangelnde Versorgung und Betreuung. Auch "Brandbriefe" von Bürgermeistern oder die 
Erwähnung von Gesprächen über das Erscheinungsbild von Sicherheitskräften, fehlen gänzlich.  
 
Wir bitten daher um einen aktuellen und ausführlichen schriftlichen Bericht über die Vorfälle in den 
nordrhein-westfälischen Aufnahmeeinrichtungen, insbesondere über die weiteren Planungen der Lan-
desregierung bezüglich einer Neukonzeption der Flüchtlingsaufnahmebedingungen in den Landesein-
richtungen, und bitten um die Beantwortung der folgenden Fragen: 
 

1. Welche Maßnahmen hat die Landesregierung seit Bekanntwerden der Vorfälle in den Auf-
nahmeeinrichtungen insgesamt ergriffen, wie ist der Stand der Umsetzung dieser Maßnah-
men?  

2. Welche Standards sollen eingehalten werden, und wie wird das durch die Task Force geprüft?  
3. Welche qualitativen Anforderungen stellt die Landesregierung zukünftig an Unterbringungen?  
4. Welche Empfehlungen aus der Zuschrift „Qualitative Anforderungen an die kurzfristige Neu-

ausrichtung der Erstaufnahme in NRW" (Zuschrift 16/282) und dem Eckpunktepapier "Positio-
nen zur Erstaufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen und zur Durchführung der Asylver-
fahren" der Liga der Wohlfahrtsverbände und den Stellungnahmen zum Projektbericht "Unter-
bringung von Asylbewerbern in nordrhein-westfälischen Aufnahmeeinrichtungen" werden zu-
künftig umgesetzt?  

5. Wie ist der Stand der Ermittlungen gegen die Sicherheitsleute, die mutmasslich Straftaten be-
gangen haben und wurden die betroffenen Flüchtlinge entschädigt?  

6. Wie weit ist die Umsetzung des 8-Punkte-Plans vorangeschritten? 
 
 

 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Frank Herrmann MdL 
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Theo Kruse MdL 
Innenpolitischer Sprecher 
 

 

 

 

 

13.10.2014 

Herrn 
Vorsitzenden des Innenausschusses 
Daniel Sieveke MdL 
 
- im Hause - 
 
nachrichtlich: Herrn Norbert Krause, Ausschussassistent 

 
 

Beantragung von Tagesordnungspunkten für die Sitzung des Innenausschusses 
am 23.10.2014 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
 
im Namen der CDU-Fraktion beantrage ich für die o.g. Sitzung folgende 
Tagesordnungspunkte: 
 

1.) Beteiligung Minderjähriger aus Nordrhein-Westfalen am Dschihad in Syrien 
und im Irak? 
 
In einem Interview mit der Rheinischen Post vom 20.09.2014 erklärte der 
Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV), Hans-Georg Maaßen, 
Folgendes (http://www.rp-online.de/politik/24-minderjaehrige-deutsche-im-
dschihad-aid-1.4540863):  
 
„Immer mehr junge Menschen ziehen in den Dschihad. Nach unseren 
Erkenntnissen sind mindestens 24 Minderjährige nach Syrien und in den Irak 
ausgereist. Der jüngste war 13 Jahre alt. Vier minderjährige Frauen reisten mit 
der romantischen Vorstellung einer Dschihad-Ehe aus und haben junge Männer 
geheiratet, die sie als Kämpfer übers Internet kennengelernt hatten. Diese 
jungen Leute sind verblendet und wissen gar nicht, was auf sie zukommt. Fünf 
Minderjährige sind inzwischen mit Kampferfahrungen nach Deutschland 
zurückgekehrt. 
 
(…) 
 
Die Mehrzahl kannten weder die Polizei- noch die Verfassungsschutzbehörden. 
Wir erfuhren von manchen erst durch nachrichtendienstliche Erkenntnisse von 
Partnerdiensten oder weil Eltern ihre Kinder als vermisst meldeten. Eine ganze 
Reihe sind über die Koran-Verteil-Aktion ‚Lies‘ angesprochen worden und haben 
sich daraufhin radikalisiert. Ein großer Teil verfügte über einen 
Migrationshintergrund, viele hatten keinen festen Halt in der deutschen 
Gesellschaft.“ 
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Die Landesregierung wird gebeten, die Aussagen des Präsidenten des BfV in 
Bezug auf Nordrhein-Westfalen im Wege eines ausführlichen schriftlichen 
Berichts zu konkretisieren. Dabei sollen insbesondere zu folgenden Punkten 
Angaben gemacht werden: 
 

 Anzahl der Minderjährigen, die bislang aus Nordrhein-Westfalen nach 
Syrien/Irak gereist sind, um sich dort dem Dschihad anzuschließen 

 Alter dieser Minderjährigen (bitte jeweils einzeln auflisten)  

 Geschlecht dieser Minderjährigen (bitte jeweils einzeln auflisten) 

 Erkenntnisse über mögliche Eheschließungen dieser Minderjährigen in 
Syrien/Irak (sog. „Dschihad-Ehen“, bitte jeweils einzeln auflisten) 

 Erkenntnisse über mögliche Rückkehr dieser Jugendlichen nach 
Nordrhein-Westfalen (bitte jeweils einzeln auflisten) 

 Angaben zu möglichen Polizei- und/oder verfassungsschutzbehördlichen 
Erkenntnissen zu diesen Minderjährigen im Vorfeld ihrer Ausreise (bitte 
jeweils einzeln auflisten) 

 Art und Weise der Kenntniserlangung nordrhein-westfälischer 
Sicherheitsbehörden über die Ausreise dieser Minderjährigen (bitte jeweils 
einzeln auflisten) 

 Ausgangspunkt der Radikalisierung dieser Minderjährigen (Koran-Verteil-
Aktion „Lies“ o.ä., bitte jeweils einzeln auflisten) 

 Angaben zu Staatsangehörigkeit bzw. einem möglichen 
Migrationshintergrund dieser Minderjährigen (bitte jeweils einzeln 
auflisten) 

 
2.) Polizistin rechtfertigt verspätete Festnahme von Einbrechern 

 
Nach einem Bericht der Rheinischen Post vom 10.10.2014 (Lokalteil Düsseldorf) 
sollen zwei Männer noch zu einem Zeitpunkt Einbrüche verübt haben, als sie 
längst im Visier der Polizei standen und bereits hätten festgenommen werden 
können. Dies habe die Düsseldorfer Polizeihauptkommissarin Maria A. in dem 
Prozess gegen die beiden Einbrecher vor Gericht erklärt. Laut A.‘s Aussage 
habe man die Einbrecher erst mit Verspätung festgenommen, „weil man andere 
Prioritäten gesetzt und zudem Personalprobleme habe“. 
 
Die Landesregierung wird um einen ausführlichen schriftlichen Bericht zu den 
Taten der beiden Einbrecher und den Aussagen der Polizeihauptkommissarin 
gebeten. In diesem Zusammenhang soll insbesondere auch berichtet werden, 
welche „anderen Prioritäten“ einer früheren Festnahmen der Einbrecher 
entgegenstanden (z.B. Blitz-Marathon o.ä.) und wie sich die Personalprobleme 
im PP Düsseldorf konkret darstellen. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Theo Kruse MdL 
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